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OECD: Erste Folgenabschätzung zu Säule 1 und 2 veröffentlicht 

Die OECD hat am 13.02.2020 ihre erste (vorläufige) Analyse der Auswirkungen 

von Säule 1 und 2 zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft auf das 

Steueraufkommen sowie auf das Investitionsverhalten veröffentlicht. 

Zu beachten ist, dass die OECD ihre Berechnungen auf der Basis von Annahmen 

getroffen hat, obwohl diese von der Staatengemeinschaft noch nicht beschlossen 

worden sind. Sie betont auch, dass eine Entscheidung dadurch nicht 

vorweggenommen werde. Für Amount A wurde angenommen, dass 20 Prozent 

des Übergewinns bei einer Profitabilitätsschwelle von zehn Prozent auf Basis der 

Umsätze auf die Marktstaaten verteilt wird. Für die globale Mindestbesteuerung 

unter Pillar Two wurde ein effektiver Mindeststeuersatz von 12,5 Prozent und das 

sog. jurisdictional blending angenommen. Die OECD beziffert die globalen 

Mehreinnahmen aus der kombinierten Wirkung der Maßnahmen der zwei Säulen 

auf vier Prozent der weltweiten Körperschaftsteuereinnahmen (100 Milliarden 

US-Dollar) jährlich. Hinsichtlich der Neuverteilung von Besteuerungsrechten geht 

die OECD davon aus, dass die meisten Staaten Mehreinnahmen verzeichnen 

würden. Staaten mit niedrigem und mittlerem Einkommen würden relativ zu 

Staaten mit hohem Einkommen stärker profitieren, während „Investitionshubs“ 

Aufkommensverluste verzeichnen würden. 

Die Analyse fußt auf Daten von 27.000 multinationalen Unternehmen und speist 

sich unter anderem aus dem Country-by-Country Reporting. Sie zeige zudem, 

dass mehr als die Hälfte des umverteilten Gewinns auf 100 multinationale 

Unternehmen zurückzuführen sei. Nach Analyse der OECD ergibt sich der 

Großteil der Mehreinnahmen aus der Einführung der globalen effektiven 

Mindestbesteuerung, da die Verringerung der Steuersatzunterschiede zwischen 

den einzelnen Ländern mit einer erheblichen Verringerung der 

Gewinnverschiebung durch multinationale Unternehmen einhergehen würde. 

Die OECD geht schließlich davon aus, dass die Wirkung der Zwei-Säulen-Lösung 

auf die Investmentkosten gering sei und der Einfluss der Körperschaftsteuer auf 

Investmententscheidungen sinken würde. 

 

OECD: Aufnahme von Finanztransaktionen in Verrechnungspreisrichtlinien 

Am 11.02.2020 hat die OECD den finalen Verrechnungspreisbericht zu 

(grenzüberschreitenden) Finanztransaktionen veröffentlicht. Er beinhaltet eine 

Ergänzung des ersten Kapitels der OECD Verrechnungspreisleitlinien 

(Vergleichsanalyse) und ein offizielles Kapitel X zu Finanztransaktionen. Da bei 

den Verrechnungspreisregeln für konzerninterne Finanzierungen zurzeit große 

Unsicherheit besteht, wurde der Report mit großem Interesse erwartet. 

Der im Entwurf des ATAD-Umsetzungsgesetzes vorgeschlagene § 1a AStG-E 

attestiert das Fehlen einer einheitlichen OECD-Norm zur Behandlung von 

konzerninternen Finanzierungen. Daher ist eine international abgestimmte 

Sichtweise zu begrüßen, wobei der Bericht aufgrund teilweiser divergierender 

nationaler Sichtweisen unterschiedliche Interpretationsmöglichkeiten zu 
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bestimmten Themenbereichen eröffnet. Generell ist eine ähnliche 

Herangehensweise wie beim DEMPE-Konzept zu konstatieren, da sich nun auch 

Finanztransaktionen einem Substanztest unterziehen müssen.  

Das neue Kapitel X der Verrechnungspreisleitlinien befasst sich mit der 

Einordnung der Fremdfinanzierung dem Grunde nach, Treasury-Funktionen 

(konzerninterne Darlehen, Cash-Pools und Hedging), Finanzgarantien und 

konzerninternen (captive) Versicherungen. Über den ursprünglichen 

Diskussionsentwurf vom 03.07.2018 hinaus gibt es noch ein zusätzliches Kapitel, 

welches sich mit der Herleitung und Verwendung des risikolosen und des 

risikoangepassten Zinssatzes beschäftigt.  

Der Bericht veranschaulicht, dass im Einklang mit den allgemeinen OECD-

Verrechnungspreisrichtlinien eine Funktions- und Risikoanalyse („FAR“) unter 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen und vertraglichen Ausgestaltungen 

Ausgangspunkt für eine Qualifizierung und Beurteilung von Finanztransaktionen 

sein soll. Basierend auf der FAR soll in einem ersten Schritt geklärt werden, ob 

eine konzerninterne Fremdfinanzierung (wirtschaftlich) als andere Zahlung, 

spezifisch als Einlage, behandelt werden soll. Weiterhin stellt der Bericht den 

Einfluss verschiedener FAR für Transaktionspartner unterschiedlicher 

Finanztransaktionen (z.B. Kreditgeber bzw. -nehmer, Cash-Pool Führer) dar. 

Deutlich in den Fokus gerückt ist die Einordnung der Finanztransaktion dem 

Grunde nach („Delineation“). Hierbei soll in einem ersten Schritt geprüft werden, 

ob die Finanztransaktion unter den bestehenden Bedingungen unter fremden 

Dritten überhaupt als Fremdkapital zustande gekommen wäre. Die Qualifizierung 

als Fremdkapital erfolg t nur, wenn sichergestellt ist, dass der Darlehensnehmer 

selber imstande ist, die konzerninterne Finanzierung auch am freien Markt in 

Anspruch nehmen und tragen zu können. Es soll auch sichergestellt sein, dass 

diese auch wirtschaftlich benötigt wird. Kann dieser Nachweis nicht geführt 

werden, ist grundsätzlich die Umqualifizierung in Eigenkapital möglich. Darüber 

hinaus soll analysiert werden, welche Finanzierungsoptionen realistische 

Alternative für den Darlehensnehmer darstellen könnten. Das Abstellen auf den 

einzelnen Darlehensgeber und -nehmer entspricht im Grunde einer Stand-Alone 

Betrachtung; eine Konzernzugehörigkeit wird hier (noch) ausgeblendet bzw. nicht 

spezifisch erwähnt. Im Ergebnis verweist das neue Kapitel X an vielen Stellen auf 

die Leitlinien, die bereits in Kapitel I insb. D.1 dargestellt sind und schlägt diese 

Vorgehensweise nun auch für Finanztransaktionen vor.  

Eine ähnliche Betrachtung lässt sich auch im § 1a AStG-E wiederfinden, wobei 

hier ein dreistufiges Prüfschema angewandt werden muss, um die Finanzierung 

dem Grunde nach zu rechtfertigen. Für die Praxis bedeutet dies, dass die 

ökonomische Analyse für Einordnung konzerninterner Finanztransaktionen dem 

Grunde weitaus wichtiger wird und nicht wie bisher direkt die Höhe einer 

angemessenen Vergütung bestimmt werden kann.  

Das wesentliche Kriterium für die Fremdüblichkeit der Höhe nach ist aus Sicht 

des Darlehnsgebers das mit der Darlehensvergabe verbundene Ausfallrisiko. Zur 

Quantifizierung des Ausfallrisikos nennt die OECD „Credit Ratings“ als geeignete 

Methode. Das Credit Rating bildet die generelle Kreditwürdigkeit und 
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Ausfallwahrscheinlichkeit ab, um mithilfe von ökonomischen Modellen potentiell 

vergleichbare Finanztransaktionen zu identifizieren. Des Weiteren gibt das neue 

Kapitel (entgegen den jüngsten BFH-Urteilen) allen Anlass dazu, den Rückhalt im 

Konzern (implicit support) als wichtiges Kriterium innerhalb von 

Konzernfinanzierung zu berücksichtigen. Unter bestimmten Voraussetzungen 

kann deshalb auf das Gruppen-Rating abgestellt werden. Unternehmen, die in 

dem Kerngeschäft einer Unternehmensgruppe tätig sind und daher eine 

strategische Position einnehmen, profitieren eher von dem Rückhalt, wobei für 

Unternehmen, deren relativer Wert am Unternehmen gering ausfällt, ein 

Konzernrückhalt eher nicht zu erwarten ist. Dass die konzerninterne Finanzierung 

dem Grunde nach anscheinend auf einer Einzelbetrachtung, die Ermittlung der 

Höhe aber wiederum unter Berücksichtigung des Konzernrückhalts erfolgen kann 

bzw. sollte, erscheint widersprüchlich, da in der gängigen Praxis der 

Konzernrückhalt durchaus bei der Kreditaufnahme berücksichtigt wird. 

Treasury-Funktionen (Darlehen, Cash-Pool und Absicherung („Hedging“)) werden 

grds. als Unterstützungsleistung der Hauptaktivitäten betrachtet. Grundsätzlich 

weist das neue Kapitel darauf hin, dass ein Cash Pool Führer regelmäßig nicht 

mehr als eine Koordinations- oder Agentenfunktion innehat. Demnach fällt die 

Vergütung für einen solchen entsprechend gering aus. Diese Auffassung findet 

sich so auch in § 1a AStG-E. Sollte der Cash Pool Führer allerdings Funktionen 

ausüben, welche über die Koordinations- oder Agententätigkeiten hinausgehen 

und entsprechende Risiken tragen, dann wird dieser nach den entsprechenden 

Herangehensweisen vergütet, um das Risiko, welches er trägt, zu vergüten.  

Bei konzerninternen Garantien ist zu unterscheiden, ob die Garantie dem 

Darlehensnehmer aufgrund der höheren Bonität einen niedrigeren Zinssatz oder 

(ggf. auch) einen höheren Finanzierungsbetrag ermöglicht. Sofern die Garantie 

dem Darlehensnehmer (auch) zu einem höheren Finanzierungsbetrag verhilft, 

wäre lt. neuer Regelung zu überlegen, ob das Darlehen als Darlehen an den 

Garantiegeber zu charakterisieren ist, gefolgt von einer Kapitaleinlage des 

Garantiegebers in Bezug auf den ursprünglichen Darlehensnehmer. Das neue 

Kapitel X führt aus, dass ein Darlehensnehmer i.d.R. nur bereit wäre für eine 

Garantie zu zahlen, wenn die Garantie dem Darlehensnehmer einen Vorteil 

bringt. Nichtsdestotrotz sollte die Quantifizierung einer Garantiegebühr sowohl 

unter Berücksichtigung der Perspektive des Darlehensnehmers (i.d.R. durch die 

Yield Methode) als auch des Garantiegebers (i.d.R. durch einen kostenbasierten 

Ansatz bzw. anhand einer Quantifizierung des Erwartungswerts des 

Kreditausfalls) erfolgen. Dies sollte i.d.R. zu einer Bandbreite von 

Fremdvergleichswerten bestehend aus einem Maximalpreis aus Sicht des 

Darlehensnehmers und einem Minimumpreis aus Sicht des Garantiegebers 

führen. Das neue Kapitel führt des Weiteren aus, dass ein Garantienehmer 

aufgrund von Rückgriffsrechten auch dann einen Nutzen aus einer Garantie 

ziehen kann, wenn der Garantienehmer die gleiche oder gar eine bessere Bonität 

als der Garantiegeber aufweist. 

Wenn die Einordnung der Fremdfinanzierung dem Grunde nach ergibt, dass der 

verbundene Finanzierungsgeber keine Risiken trägt oder keine 

entscheidungsrelevanten Tätigkeiten ausführt, soll dieser nur höchstens mit dem 
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risikolosen Zins vergütet werden, um eine angemessene Vergütung abzubilden. 

Hierbei soll in erster Linie auf Staatsanleihen höchster Bonität zurückgegriffen 

werden, die in der ökonomischen Theorie oftmals als risikolos betrachtet werden. 

Ferner wird angeführt, dass es weitere Möglichkeiten gibt, den risikolosen Zins 

abzubilden, wie z.B. Interbankenzinssätze oder Swap rates. Des Weiteren darf 

der risikolose Zins weiter angepasst werden, um etwaige bestehende Risiken zu 

berücksichtigen und diese als Risikoaufschlag zu erfassen.  

Die Bewertung der Fremdüblichkeit von konzerninternen Finanzdienstleistungen 

ist ein oft diskutiertes Thema in Betriebsprüfungen. Mit dem neuen Kapitel zu 

Finanztransaktionen der OECD werden dem Steuerpflichtigen weitere Leitlinien 

für konzerninterne Finanztranskationen an die Hand gegeben. Es bleibt 

abzuwarten, wie der deutsche Gesetzgeber reagieren wird. 

 

OECD: Konsultation zur Überprüfung des Country-by-Country Reporting 

In ihrem Abschlussbericht zu BEPS-Aktionspunkt 13 hat die OECD vorgesehen, 

dass bis Ende 2020 eine Überprüfung des Country-by-Country Reporting 

vorgenommen werden soll. Deshalb hat das Inclusive Framework on BEPS die 

OECD bereits im Juni 2018 damit beauftragt, die geplante Überprüfung 

vorzunehmen und Empfehlungen für mögliche Änderungen zu unterbreiten. Nun 

hat die OECD am 06.02.2020 ein Konsultationsdokument zur Überprüfung des 

Country-by-Country Reporting veröffentlicht, zu dem bis 06.03.2020 die 

Gelegenheit zu einer schriftlichen Stellungnahme bei der OECD besteht. 

 

BFH: Weite Auslegung der Steuervergünstigung bei Umstrukturierung im 

Konzern gemäß § 6a GrEStG  

Nach Bestätigung der Konformität des § 6a GrEStG mit EU-Recht durch den 

EuGH vom 19.12.2018 (EuGH vom 19.12.2018 – C-374/17) konnte der BFH sich 

nun in einer Reihe von Urteilen zu konkreten Anwendungs- und 

Auslegungsfragen der Norm äußern. 

Mit Urteilen vom 21.08.2019 (II R 15/19, II R 16/19, II R 19/19, II R 20/19 und II R 

21/19) und vom 22.08.2019 (II R 17/19 und II R 18/19) hat der BFH nun zu den 

Begriffen „herrschendes Unternehmen“, „Unternehmensverbund“, den in § 6a 

S. 4 GrEStG statuierten Vor- und Nachbehaltensfristen sowie zum Verhältnis von 

§ 17 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 GrEStG bei der Bestimmung der Zuständigkeit für die 

gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen im GrEStG Stellung 

genommen. 

In den Verfahren II R 15/19 und II R 19/19 bejahte der BFH zunächst, dass 

sowohl natürliche Personen (II R 15/19) als auch gemeinnützige Stiftungen 

„herrschendes Unternehmen“ i.S.d. § 6a S. 3 GrEStG sein können. Mangels 

näherer gesetzlicher Eingrenzungen gelte die Vorschrift für alle Rechtsträger 

i.S.d. GrEStG (natürliche sowie juristische Personen), die wirtschaftlich tätig sind. 

Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG sei daher – anders als von der 

Finanzverwaltung gefordert – nicht auf Unternehmen i.S. des UStG beschränkt.  
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Zur Frage, wie § 6a S. 3 und 4 GrEStG hinsichtlich der vom Wortlaut geforderten 

fünfjährigen Vor- und Nachbehaltensfristen auszulegen seien, vertrat der BFH in 

seinen Urteilen (II R 15/19, II R 16/19, II R 18/19, II R 19/19, II R 20/19 und II R 

21/19) die Ansicht, dass die dort genannten Fristen nur insoweit eingehalten 

werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs 

auch eingehalten werden können. Andernfalls würde die Begünstigungsvorschrift 

– entgegen der gesetzgeberischen Intention (flexibel auf Veränderungen der 

Marktverhältnisse reagieren zu können) – in wesentlichen Umwandlungsfällen 

leer laufen.  

Bei Umwandlungsvorgängen zwischen herrschender und abhängiger 

Gesellschaft müsse demnach in Fällen der Verschmelzung nur die 

Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur 

Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das schließe – 

entgegen der Ansicht der Finanzverwaltung – auch solche 

Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet 

wird. Das Erfordernis eines „(Unternehmens-)Verbundes“ sei nach Ansicht des 

BFH im § 6a GrEStG weder begrifflich noch konzeptionell angelegt. 

Im Verfahren II R 21/19 entschied der BFH zum Verhältnis des § 17 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 und Nr. 2 GrEStG (Zuständigkeit für die gesonderte Feststellung der 

Besteuerungsgrundlagen), dass wenn die Umwandlung zu einem fiktiven 

Grundstückserwerb i.S.d. § 1 Abs. 3 Nr. 4 GrEStG führe, die 

Zuständigkeitsregelung des § 17 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 GrEStG als speziellere 

Regelung für Erwerbsvorgänge nach § 1 Abs. 2a, 3 und 3a GrEStG der 

Anwendung des § 17 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 GrEStG vorgehe. 

Im Verfahren II R 17/19 versagte der BFH hingegen die Steuerbegünstigung, da 

die fünfjährige Vorbehaltensfrist an der aufnehmenden Schwestergesellschaft 

(Sidestream-Merger) durch das herrschende Unternehmen nicht eingehalten war. 

Eine mehr als fünfjährige wirtschaftliche und organisatorische Einbindung in den 

Konzern sei nicht ausreichend, da § 6a GrEStG nicht grundstücksbezogen 

auszulegen sei. 
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Alle am 13.02.2020 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

II R 15/17 05.11.2019 Spielvergnügungsteuer-Nachschau in Hamburg 

II R 15/19 (II R
 50/13) 

21.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

II R 16/19 (II R
 36/14) 

21.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

II R 17/19 (II R
 58/14) 

22.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

II R 18/19 (II R 
62/14) 

22.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

II R 19/19 (II R
 63/14) 

21.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

II R 20/19 (II R 
53/15) 

21.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

II R 21/19 (II R
 56/15) 

21.08.2019 
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020 

IV R 32/16 19.09.2019 Anwendung des § 15a EStG bei Beteiligung der KG an Zebragesellschaft 

IV R 28/19 28.11.2019 Auflösung von Unterschiedsbeträgen bei Ausscheiden eines Gesellschafters 

V R 25/18 27.11.2019 Zeitpunkt der Steuerentstehung 

IX R 2/19 03.09.2019 
Steuerliche Behandlung von Aufwendungen zur Sanierung eines 
Entwässerungskanals 

X R 39/17 06.11.2019 
Einkommensteuerliche Behandlung von Kapitalabfindungen für 
Kleinbetragsrenten aus Altersvorsorgeverträgen 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43745&pos=0&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43748&pos=1&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43748&pos=1&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43751&pos=2&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43751&pos=2&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43754&pos=3&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43754&pos=3&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43757&pos=4&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43757&pos=4&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43760&pos=5&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43760&pos=5&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43763&pos=6&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43763&pos=6&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43766&pos=7&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43766&pos=7&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43736&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43769&pos=8&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43772&pos=9&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43775&pos=10&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43778&pos=11&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43781&pos=12&anz=61
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Alle am 13.02.2020 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

VI R 1/18 23.10.2019 Vorab entstandene Werbungskosten bei doppelter Haushaltsführung 

VIII R 19/17 10.12.2019 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Erkrankung des 
Prozessbevollmächtigten 

V R 30/16 13.11.2019 Zur Körperschaftsteuerpflicht einer Stiftung 

VIII S 12/19 (A
dV) 

10.12.2019 
Zahlungen aus öffentlichen Mitteln gemäß § 3 Nr. 11 Satz 1 EStG bei 
Auszahlung von Geldern an Pflegepersonen durch freie Träger der Jugendhilfe 

X B 132/19 28.11.2019 Ort der Akteneinsicht durch einen Insolvenzverwalter 

II B 20/19 10.12.2019 Einheitlicher Erwerbsgegenstand bei der Grunderwerbsteuer 

II R 14/17 05.11.2019 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 05.11.2019 II R 15/17 - 
Spielvergnügungsteuer-Nachschau in Hamburg 

IX B 72/19 18.11.2019 
Keine Anwendung der Ausnahmevorschrift des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 
2. Alternative EStG bei fehlender Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im Jahr 
der Veräußerung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43784&pos=13&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43787&pos=14&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43790&pos=15&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43793&pos=16&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43793&pos=16&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43796&pos=17&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43799&pos=18&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43802&pos=19&anz=61
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=43805&pos=20&anz=61
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Introduction & Preliminary findings 


Approach & caveats


• Pillar 1
• Pillar 2
• Combined revenue effects of Pillars 1 & 2


Revenue Effects


Investment effects


Next steps 
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Introduction
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Preliminary results of the 
Economic Analysis & Impact Assessment 


PURPOSE
This analysis is 


undertaken to inform 
key decisions to be 
taken by Inclusive 


Framework members 
in negotiations 


underway at the 
OECD 


ASSUMPTIONS 


in this preliminary 
analysis are illustrative 
and do not pre-judge 
decisions of the IF


HIGH-LEVEL 
RESULTS 
at the level of 


country groups (e.g. 
low-, middle- and 


high-income)


UPDATED 
RESULTS  


as further decisions 
are taken by the IF 
on the design and 
parameters of the 


reform







• Estimated global net revenue gain up to 4% of global CIT revenues or 
USD 100 billion annually, depending on reform design


• The revenue gains are broadly similar across high, middle and 
low-income economies, as a share of corporate tax revenues


• The reforms are expected to lead to a significant reduction in profit shifting


The combined effect of Pillars 1 & 2 would lead to a 
significant increase in global tax revenues


Failure to reach a consensus-based solution would lead to 
further unilateral measures and greater uncertainty


Overall impact on global tax revenues 
would be significant
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APPROACH & CAVEATS
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Approach to assess reform impact
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Flexible 
analysis 


framework


To inform ongoing 
discussions on Pillar 1 
and Pillar 2 design and 


parameters


Broad geographic and 
company coverage 


With more than 200 
jurisdictions (all members of 


the Inclusive Framework 
and a large number of 


developing countries) and 
more than 27,000 MNE 


groups


Combining data 
from a range of 


sources


Firm-level data wherever 
possible, combined with 


aggregate data


Extensive interactions with stakeholders 
including delegates from Inclusive Framework jurisdictions and other key stakeholders 







Main caveats
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• Further revisions will be made to reflect future design decisions
• Current estimates assume that Pillar 1 is not a “safe harbour” regime


Results will depend on Pillar 1 & Pillar 2 design, which 
is still to be decided by the Inclusive Framework 


• Due to gaps in coverage and time lags and the methodology inevitably 
involves simplifying assumptions


Underlying data have limitations


Refinements are still ongoing to improve data quality, 
in cooperation with Inclusive Framework members


• For Pillar 2, some of these reactions have been modelled in the assessment
• These reactions are difficult to anticipate with certainty


Potential strategic reactions of MNEs & governments







REVENUE EFFECTS
PILLAR 1
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Pillar 1 changes the way countries carve up the 
‘tax pie’
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Routine 
Profit


X% of non-routine profit


Allocated to market 
jurisdictions


Profitability threshold
(e.g. X% on Profit Before 
Tax/ Turnover)


• Substantial reallocation of taxing 
rights across jurisdictions


• Going beyond physical presence to 
determine taxing rights


• Considers MNE groups as a whole 
rather than entity-by-entity


• Allocates some tax base to market 
jurisdictions based on a formula Total profit of the MNE Group


Non-Routine 
Profit


Pillar 1: Amount A







-5% -4% -3% -2% -1% 0% 1% 2% 3% 4% 5%


Global
effect


High income


Middle income


Low income


Investment hubs


Pillar 1 estimated effect on CIT revenues (% of CIT revenues)


Illustrative assumption on residual profit threshold (based on profit-before-tax to turnover ratio):
10% 20%


Most jurisdictions gain tax revenues, except 
investment hubs
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Note: Illustrative scenarios of Pillar 1 (Amount A only), where residual profit is defined with a 10% or 20% threshold on profit-before-tax to turnover, assuming a 20%
reallocation of residual profit to market jurisdictions, with commodities and financial sectors excluded from scope. High, middle and low income jurisdictions are
defined based on the World Bank classification. Investment hubs are jurisdictions with inward FDI above 150% of GDP.







In addition to reallocating taxing rights,
Pillar 1 would slightly increase tax revenues
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• Global tax revenues would slightly increase as 
some taxing rights shift from low-tax jurisdictions to higher-tax 
jurisdictions


• Most economies would experience a small tax revenue gain


• On average, low and middle-income economies would gain 
relatively more revenue than advanced economies


• Investment hubs would experience some loss in tax revenues


• More than half of the profit reallocated comes from 100 MNE groups







REVENUE EFFECTS
PILLAR 2
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• GloBE gives countries the right to 
‘tax back’ profit that is currently 
taxed below the minimum rate


• It would operate as a ‘top-up’ tax, 
up to the minimum rate


• It could be applied either on 
global MNE profit or jurisdiction-
by-jurisdiction


Pillar 2 would operate as a minimum tax 
rate
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Taxes currently paid


Top-up:
Taxes paid under Pillar 2 
to reach the minimum tax 
rate


Minimum tax rate (X%)


Corporate taxes 
paid by MNE


Pillar 2: GloBE







Main stylised scenarios on strategic 
reactions of MNEs & governments
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Scenario 1 Static scenario
(no behavioural reaction)


Scenario 2 Interaction with Pillar 1Scenario 1


Scenario 3 MNEs reduce their profit shifting 
intensityScenario 2


Scenario 4
Higher degree of 


uncertainty


Some low-tax jurisdictions 
increase their CIT rateScenario 3







0%


2%


4%


Scenario 1 Scenario 2 Scenario 3 Scenario 4
Pillar 1 Pillar 2: Revenues from minimum tax
Pillar 2: Rate increases in low-tax jurisdictions Pillar 2: Reduced profit shifting
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Global tax revenue gains could be up 
to 4% of global CIT revenues 


Interaction Between Pillars Reaction by MNEs Reaction by governments


Global tax 
revenue gains 


(% of CIT revenues)


Note: Pillar 1 (Amount A only) estimates are based on an illustrative scenario where residual profit is defined with a 10% threshold on profit-before-tax to 
turnover, assuming a 20% reallocation of residual profit to market jurisdictions, with commodities and financial sectors excluded from scope. Pillar 2 
estimates are based on an illustrative scenario with jurisdiction blending and a 12.5% minimum tax rate. 


Illustrative scenario on Pillar 1 and 2 design







• The amount will depend on the rate and the design


Pillar 2 would raise a significant amount of 
additional tax revenues 


• Pillar 2 would reduce tax rate differentials between jurisdictions 
and reduce the incentives for MNEs to shift profit


• This will be important for developing economies as they tend to be 
more adversely affected by profit shifting than high-income economies


The reform would reduce profit shifting 


Pillar 2 would raise significant tax 
revenues and reduce profit shifting 


18







COMBINED REVENUE 
EFFECTS OF PILLARS 1 & 2


19







20


The revenue gains are broadly similar across 
income groups


Note: Pillar 1 (Amount A only) estimates are based on an illustrative scenario where residual profit is defined with a 10% threshold on profit-before-tax to turnover, 
assuming a 20% reallocation of residual profit to market jurisdictions, with commodities and financial sectors excluded from scope. Pillar 2 estimates are based on an 
illustrative scenario with jurisdiction blending and a 12.5% minimum tax rate. High, middle and low income jurisdictions are defined based on the World Bank 
classification. Excludes investment hubs, which are jurisdictions with inward FDI above 150% of GDP. 


0%


2%


4%


6%


High income Middle income Low income


Pillar 1 Pillar 2: Revenues from minimum tax Pillar 2: Reduced profit shifting


Average tax 
revenue gains 
across income 


groups, 
Scenario 3 


(% of CIT 
revenues)


Illustrative scenario on Pillar 1 and 2 design







INVESTMENT EFFECTS
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Investment impacts are assessed in a 
stylised, standard framework
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• To assess the impact of the proposals on a stylised investment project
• The methodology incorporates the profit shifting behaviour of MNEs and the 


underlying data is consistent with the revenue estimation


Use of the Effective Tax Rates (ETR) framework


• A firm-level analysis is being undertaken


Impact of ETRs on investment may vary across firms


Assessment of the counterfactual scenario with 
no agreement and more unilateral measures 
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Small increase in ETRs, with the 
biggest effect on investment hubs


Note: Pillar 1 (Amount A only) considers a 10% threshold on Profit/Turnover, 20% reallocation to market and a carve-out for Finance and Commodities. Pillar 2 
considers a 12.5% rate with jurisdiction blending. The impact on zero-tax jurisdictions is not accounted for in this graph. The combined effect does not include 
interaction effects of both pillars. The number of jurisdiction is restricted to those available in Corporate Tax Statistics due to data limitations. 


Ex
pe


ct
ed


 a
ve


ra
ge


 c
ha


ng
e 


in
 th


e 
EA


TR
 


(p
er


ce
nt


ag
e 


po
in


ts
)


Illustrative scenario on Pillar 1 and 2 design







• Many firms will be unaffected by the proposals, which target firms with high levels of 
profitability and low effective tax rates


The direct effect on investment costs is expected to be small in most 
countries


• Investment could be driven more by other factors 
(e.g. infrastructure, education levels or labour costs)


• This could channel more investment to jurisdictions where it 
would be more productive, which would support global growth


The reforms would reduce the influence of corporate taxes on investment 
location


The failure to achieve a consensus-based solution would lead to more 
unilateral measures, uncertainty and trade disputes


Small effects on investment costs, with 
the potential for improved tax certainty
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NEXT STEPS
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Next steps
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2020 End of 
2020


Inclusive 
Framework 


Meeting


Paris, France


29-30 
January


G20 Finance 
Ministers 


Meeting


Riyadh, 
Saudi Arabia


Endorsement of 
progress made


22-23 
February


Inclusive 
Framework 


Meeting


Berlin, Germany
“agreement on the 
key policy features 


of a solution”


1-2 
July 


G20 Leaders 


Summit


Riyadh, Saudi 
Arabia


21- 22 
November


G20 Finance 
Ministers 


Meeting


Jeddah, Saudi 
Arabia


18-19 
July


Timeline







ANNEX: METHODOLOGY 
AND DATA


27







Results are presented at the aggregate global level, as well as for the following jurisdiction
groups:


Jurisdiction groups for which results are presented
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High-income jurisdictions GDP per capita above USD 
12,000


Middle-income jurisdictions GDP per capita between USD 
1,000 and USD 12,000


Low-income jurisdictions GDP per capita below USD 
1,000


Investment hubs Inward FDI to GDP ratio above 
150%


Note: Income groups are based on World Bank classification







Pillar 1 revenue effects:
Overview of methodology and data sources
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Tax revenue 
change for 
Country A


Global 
residual 


profit 
allocated 


Country A 
Share of 


MNE sales 


Country A 
Share of 
residual 


profit


Country A 
Corporate 


tax rate


Global residual profit is 
computed based on the 


accounts of more than 27,000 
MNE groups. A fraction of 


global residual profit is 
assumed to be allocated to 


markets (e.g. 20%)


Key data sources: Orbis, 
Worldscope and other sources


Countries receive residual 
profit in proportion to 


MNE sales in the country 
(including digital sales)


Key data source: OECD 
Analytical Activities of 


Multinational Enterprises 
(AMNE) Database


Countries relieve residual 
profit in proportion to the 
amount of residual profit 


located in the country 
(illustrative assumption)


Key data sources: Country-by-
Country Reports (CbCR) data, 


Orbis, AMNE, National 
Accounts and FDI data 


The corporate tax 
rate is applied to 
the change in tax 


base (note: the rate 
can differ between 


received and 
relieved profit)


Key data source: OECD 
Tax Statistics







Pillar 2 revenue effects:
Overview of methodology and data sources
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Tax revenue 
change for 
Country A


Global low-
taxed profit


Minimum 
tax rate


Current 
effective tax 
rate on low-
taxed profit


Country A 
Share of 
revenues 


from Pillar 2


Global low-taxed profit is 
computed for two options on 


“blending” rules: global or 
jurisdiction blending


Key data sources: Orbis, 
Worldscope and other sources 
(global blending), CbCR data, 


Orbis, AMNE, National Accounts 
and FDI statistics (jurisdiction 


blending)


The minimum tax 
rate will be 


decided by the 
Inclusive 


Framework.
A variety of rates 
is explored in the 


analysis 


Several sources are used to 
estimate the effective tax 


rate on MNE profit


Key data sources: Orbis, 
Worldscope and other sources 


(global blending); OECD Tax 
Statistics, Torslov et al. (2018), 


US BEA data, CbCR data 
(jurisdiction blending)


These shares will 
depend on Pillar 2 


design and 
reactions by 
MNEs and 


governments


 Reactions are 
modelled under 


stylised scenarios


Global revenue gain from Pillar 2







• Profit shifting incentives are assumed to depend on tax rate differentials 
between jurisdictions


• The amount of profit currently shifted is estimated (on a bilateral basis) 
based on the ‘profit matrix’:
o Profit is assumed to be shifted when it is located in jurisdictions with: (i) relatively high 


FDI; and (ii) relatively low ETRs: and (iii) it exceeds a certain profitability rate 
o The estimated average tax sensitivity of profit and amount of profit in low-tax 


jurisdictions are in line with previous estimates (e.g. Torslov et al., 2018, Beer et al., 
2018, Johansson et al., 2016)


• Pillar 2 is assumed to reduce profit shifting intensity to the extent that it 
reduces tax rate differentials vis-à-vis jurisdictions below the minimum rate 
o The effect of Pillar 2 on profit shifting is modelled by comparing tax rate differentials 


before and after the application of Pillar 2


Modelling the effect of Pillar 2 on profit shifting 
intensity: main assumptions
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US France Nigeria Bahamas ... 
(200+ jurisd.)


US Profit of US 
MNEs in the US


Profit of French 
MNEs in the US . . .


France Profit of US 
MNEs in France . . . .


Nigeria . . . . .


Bahamas . . . . .
…


(200+ jurisd.) . . . . .


Jurisdiction of headquarters


Jurisdiction 
of affiliate


Source 3: OECD Activities 
of Multinational Enterprises 
(AMNE) database, coverage 
mainly for OECD countries as 
affiliate jurisdictions


Source 4: Extrapolation based on 
macro sources, including FDI data (for 
cells not covered in other data sources)


Source 1: Aggregate Country-by-
Country reporting data: data shared 
with the OECD on a confidential basis by 
24 jurisdictions of headquarters)


Source 2: ORBIS 
unconsolidated 
firm-level data:  
coverage sufficiently 
good for about 25 
jurisdictions of 
affiliate (mainly in 
Europe)
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The ‘profit matrix’ to combine data sources on profit location for 
Pillar 1 and 2 analysis: Stylised illustration







• Analysis based on the standard model for forward-looking ETRs (Devereux & Griffith, 
2003; Hanappi, 2018; CTS, 2018)


• Estimates the effects on investment incentives by comparing ETRs on a hypothetical 
investment project before and after the implementation of Pillar 1 and 2 
o Considers a simplified MNE structure where profit shifting occurs: The empirical calibration accounts 


for profit shifting based on weights derived from the profit matrix


o Accounts for differences in the tax base across countries collected on OECD Corporate Tax Statistics


o Abstracts from personal income and withholding taxes, assuming full equity finance; and behavioural 
responses by MNEs and governments 


• Results give indications on how Pillars 1 and 2 change the impact of taxation on the 
scale and location of investment


• However, overall investment effects will also be affected by other factors such as, 
e.g., tax certainty


ETR analysis of investment effects: main assumptions
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• Modelling assumptions taken on a without prejudice basis


• Pillar 1 considers Amount A only, with a 10% threshold on profit / turnover, 
20% reallocation to market and a carve-out for finance and commodities
o Reallocation occurs proportionally from where it is currently located, either in the jurisdiction 


where investments take place or where profits have been shifted to


o The tax rate on reallocated profits is determined as a weighted average using destination-
based sales based on the profit matrix (~26%)


o Results are weighted across firms above and below the profitability threshold


• Pillar 2 considers a 12.5% rate with jurisdiction blending


o Zero-tax jurisdictions lack the administrative infrastructure to operate a full-fledged CIT 
system; introduction of such a system is outside the scope of the analysis


• The combined impact of both pillars does not include interaction effects


ETR analysis of investment effects: 
empirical calibration


34





		TAX CHALLENGES ARISING FROM THE DIGITALISATION of the economy ��UPDATE ON THE ECONOMIC ANALYSIS �& IMPACT Assessment

		Presenters

		Overview

		INTRODUCTION

		Introduction

		Overall impact on global tax revenues �would be significant

		APPROACH & CAVEATS

		Approach to assess reform impact

		Main caveats

		REVENUE EFFECTS�PILLAR 1

		Pillar 1 changes the way countries carve up the ‘tax pie’

		Most jurisdictions gain tax revenues, except investment hubs

		In addition to reallocating taxing rights,�Pillar 1 would slightly increase tax revenues

		REVENUE EFFECTS�PILLAR 2

		Pillar 2 would operate as a minimum tax rate

		Main stylised scenarios on strategic reactions of MNEs & governments�

		Global tax revenue gains could be up �to 4% of global CIT revenues 

		Pillar 2 would raise significant tax �revenues and reduce profit shifting 

		Combined REVENUE EFFECTS of pillarS 1 & 2

		The revenue gains are broadly similar across income groups

		INVESTMENT EFFECTS

		Investment impacts are assessed in a �stylised, standard framework

		Small increase in ETRs, with the �biggest effect on investment hubs

		Small effects on investment costs, with �the potential for improved tax certainty

		NEXT STEPS

		Next steps

		Annex: methodology and data

		Jurisdiction groups for which results are presented

		Pillar 1 revenue effects:�Overview of methodology and data sources

		Pillar 2 revenue effects:�Overview of methodology and data sources

		Modelling the effect of Pillar 2 on profit shifting intensity: main assumptions

		Slide Number 32

		ETR analysis of investment effects: main assumptions

		ETR analysis of investment effects: empirical calibration






BUNDESFINANZHOF Urteil vom 22.8.2019, II R 17/19 (II R 58/14)
ECLI:DE:BFH:2019:U.220819.IIR17.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


1. § 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind.
2. Bei der Verschmelzung einer von einem herrschenden Unternehmen abhängigen Gesellschaft auf eine andere abhängige
Gesellschaft muss das herrschende Unternehmen fünf Jahre vor der Verschmelzung zu mindestens 95 % an beiden
abhängigen Gesellschaften ununterbrochen beteiligt gewesen sein (Vorbehaltensfrist).


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Finanzgerichts München vom 22.10.2014 - 4 K 37/12 wird als unbegründet
zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Mit notariell beurkundetem Verschmelzungsvertrag vom 21.06.2010 wurde die A-GmbH, deren Grundbesitz in den
Bezirken mehrerer Finanzämter belegen war, als übertragende Gesellschaft durch Aufnahme nach §§ 2 Nr. 1, 4 ff.,
46 ff. des Umwandlungsgesetzes (UmwG) auf die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) als übernehmende
Gesellschaft verschmolzen. Die Verschmelzung wurde am 09.09.2010 in das Handelsregister eingetragen.


2 Zum Zeitpunkt der Verschmelzung waren die A-GmbH und die Klägerin jeweils 100 %ige Tochtergesellschaften der
X-S.A. Diese war zum Verschmelzungszeitpunkt seit mehr als fünf Jahren Alleingesellschafterin der A-GmbH und seit
Mai 2007 zu mindestens 95 % an der Klägerin beteiligt.


3 In dem Übergang des Eigentums an den Grundstücken der A-GmbH auf die Klägerin aufgrund des
Verschmelzungsvertrags vom 21.06.2010 sah der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) die
Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Grunderwerbsteuergesetzes in der für 2010 geltenden Fassung (GrEStG)
als erfüllt an. Mit Bescheid über die gesonderte Feststellung der Besteuerungsgrundlagen für die Grunderwerbsteuer
vom 28.03.2011 stellte das FA nach § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GrEStG die Besteuerungsgrundlagen für den
Erwerbsvorgang der Klägerin gesondert fest. Dabei versagte es eine Steuervergünstigung nach § 6a GrEStG.


4 Die nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Nach Auffassung des Finanzgerichts
(FG) sind die Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung nach § 6a GrEStG nicht erfüllt. Die X-S.A. sei nicht --wie
erforderlich-- mehr als fünf Jahre vor dem Umwandlungsvorgang zu mindestens 95 % an der Klägerin beteiligt
gewesen. Das Urteil ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2015, 243 veröffentlicht.


5 Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin. Ihrer Ansicht nach sind die Voraussetzungen für die Anwendung des
§ 6a GrEStG im Streitfall erfüllt. Zwar sei die X-S.A. zum Zeitpunkt der Verschmelzung noch nicht fünf Jahre mit
mindestens 95 % an ihr beteiligt gewesen. Sie --die Klägerin-- sei jedoch seit mindestens fünf Jahren finanziell,
wirtschaftlich und organisatorisch in das Unternehmen der herrschenden Gesellschaft eingegliedert gewesen.
Entsprechend der Systematik der §§ 5 und 6 GrEStG sei die in § 6a Satz 4 GrEStG normierte Fünfjahresfrist
grundstücksbezogen auszulegen. Aus diesem Grund sei die Fünfjahresfrist auf die Beteiligung am übertragenden,
grundbesitzenden Rechtsträger zu beschränken und komme vorliegend nicht zur Anwendung, weil die Klägerin die
die Grundstücke aufnehmende Gesellschaft und deshalb vor der Verschmelzung nicht Zurechnungsobjekt der
Grundstücke gewesen sei.


6 Es sei mit Art. 3 des Grundgesetzes (GG) nicht vereinbar, dass die fünfjährige Vorbehaltensfrist für abhängige
Gesellschaften, die innerhalb der Fünfjahresfrist durch einen Umwandlungsvorgang im Verbund entstanden seien
--nach nunmehr herrschender Meinung in Literatur und Verwaltung--, nicht gelten würde, hingegen im Streitfall
einzuhalten sei. Die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG würden damit von Zufälligkeiten abhängen und
willkürlich eintreten.
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7 Die Klägerin beantragt, die Vorentscheidung und den Bescheid über die gesonderte Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen für die Grunderwerbsteuer vom 28.03.2011 sowie die Einspruchsentscheidung vom
07.12.2011 aufzuheben.


8 Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


9 Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Verfahren beigetreten. Es stellt keinen Antrag.


10 Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 18.07.2017 - II R 58/14 im Hinblick auf das
Vorabentscheidungsersuchen vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) ausgesetzt. Das
Verfahren wird nach Ergehen des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) im Verfahren A-Brauerei
vom 19.12.2018 - C-374/17 (EU:C:2018:1024) fortgeführt.


Entscheidungsgründe


II.


11 Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das
FG hat zutreffend entschieden, dass die Verschmelzung der A-GmbH auf die Klägerin nicht nach § 6a GrEStG
begünstigt ist.


12 1. Der durch die Verschmelzung bewirkte Übergang des Eigentums an den Grundstücken der A-GmbH auf die
Klägerin unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Es handelt sich um gesetzliche
Eigentumswechsel, bei denen kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen
war und es auch keiner Auflassung bedurfte.


13 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG sind nicht erfüllt.


14 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG steuerbaren
Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht erhoben. § 1
Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung, Abspaltung und
Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer setzt voraus,
dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem
herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen
abhängige Gesellschaften beteiligt sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine Gesellschaft, an
deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor dem
Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar, teils
mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


15 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union dar (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024). Die
Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die bei einem Rechtsträgerwechsel
anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des Systems der
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt unabhängig
davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine doppelte Besteuerung innerhalb des Konzerns
vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell einer im System angelegten, möglichen
übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines Konzerns entgegenwirkt.


16 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.


17 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des Umsatzsteuergesetzes beschränkt
(Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 25.11.2015 - II R 63/14, BFHE 251, 509, BStBl II 2016, 170, Rz 12 ff.,
m.w.N.). Vielmehr gilt die Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG,
die wirtschaftlich tätig sind (vgl. BFH-Beschluss in BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29).


18 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.
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19 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


20 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.


21 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).


22 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in
BStBl I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 nicht
nach § 6a GrEStG begünstigt.


23 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


24 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


25 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


26 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 105; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl.,
§ 6a Rz 70; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 11. Aufl., § 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/Wachter, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der
Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/ Tyarks, Betriebs-Berater --BB-- 2010, 87, 91; Schaflitzl/ Stadler, Der Betrieb 2010,
185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015; Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Die
Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2012, 649, 654; Wischott/ Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013,
780, 790; Gsödl/Keller/Petersen, Ubg 2016, 208, 212; Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200).
Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch für die Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/Wachter, a.a.O.,
§ 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16; Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-
Recht 2016, 60).


27 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.
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28 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


29 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.


30 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG
steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht
erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 2 ff. UmwG),
die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von Vermögen zur
Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte Umwandlungsfälle in die
Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung, horizontal auf eine
Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen wird, sondern
begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein herrschendes
Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


31 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugutekommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


32 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


33 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


34 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.
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35 f) Nach diesen Grundsätzen ist § 6a GrEStG im Streitfall nicht anzuwenden. Die Voraussetzungen für die
Steuerbegünstigung sind nicht erfüllt.


36 aa) An dem Umwandlungsvorgang sind --entgegen § 6a Satz 3 GrEStG-- nicht ausschließlich mehrere von einem
herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften beteiligt. Die Muttergesellschaft der Klägerin --die X-S.A.-- war
vor dem Umwandlungsvorgang zwar zu 100 % an der Klägerin beteiligt. Sie hielt diese Beteiligung zum Zeitpunkt der
Verschmelzung jedoch noch nicht fünf Jahre. Unerheblich ist, dass die X-S.A. länger als fünf Jahre zu 100 % an der
auf die Klägerin verschmolzenen A-GmbH beteiligt war und die Grundstücke der A-GmbH damit bereits länger als fünf
Jahre dem Konzern zugehörten. § 6a GrEStG stellt zur Abgrenzung des Tatbestands ausdrücklich nicht auf den
Verbleib der durch den Umwandlungsvorgang übergehenden Grundstücke, sondern allein auf die
Beteiligungsverhältnisse ab. Aus demselben Grund ist es für die Anwendung des § 6a GrEStG unerheblich, ob die
Klägerin bereits vor dem Erreichen der 95 %-Beteiligung wirtschaftlich und organisatorisch in den Konzern
eingebunden war.


37 bb) Ein Verstoß gegen Art. 3 GG liegt nicht vor. Zutreffend weist die Klägerin darauf hin, dass --wie ausgeführt-- bei
einer Abspaltung zur Neugründung nur die Nachbehaltensfrist, nicht aber die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die neu
gegründete Gesellschaft eingehalten werden muss, während --wie im Streitfall-- bei der Verschmelzung mehrerer von
einem herrschenden Unternehmen abhängiger Gesellschaften die Nachbehaltensfrist nur in Bezug auf die
aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften eingehalten
werden muss. Darin liegt jedoch keine Ungleichbehandlung desselben Sachverhalts, sondern die unterschiedliche
Behandlung unterschiedlicher Sachverhalte. Im ersten Fall kann die Vorbehaltensfrist aus Rechtsgründen nicht
eingehalten werden, weil die neu gegründete abhängige Gesellschaft erst durch den Umwandlungsvorgang entsteht.
In den mit dem Streitfall vergleichbaren Fällen, in denen eine abhängige Gesellschaft auf eine andere verschmolzen
wird, bestehen die beteiligten Gesellschaften bereits vor dem Umwandlungsvorgang. Die vom Gesetz geforderte
Vorbehaltensfrist kann bei beiden abhängigen Gesellschaften eingehalten werden. Anders als in den Fällen, in denen
die Frist aus Rechtsgründen nicht eingehalten werden kann, besteht keine Veranlassung, abweichend vom Wortlaut
auf Einhaltung der Frist zu verzichten.


38 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 22.8.2019, II R 18/19 (II R 62/14)
ECLI:DE:BFH:2019:U.220819.IIR18.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


1. § 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind.
2. Die Vorschrift erfasst auch den Fall, dass eine abhängige Gesellschaft auf ein herrschendes Unternehmen verschmolzen
wird.
3. Die in § 6a Satz 4 GrEStG genannten Fristen müssen nur insoweit eingehalten werden, als sie aufgrund eines
begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten werden können.
4. Bei der Verschmelzung einer abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen muss das herrschende
Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor der Verschmelzung zu mindestens 95 % an der verschmolzenen abhängigen
Gesellschaft ununterbrochen beteiligt gewesen sein (Vorbehaltensfrist). Die Frist von fünf Jahren nach dem
Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist) muss in Bezug auf die verschmolzene abhängige Gesellschaft nicht eingehalten
werden, weil sie aufgrund der Verschmelzung nicht eingehalten werden kann.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Nürnberg vom 16.10.2014 - 4 K 1059/13 wird als
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine aktiv tätige AG, ist an einer Vielzahl von Gesellschaften als
Alleingesellschafterin beteiligt. U.a. war sie Alleingesellschafterin der B-GmbH, die in Bezirken verschiedener
Finanzämter gelegenen Grundbesitz hielt. Die B-GmbH war ihrerseits Alleingesellschafterin einer weiteren GmbH.


2 Mit Verschmelzungsvertrag vom 01.08.2012 wurde die B-GmbH als übertragender Rechtsträger nach § 1 Abs. 1 Nr. 1
i.V.m. § 2 Nr. 1 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) auf die Klägerin als übernehmender Rechtsträger verschmolzen.
Die Verschmelzung wurde am 24.09.2012 in das Handelsregister eingetragen. Die Beteiligung der Klägerin an der
B-GmbH hatte zu diesem Zeitpunkt bereits seit mehr als fünf Jahren in Höhe von 100 % bestanden. Mit der Eintragung
der Verschmelzung in das Handelsregister ging das Vermögen der B-GmbH auf die Klägerin über; die B-GmbH erlosch
(§ 20 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Satz 1 UmwG).


3 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) sah in dem Übergang der Grundstücke der B-GmbH auf die
Klägerin einen steuerbaren Erwerbsvorgang nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Grunderwerbsteuergesetzes in der im Jahr 2012
geltenden Fassung (GrEStG) und stellte zuletzt durch Änderungsbescheid vom 13.08.2013 die
Besteuerungsgrundlagen für die Grunderwerbsteuer nach § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GrEStG der Klägerin gegenüber
fest. Dabei versagte das FA die Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG. Der Einspruch blieb erfolglos.


4 Das Finanzgericht (FG) gab der auf Gewährung der Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG gerichteten Klage statt. Die
Entscheidung ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2015, 424 veröffentlicht.


5 Mit der Revision vertritt das FA unter Hinweis auf Tz. 5 Abs. 1 und Beispiel 1 der gleich lautenden Erlasse der obersten
Finanzbehörden der Länder vom 19.06.2012 (BStBl I 2012, 662) die Ansicht, § 6a GrEStG sei nicht anwendbar, da der
"Verbund" der am Umwandlungsvorgang beteiligten Rechtsträger aufgrund der Verschmelzung beendet worden sei.


6 Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


7 Die Klägerin beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


8 Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Verfahren beigetreten. Es stellt keinen Antrag.


9 Der Senat hat mit Beschluss vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) das Revisionsverfahren
ausgesetzt und dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) die Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt, ob die
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG eine nach Art. 107 Abs. 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
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Union (AEUV) verbotene Beihilfe ist. Der EuGH hat mit dem Urteil A-Brauerei vom 19.12.2018 - C-374/17
(EU:C:2018:1024) die Frage verneint.


Entscheidungsgründe


II.


10 Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das
FG hat zutreffend entschieden, dass die Verschmelzung der B-GmbH auf die Klägerin der Steuerbegünstigung nach
§ 6a GrEStG unterliegt.


11 1. Der durch die Verschmelzung bewirkte Übergang des Eigentums an den Grundstücken der B-GmbH auf die
Klägerin unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Es handelt sich um gesetzliche
Eigentumswechsel, bei denen kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen
war und es auch keiner Auflassung bedurfte.


12 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG sind erfüllt.


13 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG steuerbaren
Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht erhoben. § 1
Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung, Abspaltung und
Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer setzt voraus,
dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem
herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen
abhängige Gesellschaften beteiligt sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine Gesellschaft, an
deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor dem
Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar, teils
mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


14 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 AEUV dar
(EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024). Die Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im
Hinblick auf die bei einem Rechtsträgerwechsel anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die
Natur und den Aufbau des Systems der Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei,
EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt unabhängig davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine
doppelte Besteuerung innerhalb des Konzerns vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell
einer im System angelegten, möglichen übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines
Konzerns entgegenwirkt.


15 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.


16 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des Umsatzsteuergesetzes beschränkt
(Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 25.11.2015 - II R 63/14, BFHE 251, 509, BStBl II 2016, 170, Rz 12 ff.,
m.w.N.). Vielmehr gilt die Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG,
die wirtschaftlich tätig sind (vgl. BFH-Beschluss in BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29).


17 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.


18 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


19 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
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nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.


20 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).


21 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in BStBl
I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662,
nicht nach § 6a GrEStG begünstigt.


22 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


23 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


24 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


25 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 105; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl.,
§ 6a Rz 70; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 11. Aufl., § 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/Wachter, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der
Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/ Tyarks, Betriebs-Berater --BB-- 2010, 87, 91; Schaflitzl/Stadler, Der Betrieb 2010,
185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015; Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Die
Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2012, 649, 654; Wischott/ Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013,
780, 790; Gsödl/Keller/Petersen, Ubg 2016, 208, 212; Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200).
Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch für die Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/Wachter, a.a.O.,
§ 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16; Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-
Recht 2016, 60).


26 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.


27 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


28 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
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Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.


29 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG
steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht
erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 2 ff. UmwG),
die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von Vermögen zur
Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte Umwandlungsfälle in die
Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung, horizontal auf eine
Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen wird, sondern
begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein herrschendes
Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


30 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugutekommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


31 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


32 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


33 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.


34 f) Nach diesen Grundsätzen ist Grunderwerbsteuer im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu erheben. Die
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt.


35 aa) An dem Umwandlungsvorgang sind --wie § 6a Satz 3 GrEStG voraussetzt-- ausschließlich die Klägerin als
herrschendes und die B-GmbH als abhängiges Unternehmen beteiligt. § 6a Satz 4 GrEStG schließt die
Steuerbegünstigung nicht aus. Die Klägerin war vor dem Umwandlungsvorgang mehr als fünf Jahre zu 100 % an der
B-GmbH beteiligt. Unerheblich ist, dass die Klägerin nach dem Umwandlungsvorgang nicht weitere fünf Jahre an der
B-GmbH beteiligt blieb. Das war umwandlungsbedingt nicht möglich, weil die B-GmbH aufgrund der Verschmelzung
erloschen ist.
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36 bb) Ebenso unerheblich für die Anwendung des § 6a GrEStG ist der Umstand, dass durch den Umwandlungsvorgang
der "Verbund" zwischen der Klägerin und der B-GmbH beendet wurde. Eine Einschränkung dahingehend, dass solche
Umwandlungsvorgänge aus dem Anwendungsbereich des § 6a GrEStG herausfallen, lässt sich --wie ausgeführt--
weder dem Wortlaut noch dem Zweck der Norm entnehmen.


37 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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Executive summary 


The 2015 BEPS Action Plan reports on Action 4 (Limiting base erosion involving interest deductions and 
other financial payments) and Actions 8-10 (Aligning Transfer Pricing Outcomes with Value Creation) 
mandated follow-up work on the transfer pricing aspects of financial transactions. In particular, Action 4 of 
the BEPS Action Plan called for the development of:   


“…transfer pricing guidance … regarding the pricing of related party financial transactions, including 
financial and performance guarantees, derivatives (including internal derivatives used in intra-bank 
dealings), and captive and other insurance arrangements.” 


Under these mandates, the Committee on Fiscal Affairs produced a non-consensus discussion draft on 
financial transactions in July 2018. The discussion draft aimed to clarify the application of the principles 
included in the 2017 edition of the OECD Transfer Pricing Guidelines (the “Guidelines”), in particular, the 
accurate delineation analysis under Chapter I, to financial transactions. It also provided guidance with 
specific issues relating to the pricing of loans, cash pooling, financial guarantees, and captive insurance. 


The guidance contained in this report takes account of comments received in response to the public 
discussion draft. This guidance is significant because it is the first time the Guidelines will be updated to 
include guidance on the transfer pricing aspects of financial transactions, which should contribute to 
consistency in the application of transfer pricing and help avoid transfer pricing disputes and double 
taxation. Sections A to E of this report will be included in the Guidelines as Chapter X. The guidance in 
Section F of this report will be added to Section D.1.2.1 in Chapter I of the Guidelines, immediately following 
paragraph 1.106.  


This report describes the transfer pricing aspects of financial transactions, including a number of examples 
to illustrate the principles discussed. Section B provides guidance on the application of the principles 
contained in Section D.1 of Chapter I of the Guidelines to financial transactions. In particular, Section B.1 
of this report elaborates on how the accurate delineation analysis under Chapter I applies to the capital 
structure of an MNE within an MNE group. It also clarifies that the guidance included in that section does 
not prevent countries from implementing approaches to address capital structure and interest deductibility 
under their domestic legislation. Section B.2 outlines the economically relevant characteristics that inform 
the analysis of the terms and conditions of financial transactions.  


Sections C, D and E of this report address specific issues related to the pricing of financial transactions 
(e.g. treasury functions, intra-group loans, cash pooling, hedging, guarantees and captive insurance). This 
analysis elaborates on both the accurate delineation and the pricing of the controlled financial transactions. 
Finally, Section F provides guidance on how to determine a risk-free rate of return and a risk-adjusted rate 
of return. 
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Sections A to E of this report are added to the OECD Transfer Pricing Guidelines as Chapter X. 
Numbering and cross-references included in other parts of the OECD Transfer Pricing Guidelines will 
be amended as needed. 
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10.1. The purpose of this Chapter is to provide guidance for determining whether the conditions of 
certain financial transactions between associated enterprises are consistent with the arm's length principle. 


10.2. Section B describes the application of the principles of Section D.1 of Chapter I to financial 
transactions. Section C provides guidance on determining the arm’s length conditions for treasury activities 
including intra-group loans, cash pooling and hedging. Section D examines financial guarantees, and 
Section E outlines the analysis of captive insurance companies. 


10.3. The conditions of financial transactions between independent enterprises will be the result of 
various commercial considerations. In contrast, an MNE group has the discretion to decide upon those 
conditions within the MNE group. Thus, in an intra-group situation, other considerations such as tax 
consequences may also be present. 


A. Introduction 
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B.1. Determination of whether a purported loan should be regarded as a loan1 


10.4. It may be the case that the balance of debt and equity funding of a borrowing entity that is part 
of an MNE group differs from that which would exist if it were an independent entity operating under the 
same or similar circumstances. This situation may affect the amount of interest payable by the borrowing 
entity and so may affect the profits accruing in a given jurisdiction.  


10.5. Commentary to Article 9 of the OECD Model Tax Convention notes at paragraph 3(b) that Article 
9 is relevant “not only in determining whether the rate of interest provided for in a loan contract is an arm’s 
length rate, but also whether a prima facie loan can be regarded as a loan or should be regarded as some 
other kind of payment, in particular a contribution to equity capital.”2 


10.6. In the context of the preceding paragraphs, this subsection elaborates on how the concepts of 
Chapter I, in particular the accurate delineation of the actual transaction under Section D.1, may relate to 
the balance of debt and equity funding of an entity within an MNE group.  


10.7. Where it is considered that the arrangements made in relation to the transaction, viewed in their 
totality, differ from those which would have been adopted by independent enterprises behaving in a 
commercially rational manner in comparable circumstances, the guidance at Section D.2 of Chapter I may 
also be relevant.  


10.8. Although this guidance reflects an approach of accurate delineation of the actual transaction in 
accordance with Chapter I to determine the amount of debt to be priced, it is acknowledged that other 
approaches may be taken to address the issue of the balance of debt and equity funding of an entity under 
domestic legislation before pricing the interest on the debt so determined. These approaches may include 
a multi-factor analysis of the characteristics of the instrument and the issuer.  


10.9. Accordingly, this guidance is not intended to prevent countries from implementing approaches 
to address the balance of debt and equity funding of an entity and interest deductibility under domestic 
legislation, nor does it seek to mandate accurate delineation under Chapter I as the only approach for 
determining whether purported debt should be respected as debt.  


                                                
1 The guidance contained in this subsection is consistent with the Commentary on Article 9 of the 2017 OECD Model 
Tax Convention and also with the Commentary as it would read with proposed changes that have been agreed by 
Working Party No. 1. The guidance might be revised in the event that those proposals are materially changed at any 
stage. 
2 As discussed in the Committee on Fiscal Affairs’ Report on “Thin Capitalisation” adopted by the Council of the OECD 
on 26 November 1986 and reproduced in Volume II of the full version of the OECD MTC at page R (4)-1. 


B. Interaction with the guidance in 
Section D.1 of Chapter I 
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10.10. Although countries may have different views on the application of Article 9 to determine the 
balance of debt and equity funding of an entity within an MNE group, the purpose of this section is to 
provide guidance for countries that use the accurate delineation under Chapter I to determine whether a 
purported loan should be regarded as a loan for tax purposes (or should be regarded as some other kind 
of payment, in particular a contribution to equity capital). 


10.11. Particular labels or descriptions assigned to financial transactions do not constrain the transfer 
pricing analysis. Each situation must be examined on its own merits, and subject to the prefatory language 
in the previous paragraph, accurate delineation of the actual transaction under Chapter I will precede any 
pricing attempt. 


10.12. In accurately delineating an advance of funds, the following economically relevant 
characteristics may be useful indicators, depending on the facts and circumstances: the presence or 
absence of a fixed repayment date; the obligation to pay interest; the right to enforce payment of principal 
and interest; the status of the funder in comparison to regular corporate creditors; the existence of financial 
covenants and security; the source of interest payments; the ability of the recipient of the funds to obtain 
loans from unrelated lending institutions; the extent to which the advance is used to acquire capital assets; 
and the failure of the purported debtor to repay on the due date or to seek a postponement.  


10.13. For example, consider a situation in which Company B, a member of an MNE group, needs 
additional funding for its business activities. In this scenario, Company B receives an advance of funds 
from related Company C, which is denominated as a loan with a term of 10 years. Assume that, in light of 
all good-faith financial projections of Company B for the next 10 years, it is clear that Company B would 
be unable to service a loan of such an amount. Based on facts and circumstances, it can be concluded 
that an unrelated party would not be willing to provide such a loan to Company B due to its inability to 
repay the advance. Accordingly, the accurately delineated amount of Company C's loan to Company B for 
transfer pricing purposes would be a function of the maximum amount that an unrelated lender would have 
been willing to advance to Company B, and the maximum amount that an unrelated borrower in 
comparable circumstances would have been willing to borrow from Company C, including the possibilities 
of not lending or borrowing any amount (see comments upon  “The lender’s and borrower’s perspectives” 
in Section C.1.1.1 of this chapter). Consequently, the remainder of Company C's advance to Company B 
would not be delineated as a loan for the purposes of determining the amount of interest which Company 
B would have paid at arm’s length.  


B.2. Identifying the commercial or financial relations 


10.14. In determining the arm’s length conditions of financial transactions, the same principles apply as 
described in Chapters I-III of these Guidelines for any other controlled transaction. 


10.15. As with any controlled transaction, the accurate delineation of financial transactions requires an 
analysis of the factors affecting the performance of businesses in the industry sector in which the MNE 
group operates. Because differences exist among industry sectors, factors such as the particular point of 
an economic, business or product cycle, the effect of government regulations, or the availability of financial 
resources in a given industry are relevant features that have to be considered to accurately delineate the 
controlled transaction. This examination will take account of the fact that MNE groups operating in different 
sectors may require, for example, different amounts and types of financing due to different capital intensity 
levels between industries, or may require different levels of short-term cash balances due to different 
commercial needs between industries. Where the relevant MNEs are regulated, such as financial services 
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entities subject to regulations consistent with recognised industry standards (e.g. Basel requirements), due 
regard should be had to the constraints those regulations impose upon them.3 


10.16. As described in Chapter I, the process of accurate delineation of the actual transaction also 
requires an understanding of how the particular MNE group responds to those identified factors. In this 
regard, the MNE group’s policies may inform the accurate delineation of the actual transaction through the 
consideration of, for instance, how the MNE group prioritises the funding needs among different projects; 
the strategic significance of a particular MNE within the MNE group; whether the MNE group is targeting a 
specific credit rating or debt-equity ratio; or whether the MNE group is adopting a different funding strategy 
than the one observed in its industry sector (see Section B.3.5). 


10.17. In accordance with the guidance established in Chapter I, the accurate delineation of the actual 
transaction should begin with a thorough identification of the economically relevant characteristics of the 
transaction – consisting of the commercial or financial relations between the parties and the conditions and 
economically relevant circumstances attaching to those relations –, including: an examination of the 
contractual terms of the transaction, the functions performed, assets used, and risks assumed, the 
characteristics of the financial instruments, the economic circumstances of the parties and of the market, 
and the business strategies pursued by the parties.  


10.18. In common with the analysis of any other transaction between associated enterprises, in 
applying the arm's length principle to a financial transaction it is necessary to consider the conditions that 
independent parties would have agreed to in comparable circumstances.  


10.19. Independent enterprises, when considering whether to enter into a particular financial 
transaction, will consider all other options realistically available to them, and will only enter into the 
transaction if they see no alternative that offers a clearly more attractive opportunity to meet their 
commercial objectives (see paragraph 1.38 of Chapter I). In considering the options realistically available, 
the perspective of each of the parties to the transaction must be considered. For instance, in the case of 
an entity that advances funds, other investment opportunities may be contemplated, taking account of the 
specific business objectives of the lender and the context in which the transaction takes place. From the 
borrower’s perspective, the options realistically available will include broader considerations than the 
entity’s ability to service its debt, for example, the funds it actually needs to meet its operational 
requirements. In some instances, although an entity may have the capacity to borrow and service an 
additional amount of debt, it may choose not to do so to avoid placing negative pressure on its credit rating 
and increasing its cost of capital, and jeopardising its access to capital markets and its market reputation 
(see comments upon  “The lender’s and borrower’s perspectives” in Section C.1.1.1 of this chapter).  


10.20. In an ideal scenario, a comparability analysis would enable the identification of financial 
transactions between independent parties which match the tested transaction in all respects. With the 
many variables involved, it is more likely that potential comparables will differ from the tested transaction. 
Where differences exist between the tested transaction and any proposed comparable, it will be necessary 
to consider whether such differences will have a material impact on the price. If so, it may be possible, 
where appropriate, to make comparability adjustments to improve the reliability of a comparable. This is 
more likely to be achievable where the adjustment is based on a quantitative factor and there is good 
quality data easily available (e.g. on currency differences) than, for instance, in trying to compare loans to 
borrowers with qualitative differences or where data is not so readily available (e.g. borrowers with different 
business strategies).  


                                                
3 See footnote in Section D.1.2.1 of Chapter I of these Guidelines. 
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B.3. The economically relevant characteristics of actual financial transactions 


10.21. To inform an analysis of the terms and conditions of a financial transaction as part of the accurate 
delineation of the actual transaction or seeking to price the accurately delineated actual transaction, the 
following economically relevant characteristics should be considered.  


B.3.1. Contractual terms 


10.22. The terms and conditions of a financial transaction between independent enterprises are usually 
explicitly stated in a written agreement. However, between associated enterprises the contractual 
arrangements may not always provide information in sufficient detail or may be inconsistent with the actual 
conduct of the parties or other facts and circumstances. It is therefore necessary to look to other 
documents, the actual conduct of the parties – notwithstanding that such consideration may ultimately 
result in the conclusion that the contractual form and actual conduct are in alignment – and the economic 
principles that generally govern relationships between independent enterprises in comparable 
circumstances in order to accurately delineate the actual transaction in accordance with Section D.1.1 of 
Chapter I.  


B.3.2. Functional analysis  


10.23. In accurately delineating the actual financial transaction, a functional analysis is necessary. This 
analysis seeks to identify the functions performed, the assets used and the risks assumed by the parties 
to that controlled transaction.  


10.24. For instance, in the particular case of an intra-group loan, the key functions performed by a 
lender to decide whether and under which terms to advance funds would typically include an analysis and 
evaluation of the risks inherent in the loan, the capability to commit capital of the business to the 
investment, determining the terms of the loan and organising and documenting the loan. This may also 
include any ongoing monitoring and periodic review of the loan. Such a functional analysis is likely to 
include consideration of similar information to that which a commercial lender or ratings agency would 
consider in determining the creditworthiness of the borrower. An associated lender will not necessarily 
perform all of the same functions at the same intensity as an independent lender. However, in considering 
whether a loan has been advanced on conditions which would have been made between independent 
enterprises, the same commercial considerations and economic circumstances are relevant (see 
comments on “The lender’s and borrower’s perspectives” and “Use of credit ratings” in Sections C.1.1.1 
and C.1.1.2 of this chapter).  


10.25. When, under accurate delineation, the lender is not exercising control over the risks associated 
to an advance of funds, or does not have the financial capacity to assume the risks, such risks should be 
allocated to the enterprise exercising control and having the financial capacity to assume the risk (see 
paragraph 1.98 of Chapter I). For instance, consider a situation where Company A advances funds to 
Company B. Consider further that the accurate delineation of the actual transaction indicates that Company 
A does not exercise control functions related to the advance of funds but that Company P, the parent 
company of the MNE group, is exercising control over those risks, and has the financial capacity to assume 
such risks. Under Chapter I analysis, Company P will bear the consequences of the playing out of such 
risks and Company A will be entitled to no more than a risk-free return (see Section D.1.2.1 in Chapter I). 


10.26. From the perspective of the borrower, the relevant functions would usually refer to ensuring the 
availability of funds to repay the principal and the interest on the loan in due time; providing collateral, if 
needed; and monitoring and fulfilling any other obligation derived from the loan contract (see comments 
upon  “The lender’s and borrower’s perspectives” in Section C.1.1.1 of this chapter). 







  | 11 


TRANSFER PRICING GUIDANCE ON FINANCIAL TRANSACTIONS © OECD 2020 
  


10.27. In some instances, the functions of the lender and the borrower may be undertaken by the same 
entity in different transactions. That could be the case, for example, of centralised treasury activities within 
an MNE group where the treasury entity raises and provides funds to other members of the MNE group. 
In those circumstances, the functional analysis should consider the applicability of the guidance in Section 
C of this chapter, and, in particular, paragraphs 10.44 and 10.45. 


B.3.3. Characteristics of financial instruments  


10.28. There is a wide variety of financial instruments in the open market that present very different 
features and attributes, which may affect the pricing of those products or services. Consequently, when 
pricing controlled transactions, it is important to document the transactions’ features and attributes. 


10.29. For instance in the case of a loan, those characteristics may include but are not limited to: the 
amount of the loan; its maturity; the schedule of repayment; the nature or purpose of the loan (trade credit, 
merger/acquisition, mortgage, etc.); level of seniority and subordination, geographical location of the 
borrower; currency; collateral provided; presence and quality of any guarantee; and whether the interest 
rate is fixed or floating.  


B.3.4.  Economic circumstances 


10.30. To achieve comparability requires that the markets in which the independent and associated 
enterprises operate do not have differences that have a material effect on price or that appropriate 
adjustments can be made.  


10.31. The prices of financial instruments may vary substantially on the basis of underlying economic 
circumstances, for example, across different currencies, geographic locations, local regulations, the 
business sector of the borrower and the timing of the transaction. 


10.32. Macroeconomic trends such as central bank lending rates or interbank reference rates, and 
financial market events like a credit crisis, can affect prices. In this regard, the precise timing of the issue 
of a financial instrument in the primary market or the selection of comparable data in the secondary market 
can therefore be very significant in terms of comparability. For instance, it is not likely that multiple year 
data on loan issuances will provide useful comparables. The opposite is more likely to be true, i.e. that the 
closer in timing a comparable loan issuance is to the issuance of the tested transaction, the less the 
likelihood of different economic factors prevailing, notwithstanding that particular events can cause rapid 
changes in lending markets.  


10.33. Currency differences are another potentially important factor. Economic factors such as growth 
rate, inflation rate, and the volatility of exchange rates, mean that otherwise similar financial instruments 
issued in different currencies may have different prices. Moreover, prices for financial instruments in the 
same currency may vary across financial markets or countries due to regulations such as interest rate 
controls, exchange rate controls, foreign exchange restrictions and other legal and practical restrictions on 
financial market access.  


B.3.5. Business strategies 


10.34. Business strategies must also be examined in accurately delineating the actual financial 
transaction and in determining comparability for transfer pricing purposes since different business 
strategies can have a significant effect on the terms and conditions which would be agreed between 
independent enterprises.  


10.35. For example, independent lenders may be prepared to lend on terms and conditions to an 
enterprise undertaking a merger or acquisition which might otherwise not be acceptable to the lender for 
the same business if it were in a steady state. In this kind of scenario, the lender may take a view over the 
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term of the loan and consider the borrower’s business plans and forecasts, effectively acknowledging that 
there will be temporary changes in the financial metrics of the business for a period as it undergoes 
changes. Section D.1.5 of Chapter I gives other examples of business strategies that must be examined 
in accurately delineating the actual transaction and determining comparability. 


10.36. The analysis of the business strategies will also include consideration of the MNE group’s global 
financing policy, and the identification of existing relationships between the associated enterprises such 
as pre-existing loans and shareholder interests (see Annex I to Chapter V of these Guidelines about the 
information to be included in the master file). 


10.37. For example, consider that Company A, a member of AB Group, advances funds with a term of 
10 years to an associated enterprise, Company B, which will use the funding for short-term working capital 
purposes. This advance is the only loan in Company B’s balance sheet. AB Group’s policy and practices 
demonstrate that the MNE group uses a one-year revolving loan to manage short-term working capital. In 
this scenario, under the prevailing facts and circumstances, the accurate delineation of the actual 
transaction may conclude that an unrelated borrower under the same conditions of Company B would not 
enter into a 10-year loan agreement to manage its short-term working capital needs and the transaction 
would be accurately delineated as a one-year revolving loan rather than a 10-year loan. The consequences 
of this delineation would be that assuming the working capital requirements continue to exist, the pricing 
approach would be to price a series of refreshed one-year revolver loans. 


10.38. In any case, the reliability of results is generally improved to the extent comparable borrowers 
pursue similar business strategies to the tested borrower involved in an intra-group transaction. 
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10.39. For MNE groups, the management of group finances is an important and potentially complex 
activity where the approach adopted by individual businesses will depend on the structure of the business 
itself, its business strategy, place in the business cycle, industry sector, currencies of operation, etc.  


10.40. The organisation of the treasury will depend on the structure of a given MNE group and the 
complexity of its operations. Different treasury structures involve different degrees of centralisation. In the 
most decentralised form, each MNE within the MNE group has full autonomy over its financial transactions. 
Decentralised treasury structures may be present, for instance, in MNE groups with multiple operating 
divisions that operate in discrete industries or with regional hub structures, or in MNE groups required to 
comply with specific local regulations. At the opposite end of the scale, a centralised treasury has full 
control over the financial transactions of the MNE group, with entities within the MNE group responsible 
for operational but not financial matters. 


10.41. A key function of a corporate treasury may be, for example, to optimise liquidity across the MNE 
group to ensure that the business has sufficient cash available and that it is in the right place when it is 
needed and in the right currency. In general, efficient management of MNE group liquidity is driven by 
considerations above the level of individual entities, and acts to help mitigate risk across a number of 
entities.  


10.42. Whilst the treasury's cash and liquidity management function is concerned with day-to-day 
operations, corporate financial management is concerned with development of strategies and planning for 
investment decisions in the longer term. Financial risk management requires identification and analysis of, 
and responses to, the financial risks to which the business is exposed. By identifying and taking action to 
address financial risk, treasury can help to optimise the cost of capital to the advantage of the users of the 
MNE group’s treasury services.  


10.43. Other examples of activities which the treasury may have responsibility for include raising debt 
(through bond issuances, bank loans or otherwise) and raising equity, and managing the relationship with 
the MNE group's external bankers and with independent credit rating agencies.  


10.44. When evaluating the transfer pricing issues related to treasury activities, as with any case, it is 
important to accurately delineate the actual transactions and determine exactly what functions an entity is 
carrying on rather than to rely to any extent upon a general description such as “treasury activities”.  


10.45. Generally, the treasury function is part of the process of making the financing of the commercial 
business of the MNE group as efficient as possible. As such, the treasury function will usually be a support 
service to the main value-creating operation as in the case, for example, of the services provided by a cash 
pool leader (see Section C.2.3). Depending on the facts and circumstances of each case, such activities 
may be services in which case the pricing guidance on intra-group services at Chapter VII applies. 


10.46. Similarly, the treasury may act as the contact point to centralise the external borrowing of the 
MNE group. External funds would then be made available within the MNE group through intra-group 
lending provided by the treasury. On prevailing facts and circumstances, guidance in paragraph 1.168 of 
Chapter I would apply to these situations and the treasury would be expected to receive an arm’s length 
fee for its coordination activities. 


C. Treasury function 
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10.47. In other situations, the treasury may be found to perform more complex functions and, therefore, 
it should be compensated accordingly. 


10.48. Another key concern regarding treasury activities is the identification and allocation of the 
economically significant risks in accordance with Chapter I.  


10.49. The activities of the treasury function take into account issues at a group level and follow the 
vision, strategy and policies set out by MNE group management. Accordingly, the approach of the treasury 
to risk will depend on the MNE group’s policy where certain objectives may be specified, such as targeted 
levels of investment return (e.g. the yield must exceed the cost of capital), reduced cash flow volatility, or 
targeted balance sheet ratios (e.g. assets to liabilities). Therefore, it is important to note that usually the 
higher strategic decisions will generally be the result of policy set at group level rather than determined by 
the treasury itself.  


10.50. The following sections outline the transfer pricing considerations which arise from some relevant 
treasury activities that are often performed within MNE groups, i.e. the provision of intra-group loans, cash 
pooling, and hedging activities. 


Caveat 


The following sections deal with specific issues related to determining whether the rate of interest 
provided for in a loan contract is an arm’s length rate. The analysis included in these sections is based 
on the assumption that the transactions are respected as loans pursuant to an accurate delineation 
under Chapter I or domestic legislation, as the case may be. 


C.1. Intra-group loans 


C.1.1. General considerations 


C.1.1.1. The lender’s and borrower’s perspectives  


10.51. In considering the commercial and financial relations between the associated borrower and 
lender, and in an analysis of the economically relevant characteristics of the transaction, both the lender’s 
and borrower’s perspectives should be taken into account, acknowledging that these perspectives may 
not align in every case. 


10.52. As in any other transfer pricing scenarios, the guidance in Section D.1 of Chapter I applies to 
determine whether the lender and the borrower assume risks related to intra-group loans. In particular, it 
is important to consider the risks that the funding arrangements carry for the party providing the funds, and 
the risks related to the acceptance and use of the funds from the perspective of the recipient. These risks 
will relate to repayment of the amount transferred, compensation expected for the use of that amount over 
time, and compensation for other associated risk factors.  


10.53. The lender’s perspective in the decision of whether to make a loan, how much to lend, and on 
what terms, will involve evaluation of various factors relating to the borrower, wider economic factors 
affecting both the borrower and the lender, and other options realistically available to the lender for the use 
of the funds.  


10.54. An independent lender will carry out a thorough credit assessment of the potential borrower to 
enable the lender to identify and evaluate the risks involved and to consider methods of monitoring and 
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managing these risks. That credit assessment will include understanding the business itself as well as the 
purpose of the loan, how it is to be structured and the source of its repayment which may include analysis 
of the borrower’s cash flow forecasts and the strength of the borrower’s balance sheet. 


10.55. When an enterprise is making a loan to an associated enterprise, it will not necessarily follow all 
of the same processes as an independent lender. For example, it may not need to go through the same 
process of information gathering about the borrower’s business, as the required information may already 
be readily available within the MNE group. However, in considering whether the loan has been made on 
conditions which would have been made between independent enterprises, the same commercial 
considerations such as creditworthiness, credit risk and economic circumstances are relevant.  


10.56. In the case of a loan from the parent entity of an MNE group to a subsidiary, the parent already 
has control and ownership of the subsidiary, which would make the granting of security less relevant to its 
risk analysis as a lender. Therefore, in evaluating the pricing of a loan between associated enterprises it 
is important to consider that the absence of contractual rights over the assets of the borrowing entity does 
not necessarily reflect the economic reality of the risk inherent in the loan. If the assets of the business are 
not already pledged as security elsewhere, it will be appropriate to consider under Chapter I analysis 
whether those assets are available to act as collateral for the otherwise unsecured loan and the 
consequential impact upon the pricing of the loan. 


10.57. Credit risk for the lender is the potential that the borrower will fail to meet its payment obligations 
in accordance with the terms of the loan. In deciding whether a prospective loan is a good commercial 
opportunity, a lender will also consider the potential impact of changes which could happen in economic 
conditions affecting the credit risk it bears, not only in relation to the conditions of the borrower but in 
relation to potential changes in economic conditions, such as a rise in interest rates, or the exposure of the 
borrower to movements in exchange rates.  


10.58. Borrowers seek to optimise their weighted average cost of capital and to have the right funding 
available to meet both short-term needs and long-term objectives. When considering the options 
realistically available to it, an independent business seeking funding operating in its own commercial 
interests will seek the most cost effective solution, with regard to the business strategy it has adopted. For 
example in respect of collateral, in some circumstances, assuming that the business has suitable collateral 
to offer, this would usually be secured funding, ahead of unsecured funding, recognising that a business's 
collateral assets and its funding requirements may differ over time, e.g. because collateral is finite, the 
decision to pledge collateral on a particular borrowing precludes the borrower from pledging that same 
collateral on a subsequent borrowing. Therefore, an MNE pledging collateral would take into account its 
options realistically available regarding its overall financing (e.g. possible subsequent loan transactions).  


10.59. Borrowers will also consider the potential impact of changes in economic conditions such as 
interest rates and exchange rates, as well as the risk of not being able to make timely payments of interest 
and principal on the loan if the borrower’s business encounters unexpected difficulties, and the risk of not 
being able to raise more capital (either debt or equity) if necessary.  


10.60. Macroeconomic circumstances may lead to changes in the financing costs in the market. In such 
a context, a transfer pricing analysis with regard to the possibilities of the borrower or the lender to 
renegotiate the terms of the loan to benefit from better conditions will be informed by the options realistically 
available to both the borrower and the lender. 


10.61. The economic conditions of loans should also be viewed in the context of regulations that may 
affect the position of the parties. For example, insolvency law in the jurisdiction of the borrower may provide 
that liabilities towards associated enterprises are subordinated to liabilities towards unrelated parties. 
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C.1.1.2. Use of credit ratings 


10.62. The creditworthiness of the borrower is one of the main factors that independent investors take 
into account in determining an interest rate to charge. Credit ratings can serve as a useful measure of 
creditworthiness and therefore help to identify potential comparables or to apply economic models in the 
context of related party transactions. Furthermore, in the case of intra-group loans and other financial 
instruments that are the subject of controlled transactions, the effect of group membership may be an 
economically relevant factor that affects the pricing of these instruments. Accordingly, this subsection 
elaborates on the use of credit ratings and the effect of group membership in the context of pricing intra-
group loans. Where appropriate, reference to this subsection will be made in other parts of this guidance.  


10.63. Credit ratings can be determined for the overall creditworthiness of an MNE or MNE group4 or 
for a specific issuance of debt. As detailed in the following paragraphs, determining credit ratings requires 
consideration of quantitative – e.g. financial information – and qualitative factors – e.g. industry and country 
in which the MNE or MNE group operates. 


C.1.1.2.1 The credit rating of an MNE or MNE group 


10.64. The credit rating of an MNE or MNE group (usually referred to as the “issuer credit rating”) is an 
opinion about its general creditworthiness. Such an opinion is usually premised on the MNE or MNE 
group’s capacity and willingness to meet its financial obligations in accordance with the terms of those 
obligations. The credit rating of an MNE or MNE group is effectively a form of relative ranking of the 
creditworthiness in comparison to other borrowers. In general, a lower credit rating will indicate a greater 
risk of default and be expected to result in a higher rate of return for lenders. 


10.65. Information is readily available in many lending markets on the different rates of interest charged 
for differently rated enterprises and such information may usefully contribute to performing comparability 
analyses. Financing transactions that the borrowing MNE or another MNE within the group has with 
external lenders may also be reliable comparables for interest rates charged by associated enterprises 
(see paragraphs 10.94 and 10.95). Financing transactions undertaken by the borrowing MNE or another 
entity in the MNE group, for example the MNE group parent, will be reliable comparables only where the 
differences between the controlled and uncontrolled transactions do not materially affect the interest rate 
or reasonably accurate adjustments can be made. 


10.66. As a credit rating depends on a combination of quantitative and qualitative factors, there is still 
likely to be some variance in creditworthiness between borrowers with the same credit rating. In addition, 
when making comparisons between borrowers using the kind of financial metrics typically seen as 
important to lenders, such as debt-earnings or debt-equity ratios, it is important to note that the same 
financial metrics will not necessarily result in the same credit rating if there are other differences between 
the rated parties. For example, it may require stronger financial metrics to obtain a given rating in some 
industries than to obtain the same rating for a borrower in other industries. More intrinsically risky industries 
and those with less stable revenue streams tend to require better financial ratios in order to obtain the 
same rating. 


10.67. There may be special circumstances, such as in the case of start-up entities, or those that have 
recently been part of a merger, that may have an impact on the credit rating of a group entity. These special 
situations should be taken into consideration. 


                                                
4 For the purpose of this guidance, the credit rating of an MNE group is intended to refer to the credit rating of the 
ultimate parent entity of the MNE group calculated on consolidated financial statements. 
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10.68. It is important that the MNE group appropriately documents the reasons and selection of the 
credit rating used for a particular MNE when pricing intra-group loans and other controlled financial 
transactions. 


C.1.1.2.2. The credit rating of a specific debt issuance 


10.69. The credit rating of a particular debt issuance (“issue rating”) is an opinion about the 
creditworthiness of the issuer with respect to a specific financial instrument. The issue rating considers 
specific features of the financial instrument, for instance, guarantees, securities and level of seniority. 


10.70. The credit rating of an MNE or MNE group may differ from an issue rating due to the fact that 
the credit risk of a financial instrument is linked to its specific features and not only to the risk profile of the 
borrowing MNE. On prevailing facts and circumstances, and provided there is comparability between the 
third party debt issuance and the controlled transaction, when both an issuer and issue ratings are 
available, the issue rating of the particular debt issuance would be more appropriate to use to price the 
controlled financial transaction. 


C.1.1.2.3. Credit rating determinations 


10.71. Particular considerations should be borne in mind when determining a credit rating for a specific 
MNE within an MNE group for the purpose of assessing controlled transactions. Where an MNE has a 
publicly available credit rating published by an independent credit rating agency, that rating may be 
informative for an arm’s length analysis of the MNE’s controlled financing transactions. However, in most 
cases, publicly available credit ratings are only available for the MNE group. An approach often used for a 
specific MNE is to apply quantitative and qualitative analyses of the individual characteristics of the MNE 
using publicly available financial tools or independent credit rating agencies’ methodologies to seek to 
replicate the process used to determine the credit rating of the MNE group. This approach also involves 
taking into account improvements in creditworthiness that the specific MNE would be assumed to receive 
as a result of being part of the MNE group. 


C.1.1.2.4. The use of publicly available financial tools or methodologies to approximate 
credit ratings 


10.72. Publicly available financial tools are designed to calculate credit ratings. Broadly, these tools 
depend on approaches such as calculating the probability of default and of the likely loss should default 
occur to arrive at an implied rating for the borrowing. This can then be compared to a market database in 
a search for comparables to arrive at a price or price range for the borrowing. In considering whether the 
application of these tools results in a reliable assessment of the credit rating of controlled transactions, 
potential issues that need to be borne in mind include that the results are not based on a direct comparison 
with transactions between independent parties but are subject to the accuracy of the input parameters, a 
tendency to rely more on quantitative inputs at the expense of qualitative factors, and a lack of clarity in 
the processes (i.e. the workings of the underlying algorithms and processes may not be transparent). 


10.73. The credit rating methodology used in publicly available financial tools may differ significantly in 
certain respects from the credit rating methodologies applied by independent credit rating agencies to 
determine official credit ratings and the impact of any such differences should be carefully considered. For 
instance, publicly available tools generally use only a limited sample of quantitative data to determine a 
credit rating. Official credit ratings published by independent credit rating agencies are derived as a result 
of far more rigorous analysis that includes quantitative analysis of historic and forecast entity performance 
as well as detailed qualitative analysis of, for instance, management’s ability to manage the entity, industry 
specific features and the entity’s market share in its industry. 







18 |   


TRANSFER PRICING GUIDANCE ON FINANCIAL TRANSACTIONS © OECD 2020 
  


10.74. For these reasons, the reliability of credit rating results derived from the use of publicly available 
financial tools may be improved to the extent the analysis can reproducibly demonstrate consistency of 
ratings using such tools with those provided by independent credit rating agencies. 


10.75. In conducting a credit rating analysis, it is important to note that the financial metrics may be 
influenced by current and past controlled transactions (such as sales, or interest expenses). If it appears 
that such controlled transactions are not in accordance with the arm’s length principle, the credit rating 
derived in light of such intra-group transactions may not be reliable. (See also guidance in section B). 
These considerations apply both to controlled transactions that may affect the current earnings of the MNE 
and to previous funding and other intra-group transactions that may have had an impact on the measures 
of income and capital of the MNE that are the subject of quantitative analysis. 


C.1.1.3. Effect of group membership 


10.76. The effect of group membership is relevant for informing the conditions under which an MNE 
would have borrowed from an independent lender at arm’s length in two ways in particular. Firstly, the 
external funding policies and practices of group management will assist in informing the form and terms 
and conditions of the debt the MNE would have entered into with an independent lender, including the 
pricing (i.e. interest rate paid), and all economically relevant characteristics such as the type of loan, its 
term, currency, security, covenants, business strategies, and so forth. Secondly, the MNE may receive 
support from the group to meet its financial obligations in the event of the borrower getting into financial 
difficulty. Paragraph 1.158 of Chapter I of these Guidelines is relevant to analyse the effect of group 
membership on the terms and conditions of a borrowing when the borrowing MNE obtains an incidental 
benefit arising solely by virtue of group affiliation, i.e. passive association.  


10.77. In the context of intra-group loans, this incidental benefit that the MNE is assumed to receive 
solely by virtue of group affiliation, is referred to as implicit support. The effect of potential group support 
on the credit rating of an entity and any effect on that entity’s ability to borrow or the interest rate paid on 
those borrowings would not require any payment or comparability adjustment. See Example 1 at 
paragraphs 1.164 - 1.166 of Chapter I and Section D.3. 


10.78. Implicit support from the group may affect the credit rating of the borrower or the rating of any 
debt which it issues. The relative status of an entity within the group may help determine what impact that 
potential group support has on the credit rating of a debt issuer. Entities of an MNE group will be more or 
less likely to receive group support according to the relative importance of the entity to the MNE group as 
a whole and the linkages between the entity and the rest of the MNE group, either in its current form or in 
terms of future strategy. An MNE group member with stronger links, that is integral to the group's identity 
or important to its future strategy, typically operating in the group's core business, would ordinarily be more 
likely to be supported by other MNE group members and consequently have a credit rating more closely 
linked to that of the MNE group. Conversely, it may be reasonable to assume that an entity would be likely 
to receive support from the rest of the MNE group in more limited circumstances where it does not show 
those same indicators or the linkages are weaker. In the case of an entity where there is evidence that no 
support would be provided by the MNE group, it may be appropriate on the prevailing facts and 
circumstances to consider the entity on the basis of its own stand-alone credit rating only. 


10.79. Another key consideration would be the likely consequences for other parts of the MNE group 
of supporting or not supporting the borrower. The criteria used to determine the status of an entity in this 
regard may include such considerations as legal obligations (e.g. regulatory requirements), strategic 
importance, operational integration and significance, shared name, potential reputational impacts, negative 
effects on the overall MNE group, general statement of policy or intent, and any history of support and 
common behaviour of the MNE group with respect to third parties. The relative relevance of those factors 
may vary from one industry to another.  
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10.80. The impact of an assessment of implicit support is a matter of judgement. The kind of information 
on which the MNE group would base a decision of whether or not to provide support to a borrower in 
particular circumstances may not be available to a tax administration, as is frequently the case in transfer 
pricing examinations, and the existence of information asymmetry may affect the ability of tax 
administrations to establish the likelihood of support (see section B.2 in Chapter IV). Furthermore, 
changing facts and circumstances affecting the willingness or ability of the MNE group to provide support 
may mean that there is no decision by the MNE group itself until the eventuality for such support arises. 
This contrasts, for example, where the MNE receives a formal guarantee from another group member. The 
past behaviour of an MNE group as regards providing support may be a useful indicator of likely future 
behaviour but an appropriate analysis should be undertaken to identify whether different conditions apply.  


C.1.1.4. Use of MNE group credit rating 


10.81. It is also important to note that although there are established approaches to estimate a credit 
rating for a particular group member or debt issuance, the considerations detailed above mean that a 
pricing approach based on the separate entity credit ratings that are derived from publicly available 
financial tools (see paragraph 10.72), the implicit support analysis, the difficulties of accounting for 
controlled transactions reliably and the presence of information asymmetry may pose challenges that, if 
not resolved, may result in outcomes that are not reliable. 


10.82. Where this is the case, the credit rating of the MNE group may also be used for the purpose of 
pricing the accurately delineated loan where the facts so indicate, particularly in situations such as where 
the MNE is important to the group as described in paragraphs 10.78 and 10.79 and where the MNE’s 
indicators of creditworthiness do not differ significantly from those of the group. An MNE group credit rating 
is unaffected by controlled transactions and reflects the actual basis on which the group seeks external 
funding from independent lenders. In situations where an MNE group does not have an external credit 
rating, consideration may be given to conducting the credit rating analysis at the MNE group level for 
assessing the controlled transaction. In all cases, the MNE group credit rating, like any other credit rating, 
will be appropriate only if it is determined to be the most reliable indicator of the MNE credit rating in light 
of all the facts and circumstances. 


C.1.1.5. Covenants 


10.83. The purpose of covenants in a loan agreement is generally to provide a degree of protection to 
the lender and so limit its risk. That protection may be in the form of incurrence covenants or maintenance 
covenants.  


10.84. Incurrence covenants require or prohibit certain actions by the borrower without the consent of 
the lender. Incurrence covenants may, for example, prohibit the borrower from taking on additional debt, 
creating any charge on the assets of the entity or disposing of particular assets of the entity, thus giving 
some degree of certainty over the balance sheet of the borrower.  


10.85. Maintenance covenants refer typically to financial indicators which have to be met at regular, 
predetermined intervals during the life of a covenanted loan. Maintenance covenants can act as an early 
warning system so that in the event of financial underperformance by the borrower, the borrower and/or 
lender can move to take remedial action at an early stage. This can help to protect unrelated lenders 
against information asymmetry.  


10.86. There may be less information asymmetry between entities (that is, better visibility) in the intra-
group context than in situations involving unrelated parties. Intra-group lenders may choose not to have 
covenants on loans to associated enterprises, partly because they are less likely to suffer information 
asymmetry and because it is less likely that one part of an MNE group would seek to take the same kind 
of action as an independent lender in the event of a covenant breach, nor would it usually seek to impose 
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the same kind of restrictions. Where there is an absence of covenants in any written agreement between 
the parties, it will be appropriate to consider under Chapter I guidance whether there is, in practice, the 
equivalent of a maintenance covenant between the parties and the consequential impact upon the pricing 
of the loan.  


C.1.1.6. Guarantees 


10.87. A guarantee from another party may be used to support the borrower's credit. A lender placing 
reliance on a guarantee or guarantees would need to evaluate the guarantor(s) in a similar way to that in 
which it evaluates the original borrower. For the lender to take a guarantee into account in setting or 
adjusting the terms and conditions of a loan, it would need to be reasonably satisfied that the guarantor(s) 
would be able to meet any shortfall resulting from the borrower being unable to meet its obligations in full 
in the event of a default. Guarantees are discussed in more detail in Section D.  


C.1.2. Determining the arm’s length interest rate of intra-group loans 


10.88.  The following paragraphs present different approaches to pricing intra-group loans. As in any 
other transfer pricing situation, the selection of the most appropriate method should be consistent with the 
actual transaction as accurately delineated, in particular, through a functional analysis (see Chapter II). 


C.1.2.1. Comparable uncontrolled price method (CUP method) 


10.89. Once the actual transaction has been accurately delineated, arm’s length interest rates can be 
sought based on consideration of the credit rating of the borrower or the rating of the specific issuance 
taking into account all of the terms and conditions of the loan and comparability factors. 


10.90. The widespread existence of markets for borrowing and lending money and the frequency of 
such transactions between independent borrowers and lenders, coupled with the widespread availability 
of information and analysis of loan markets may make it easier to apply the CUP method to financial 
transactions than may be the case for other types of transactions. Information available often includes 
details on the characteristics of the loan and the credit rating of the borrower or the rating of the specific 
issuance. Characteristics which will usually increase the risk for the lender, such as long maturity dates, 
absence of security, subordination, or application of the loan to a risky project, will tend to increase the 
interest rate. Characteristics which limit the lender's risk, such as strong collateral, a high quality guarantee, 
or restrictions on future behaviour of the borrower, will tend to result in a lower interest rate. 


10.91. The arm's length interest rate for a tested loan can be benchmarked against publicly available 
data for other borrowers with the same credit rating for loans with sufficiently similar terms and conditions 
and other comparability factors. With the extent of competition often present within lending markets, it 
might be expected that, given the characteristics of the loan (amount, maturity, currency, etc.) and the 
credit rating of the borrower or the rating of the specific issuance (see Section C.1.1.2.), there would be a 
single rate at which the borrower could obtain funds and a single rate at which a lender could invest funds 
to obtain an appropriate reward. In practice, however, there is unlikely to be a single "market rate" but a 
range of rates although competition between lenders and the availability of pricing information will tend to 
narrow the range. 


10.92. In the search for comparability data, a comparable is not necessarily restricted to a stand-alone 
entity. In examining commercial loans, where the potentially comparable borrower is a member of an MNE 
group and has borrowed from an independent lender, provided all other economically relevant conditions 
are sufficiently similar, a loan to a member of a different MNE group or between members of different MNE 
groups could be a valid comparable.  
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10.93. Arm’s length interest rates can also be based on the return of realistic alternative transactions 
with comparable economic characteristics. Depending on the facts and circumstances, realistic 
alternatives to intra-group loans could be, for instance, bond issuances, loans which are uncontrolled 
transactions, deposits, convertible debentures, commercial papers, etc. In the evaluation of those 
alternatives as potential comparables it is important to bear in mind that, based on facts and circumstances, 
comparability adjustments may be required to eliminate the material effects of differences between the 
controlled intra-group loan and the selected alternative in terms of, for instance, liquidity, maturity, 
existence of collateral or currency. 


10.94. When considering issues of comparability, the possibility of internal CUPs should not be 
overlooked.  


10.95. Whereas it is unlikely that an MNE group’s average interest rate paid on its external debt meets 
the comparability requirements to be considered as an internal CUP, it may be possible to identify potential 
comparable loans within the borrower’s or its MNE group’s financing with an independent lender as the 
counterparty. As with external CUPs, it may be necessary to make appropriate adjustments to improve 
comparability. See Example 1 at 1.164 - 1.166.  


C.1.2.2. Loan fees and charges 


10.96. In considering arm's length pricing of loans, the issue of fees and charges in relation to the loan 
may arise. Independent commercial lenders will sometimes charge fees as part of the terms and conditions 
of the loan, for example arrangement fees or commitment fees in relation to an undrawn facility. If such 
charges are seen in a loan between associated enterprises, they should be evaluated in the same way as 
any other intra-group transaction. In doing so, it must be borne in mind that independent lenders' charges 
will in part reflect costs incurred in the process of raising capital and in satisfying regulatory requirements, 
which associated enterprises might not incur. 


C.1.2.3. Cost of funds  


10.97. In the absence of comparable uncontrolled transactions, the cost of funds approach could be 
used as an alternative to price intra-group loans in some circumstances. The cost of funds will reflect the 
borrowing costs incurred by the lender in raising the funds to lend. To this would be added the expenses 
of arranging the loan and the relevant costs incurred in servicing the loan, a risk premium to reflect the 
various economic factors inherent in the proposed loan, plus a profit margin, which will generally include 
the lender’s incremental cost of the equity required to support the loan.  


10.98. One consideration to be kept in mind with the cost of funds approach is that it should be applied 
by considering the lender’s cost of funds relative to other lenders operating in the market. The cost of funds 
can vary between different prospective lenders, so the lender cannot simply charge based on its cost of 
funds, particularly if there is a potential competitor who can obtain funds more cheaply. A lender in a 
competitive market may seek to price at the lowest possible rate in order to win business. In the commercial 
environment, this will mean that lenders drive operating costs as low as possible and seek to minimise the 
cost of obtaining funds to lend. 


10.99. The application of the cost of funds approach requires consideration of the options realistically 
available to the borrower. On prevailing facts and circumstances, a borrowing MNE would not enter into a 
transaction priced under the cost of funds approach if it could obtain the funding under better conditions 
by entering into an alternative transaction. 


10.100. In some intra-group transactions, the cost of funds approach may be used to price loans where 
capital is borrowed from an unrelated party which passes from the original borrower through one or more 
associated intermediary enterprises, as a series of loans, until it reaches the ultimate borrower. In such 
cases, where only agency or intermediary functions are being performed, as noted at paragraph 7.34, “it 
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may not be appropriate to determine the arm’s length pricing as a mark-up on the costs of the services but 
rather on the costs of the agency function itself.” 


C.1.2.4. Credit default swaps 


10.101. Credit default swaps reflect the credit risk linked to an underlying financial asset. In the absence 
of information regarding the underlying asset that could be used as a comparable transaction, taxpayers 
and tax administrations may use the spreads of credit default swaps to calculate the risk premium 
associated to intra-group loans. 


10.102. As financial instruments traded in the market, credit default swaps may be subject to a high 
degree of volatility. This volatility may affect the reliability of credit default swaps as proxies to measure 
the credit risk associated to a particular investment in isolation, since the credit default spreads may reflect 
not only the risk of default but also other non-related factors such as the liquidity of the credit default swaps 
contracts or the volume of contracts negotiated. Those circumstances could lead to situations where, for 
instance, the same instrument may have different credit default swaps spreads. 


10.103. Accordingly, the use of credit default swaps to approximate the risk premium associated to intra-
group loans will require careful consideration of the above-mentioned circumstances to arrive at an arm’s 
length interest rate. 


C.1.2.5. Economic modelling 


10.104. Certain industries rely on economic models to price intra-group loans by constructing an interest 
rate as a proxy to an arm’s length interest rate. 


10.105. In their most common variation, economic models calculate an interest rate through a 
combination of a risk-free interest rate and a number of premiums associated with different aspects of the 
loan – e.g. default risk, liquidity risk, expected inflation or maturity. In some instances, economic models 
would also include elements to compensate the lender’s operational expenses. 


10.106. The reliability of economic models’ outcomes depends upon the parameters factored into the 
specific model and the underlying assumptions adopted. In evaluating the reliability of economic models 
as an approach to pricing intra-group loans it is important to note that economic models’ outcomes do not 
represent actual transactions between independent parties and that, therefore, comparability adjustments 
would be likely required. However, in situations where reliable comparable uncontrolled transactions 
cannot be identified, economic models may represent tools that can be usefully applied in identifying an 
arm’s length price for intra-group loans, subject to the same constraints regarding market conditions 
discussed in paragraph 10.98.  


C.1.2.6. Bank opinions 


10.107. In some circumstances taxpayers may seek to evidence the arm’s length rate of interest on an 
intra-group loan by producing written opinions from independent banks, sometimes referred to as a 
“bankability” opinion, stating what interest rate the bank would apply were it to make a comparable loan to 
that particular enterprise.  


10.108. Such an approach would represent a departure from an arm’s length approach based on 
comparability since it is not based on comparison of actual transactions. Furthermore, it is also important 
to bear in mind the fact that such letters do not constitute an actual offer to lend. Before proceeding to 
make a loan, a commercial lender will undertake the relevant due diligence and approval processes that 
would precede a formal loan offer. Such letters would not therefore generally be regarded as providing 
evidence of arm’s length terms and conditions. 
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C.2. Cash pooling 


C.2.1. Cash pooling structures 


10.109. The use of a cash pool is popular among multinational enterprises as a way of achieving more 
efficient cash management by bringing together, either physically or notionally, the balances on a number 
of separate bank accounts. Depending on the particular arrangements in place, a cash pool can help to 
achieve more effective liquidity management, whereby reliance on external borrowing can be reduced or, 
where there is a cash surplus, an enhanced return may be earned on any aggregated cash balance. 
Financing costs may also be reduced by eliminating the bank spread embedded in the interest which would 
be payable or receivable on a number of separate debit or credit account balances and by reducing banking 
transaction costs.  


10.110. In the context of this section, cash pooling is the pooling of cash balances as part of a short-
term liquidity management arrangement. Cash pool arrangements are complex contracts which may 
involve controlled and uncontrolled transactions. For instance, one common structure is that the 
participating members of the MNE group conclude a contract with an unrelated bank that renders cash 
pooling services, and each participating member opens a bank account with that bank. 


10.111. Although there are two basic types of cash pooling arrangements – physical and notional – other 
variations and combinations may be arranged to meet specific business needs. For example, a number of 
physical pools might be held, one for each currency in which the business operates, along with a notional 
pool which then combines those individual currency pools. 


C.2.1.1. Physical pooling 


10.112. In a typical physical pooling arrangement, the bank account balances of all the pool members 
are transferred daily to a single central bank account owned by the cash pool leader. Any account in deficit 
is brought to a target balance (usually zero) by a transfer from the master account to the relevant sub 
account. Depending on whether there is a surplus or a deficit after the members’ accounts have been 
adjusted to the target balance, the cash pool leader may borrow from the bank to meet the net funding 
requirement of the pool or deposit any surplus as appropriate.  


C.2.1.2. Notional pooling 


10.113. In a notional cash pool, some of the benefits of combining credit and debit balances of several 
accounts are achieved without any physical transfer of balances between the participating members’ 
accounts although the bank will usually require cross-guarantees from pool participants to enable the right 
to set off between accounts if necessary. The bank notionally aggregates the various balances of the 
individual accounts of participating members and pays or charges interest according to the net balance, 
either to a designated master account or to all participating accounts under a formula determined in the 
cash pooling agreement.  


10.114. With no physical transfers of funds, the transactional costs of operating a notional pool are likely 
to be less than transactional costs of operating a physical pool. Functions carried out by the bank would 
be accounted for in the charges or interest rate of the bank. With minimal functions carried out by the pool 
leader (because functions are primarily performed by the bank), there will be little, if any, value added by 
the pool leader to be reflected in the intra-group pricing. An appropriate allocation of the benefit created as 
a result of the elimination of the bank spread and/or the optimisation of a single debit or credit position 
would need to consider the contribution or burden of each pool participant. 
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C.2.2. Accurate delineation of cash pooling transactions 


10.115. The accurate delineation of the cash pooling transactions will depend on the particular facts and 
circumstances of each case. As cash pooling is not undertaken regularly, if at all, by independent 
enterprises, the application of transfer pricing principles requires careful consideration. As paragraph 1.11 
notes “Where independent enterprises seldom undertake transactions of the type entered into by 
associated enterprises, the arm’s length principle can be difficult to apply because there is little or no direct 
evidence of what conditions would have been established by independent enterprises.”  


10.116. The accurate delineation of cash pooling arrangements would need to take into account not only 
the facts and circumstances of the balances transferred but the wider context of the conditions of the 
pooling arrangement as a whole. For example, a cash pool is likely to differ from a straightforward overnight 
deposit with a bank or similar financial institution in that a cash pool member with a credit position is not 
depositing money as a transaction in isolation with a view to a simple depositor return.  


10.117. The cash pool member is likely to be participating in providing liquidity as part of a broader group 
strategy, an arrangement in which the member can have a credit or debit position, which may include 
among its aims a range of benefits that can only be achieved as part of a collective strategy involving the 
pool members, done for the benefit of all of the pool participants, and the membership of which is limited 
to entities within the MNE group. Pool participants deposit cash to the pool (or withdraw cash from the 
pool), and not to (or from) a particular cash pool member.  


10.118. No member of the pooling arrangement would expect to participate in the transaction if it made 
them any worse off than their next best option. The analysis of an MNE’s decision to participate in a cash 
pool arrangement should be done with reference to its options realistically available, taking into account 
that an MNE can obtain benefits as a member of the cash pool other than an improved interest rate (see 
paragraph 10.146). 


10.119. In delineating the cash pool transactions, it may be that the savings and efficiencies achieved 
are determined to arise as a result of group synergies created through deliberate concerted action (as 
discussed in Section D.8 of Chapter I).  


10.120. As indicated in paragraph 1.159, the determination of the results that arise from deliberate 
concerted group actions must be established through a thorough functional analysis. Accordingly, in the 
context of cash pooling arrangements, it is necessary to determine (i) the nature of the advantage or 
disadvantage, (ii) the amount of the benefit or detriment provided, and (iii) how that benefit or detriment 
should be divided among members of the MNE group. 


10.121. An advantage of a cash pooling arrangement may be the reduction of interest paid or the 
increase of interest received, which results from netting credit and debit balances. The amount of that 
group synergy benefit, calculated by reference to the results that the cash pool members would have 
obtained had they dealt solely with independent enterprises, would generally be shared by the cash pool 
members, provided that an appropriate reward is allocated to the cash pool leader for the functions it 
provides in accordance withC.2.3.  


10.122. Another key consideration in analysing intra-group funding arrangements which might be 
described as cash pooling are situations where members of an MNE group maintain debit and credit 
positions which, rather than functioning as part of a short-term liquidity arrangement, become more long 
term. It would usually be appropriate to consider whether, on accurate delineation, it would be correct to 
treat them as something other than a short-term cash pool balance, such as a longer term deposit or a 
term loan.  


10.123. One of the practical difficulties in such situations will be deciding how long a balance should be 
treated as part of the cash pool before it could potentially be treated as something else, for example a term 
loan. As cash pooling is intended to be a short-term, liquidity-driven arrangement, it may be appropriate to 
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consider whether the same pattern is present year after year and to examine what policies the MNE group's 
financial management has in place, given that yield on cash balances is a key financial management issue. 


10.124. A potential difficulty for tax administrations in analysing cash pooling arrangements is that the 
various entities in a cash pool may be resident across a number of jurisdictions, potentially making it difficult 
to access sufficient information to verify the position as set out by the taxpayer. It would be of assistance 
to tax authorities if MNE groups would provide information on the structuring of the pool and the returns to 
the cash pool leader and the members in the cash pool as part of their transfer pricing documentation. 
(See Annex I to Chapter V of these Guidelines about the information to be included in the master file).  


10.125. Before any attempt is made to determine the remuneration of the cash pool leader and 
participants, it is central to the transfer pricing analysis to identify and examine under Chapter I guidance 
the economically significant risks associated to the cash pooling arrangement. These could include liquidity 
risk and credit risk. These risks should be analysed taking into account the short-term nature of the credit 
and debit positions within the cash pooling arrangement (see paragraph 10.123).  


10.126. Liquidity risk in a cash pool arrangement arises from the mismatch between the maturity of the 
credit and debit balances of the cash pool members. Assuming the liquidity risk associated to a cash pool 
requires the exercise of control functions beyond the mere offsetting of the credit and debit positions of the 
cash pool members. Therefore, an analysis of the decision-making process related to the amounts of the 
debit and credit positions within the cash pool arrangement will be required to allocate the liquidity risk 
under Chapter I. 


10.127. Credit risk refers to the risk of loss resulting from the inability of cash pool members with debit 
positions to repay their cash withdrawals. From the cash pool leader’s perspective, there needs to be a 
probability for it to incur losses derived from the default of cash pool members with debit positions to bear 
the credit risk. Therefore, an examination under Chapter I guidance will be required to determine, under 
the specific facts and circumstances, which entity within the MNE group is exercising control functions and 
has the financial capacity to assume the credit risk associated with the cash pool arrangement. 


C.2.3. Determining the arm’s length price of cash pooling transactions 


10.128. As with many types of financial transactions, different intent and understanding can be ascribed 
to the labels or descriptions attached to particular transactions. Each case must be considered on its own 
facts and circumstances and in each case accurate delineation of the actual transactions in accordance 
with the principles of Chapter I will be needed before any attempt to decide on an approach to pricing a 
transaction.  


C.2.3.1. Rewarding the cash pool leader function 


10.129. The appropriate reward of the cash pool leader will depend on the facts and circumstances, the 
functions performed, the assets used and the risks assumed in facilitating a cash pooling arrangement.  


10.130. In general, a cash pool leader performs no more than a co-ordination or agency function with 
the master account being a centralised point for a series of book entries to meet the pre-determined target 
balances for the pool members. Given such a low level of functionality, the cash pool leader’s remuneration 
as a service provider will generally be similarly limited.  


10.131. Where accurate delineation of the actual transactions determines that a cash pool leader is 
carrying on activities other than coordination or agency functions, the pricing of such transactions would 
follow the approaches included in other parts of this guidance, as appropriate.  


10.132. The following examples illustrate the principles described above. 
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Example 1 


10.133. X is the parent entity of an MNE group which has subsidiaries H, J, K, and L which participate 
in a physical cash pooling arrangement with fellow subsidiary M acting as cash pool leader. All participants 
have the same functional currency and that is the only currency in the pool.  


10.134. M sets up an intra-group cash pooling arrangement with an unrelated bank. Legal arrangements 
are put in place for all participants which allow transfers to or from M's cash concentration account to meet 
a specified target balance for each pool participant.  


10.135. Under the cash management services agreement the bank makes any transfers necessary to 
meet the target balance for each pool participant with any net surplus deposited by M or any net overdrawn 
position being met by the bank lending to M. The facility that M may draw on is guaranteed by X. The third-
party bank pays interest to, or receives interest from M based on the overall, pooled, position. In this 
instance, M receives surplus funds from MNE group members H and J and provides funds to MNE group 
members K and L which have a funding need. Interest on the balances of the pool participants is charged 
or paid in accordance with the pooling agreements.  


10.136. As a result of the arrangements in place, M pays less interest to the bank or receives more 
interest than would have been the case absent the pooling arrangements.  


10.137. A functional analysis shows that M is not subject to credit risk, which remains with the cash pool 
members, but merely performs a co-ordination function. Furthermore M is not performing the functions or 
assuming the risks that a bank would. Therefore M would not earn the kind of reward that a bank would 
earn such as retaining the interest spread between deposits and loans. Accordingly, M would earn a reward 
commensurate with the service functions it provides to the pool. 


Example 2 


10.138. Company T, a member of MNE Group Y, performs as the MNE group treasury entity and 
undertakes a range of different financial transactions both intra-group and externally. Company T's main 
purpose is to provide treasury services to the other entities within the MNE group including strategy and 
management of group liquidity. T is responsible for raising finance across the MNE group by issuing bonds 
or borrowing from third party banks and arranges intra-group loans to meet the funding needs of other 
group members as necessary.  


10.139. As part of the group liquidity arrangements, T operates an MNE group cash pooling arrangement 
and is responsible for deciding how to invest surplus funds or fund any shortfall. T sets the intra-group 
interest rates and is at risk for any differences between the rates it sets with other group members and the 
rates at which it transacts with the independent lenders. T also bears credit risk, liquidity risk and currency 
risk for intra-group finance and decides on how or whether to hedge such risks.  


10.140. The analysis under the guidance in Section D.1 of Chapter I indicates that the actual transactions 
should be accurately delineated as intra-group loans in the context of the treasury activities undertaken by 
Company T since Company T is performing functions and assuming risks that go beyond the coordination 
role of a cash pool leader. In particular, the functional analysis shows that Company T controls the financial 
risks contractually allocated to it and has the financial capacity to bear those risks.  


10.141. Accordingly, T should be compensated for the functions it performs and the risks it assumes in 
accordance with the guidance in Section C.1. This may include earning part or all of the spread between 
the borrowing and lending positions which it adopts.  


10.142. It should be borne in mind that the other group members which transact with T would still only 
do so if this left them no worse off than their next best option. 
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C.2.3.2. Rewarding the cash pool members 


10.143. The remuneration of the cash pool members will be calculated through the determination of the 
arm’s length interest rates applicable to the debit and credit positions within the pool. This determination 
will allocate the synergy benefits arising from the cash pool arrangement amongst the pool members and 
it will generally be done once the remuneration of the cash pool leader has been calculated. 


10.144. Eventually, the remuneration of the cash pool members will depend upon the specific facts and 
circumstances and the functions, assets and risks of each of the pool members. Therefore, this guidance 
does not intend to provide a prescriptive approach for allocating the cash pooling benefits to the 
participating cash pool members in any given situation but rather lays down the principles that should guide 
that allocation.  


10.145. Determining the arm’s length interest rates for the cash pool intra-group transactions may be a 
difficult exercise due to the lack of comparable arrangements between unrelated parties. In this context, 
banking arrangements involving the cash pool leader, taking into account functional differences between 
the bank and the cash pool leader, and the options realistically available to the cash pool members may 
inform the identification of comparable interest rates in the transfer pricing analysis. 


10.146. It is expected that all cash pool participants will be better off than in the absence of the cash pool 
arrangement. Under prevailing facts and circumstances that could imply, for instance, that all cash pool 
participants would benefit from enhanced interest rates applicable to debit and credit position within the 
cash pooling arrangement compared to the rates that they would expect to obtain from borrowing or 
depositing cash outside of the pool. However, it is important to note that cash pool members might be 
willing to participate in cash pool arrangements to access benefits from the membership of the cash pool 
other than an enhanced interest rate like, for instance, access to a permanent source of financing; reduced 
exposure to external banks; or access to liquidity that may not be available otherwise. 


C.2.3.3. Cash pooling guarantees 


10.147. As part of the cash pooling arrangement, cross-guarantees and rights of set-off between 
participants in the cash pool may be required. This raises the question of whether guarantee fees should 
be payable. It will always be appropriate to consider the particular facts and circumstances in any situation 
but there are certain factors which are likely to be common to many cash pools: there will be numerous 
members of the pool, there may be both entities with debit positions and entities with credit positions in the 
pool, each pool member may have a different stand-alone credit rating, and the pooling agreement with 
the bank is likely to require full cross-guarantees and rights of set-off between all pool participants. 


10.148. These cross-guarantees and set-off rights are a feature of an arrangement which would not 
occur between independent parties. Each guarantor is providing a guarantee for all members of the pool 
but will not have control over membership of the pool, has no control over the quantum of the debt which 
it is guaranteeing, and may not be able to access information on the parties for whom it is providing a 
guarantee. With other parties providing guarantees on the same loans, it may not be possible for the 
guarantor to evaluate its real risk in the event of a default. Thus, the practical result of the cross-
guaranteeing arrangement is such that the formal guarantee may represent nothing more than an 
acknowledgement that it would be detrimental to the interests of the MNE group not to support the 
performance of the cash pool leader and so, by extension, the borrower. In such circumstances the 
guaranteed borrower may not be benefitting beyond the level of credit enhancement attributable to the 
implicit support of other group members. If the prevailing facts and circumstances support such a 
conclusion, no guarantee fee would be due, and any support, in case of a default from another group 
member, should be regarded as a capital contribution. 
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C.3. Hedging 


10.149. Intra-group financial transactions may include instruments by which risk is transferred within the 
MNE group. For example, hedging arrangements are frequently used, in the ordinary course of business, 
as a means of mitigating exposure to risks such as foreign exchange or commodity price movements. An 
independent entity may decide to assume such risks or hedge against them according to its own policies. 
However, in an MNE group, such risks might be treated differently depending on the MNE group’s 
approach to risk management and hedging.  


10.150. Often an MNE group will centralise treasury functions and implement risk mitigation strategies 
relating to interest rate and currency risks in order to improve efficiency and effectiveness with the result 
that individual entities may not contractually enter into hedging arrangements although their risk is hedged 
from the perspective of the MNE as a whole.  


10.151. Possible mechanisms by which an MNE group may centralise the hedging of risk include: 


• delegation of responsibility for hedging to an MNE group treasury entity, with the hedging contracts 
arranged for and in the name of the relevant operating companies; 


• delegation of responsibility for hedging to an MNE group treasury entity, with the hedging contracts 
made by and in the name of another MNE group entity; 


• identification of the existence of natural hedges within the MNE group, in which case no formal 
hedging contracts are made.  


10.152. Where the centralised treasury function arranges a hedging contract that the operating entity 
enters into, that centralised function can be seen as providing a service to the operating entity, for which it 
should receive compensation on arm’s length terms.  


10.153. More difficult transfer pricing issues may arise, however, if the contract instrument is entered 
into by the treasury entity or another MNE group entity, with the result that the positions are not matched 
within the same entity, although the MNE group position is protected. Where off-setting hedging contract 
instruments exist within the MNE group but not within the same entity, or where contract instruments do 
not exist within the MNE group but the MNE group position is protected (as may be the case with a natural 
hedge, for example), it would be inappropriate to match the hedges within the same entity or recognise 
hedging transactions where written contracts do not exist without a comprehensive analysis of the accurate 
delineation of the actual transactions under Section D.1 of Chapter I (for example, the existence of a 
deliberate concerted action to engage in a hedge of a specific risk) and the commercial rationality of the 
transactions under Section D.2 of Chapter I. 
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10.154. This section considers financial guarantees on certain intra-group transactions. To consider any 
transfer pricing consequences of a financial guarantee, it is first necessary to understand the nature and 
extent of the obligations guaranteed and the consequences for all parties, accurately delineating the actual 
transaction in accordance with Section D.1 of Chapter I.  


10.155. In general, a financial guarantee provides for the guarantor to meet specified financial 
obligations in the event of a failure to do so by the guaranteed party. There are various terms in use for 
different types of credit support from one member of an MNE group to another. At one end of the spectrum 
is the formal written guarantee and at the other is the implied support attributable solely to membership in 
the MNE group. In the context of this section, a guarantee is a legally binding commitment on the part of 
the guarantor to assume a specified obligation of the guaranteed debtor if the debtor defaults on that 
obligation. The situation likely to be encountered most frequently in a transfer pricing context is that in 
which an associated enterprise (guarantor) provides a guarantee on a loan taken out by another associated 
enterprise from an unrelated lender. 


D.1. Accurate delineation of financial guarantees 


D.1.1. Economic benefit derived from a financial guarantee 


10.156. The accurate delineation of financial guarantees requires initial consideration of the economic 
benefit arising to the borrower beyond the one that derives from passive association, as explained in the 
Section C.1.1.3.  


10.157. From the borrower perspective, a financial guarantee may affect the terms of the borrowing – 
for instance, the existence of a guarantee may allow the guaranteed party to obtain a more favourable 
interest rate since the lender has access to a wider pool of assets –, or the amount of the borrowing – for 
instance, enabling the borrower to access a larger amount of funds. 


D.1.1.1. Enhancement of the terms of the borrowing 


10.158. From the perspective of a lender, the consequence of one or more explicit guarantees is that 
the guarantor(s) are legally committed; the lender’s risk would be expected to be reduced by having access 
to the assets of the guarantor(s) in the event of the borrower’s default. Effectively, this may mean that the 
guarantee allows the borrower to borrow on the terms that would be applicable if it had the credit rating of 
the guarantor rather than the terms it could obtain based on its own, non-guaranteed, rating. The principles 
and methodologies of pricing a guarantee in these circumstances are similar to those explained for loan 
pricing in Section C.1.2. 


10.159. Where the effect of an intra-group guarantee as accurately delineated is to reduce the cost of 
debt-funding for the borrower, it might be prepared to pay for that guarantee, provided it was in no worse 
a position overall. In considering the borrower's overall financial position as a result of the guarantee, its 
cost of borrowing with the guarantee (including the cost of the guarantee and any associated costs of 
arranging the guarantee) would be measured against its non-guaranteed cost of borrowing, taking into 


D. Financial guarantees 
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account any implicit support. Borrowing with a guarantee might also affect terms and conditions of the loan 
other than price; each case will depend on its own facts and circumstances.  


10.160. Alternatively, Chapter I analysis may indicate that the purported financial guarantee is not 
providing any benefit to the borrower but merely recognising the benefit that the guaranteed party would 
have obtained in any case by being part of the MNE group. In such situations, based on facts and 
circumstances, an unrelated enterprise in comparable circumstances would be unwilling to pay for the 
provision of a financial guarantee, and the guarantor would be found as providing no more than an 
administrative service to the borrower (see paragraph 10.164 and guidance in Chapter VII). 


D.1.1.2. Access to a larger amount of borrowing 


10.161. Where the effect of a guarantee is to permit a borrower to borrow a greater amount of debt than 
it could in the absence of the guarantee, the guarantee is not simply supporting the credit rating of the 
borrower but could be acting both to increase the borrowing capacity and to reduce the interest rate on 
any existing borrowing capacity of the borrower. In such a situation there may be two issues – whether a 
portion of the loan from the lender to the borrower is accurately delineated as a loan from the lender to the 
guarantor (followed by an equity contribution from the guarantor to the borrower), and whether the 
guarantee fee paid with respect to the portion of the loan that is respected as a loan from the lender to the 
borrower is arm’s length. The conclusion of an analysis of such transactions may be, taking into account 
the full facts and circumstances, that the evaluation of the guarantee fee should be limited to a fee on the 
portion that has been accurately delineated as a loan, and the remainder of the loan granted should be 
regarded as effectively a loan to the guarantor followed by an equity contribution by the guarantor to the 
borrower.  


D.1.2. Effect of group membership 


10.162. This section elaborates on the effect of group membership on determining the arm’s length price 
of financial guarantees, building upon the principles laid out in Section C.1.1. 


10.163. By providing an explicit guarantee the guarantor is exposed to additional risk as it is legally 
committed to pay if the borrower defaults. Anything less than a legally binding commitment, such as a 
“letter of comfort” or other lesser form of credit support, involves no explicit assumption of risk. Each case 
will be dependent on its own facts and circumstances but generally, in the absence of an explicit guarantee, 
any expectation by any of the parties that other members of the MNE group will provide support to an 
associated enterprise in respect of its borrowings will be derived from the borrower's status as a member 
of the MNE group. For this purpose, whether a commitment from one MNE group member to another MNE 
group member to provide funding to meet its loan obligations, constitutes a letter of comfort or a guarantee 
depends on all the facts and circumstances, including whether the commitment provides the creditor 
relevant legal rights to enforce the commitment. The benefit of any such support attributable to the 
borrower's MNE group member status would arise from passive association and not from the provision of 
a service for which a fee would be payable. See paragraph 7.13 on passive association. 


10.164. A borrower would not generally be prepared to pay for a guarantee if it did not expect to obtain 
an appropriate benefit in return. Even an explicit guarantee will not necessarily confer a benefit on the 
borrower; for example, banking covenants applicable to a parent or other MNE group member’s debt 
facilities can include the default of another MNE group member as an event that may cause the termination 
of a facility or other adverse consequences. Other legal, financial or operational ties may mean that it would 
not be possible to abandon the borrower if it encounters financial difficulty without the MNE group suffering 
a credit rating downgrade. Any of these circumstances may produce the practical result that MNE group 
members are financially interdependent quite apart from any formal guarantee arrangement, so that the 
economic risk of the guarantor may not change materially on it giving an explicit guarantee. In other words, 
the formal guarantee may represent nothing more than an acknowledgement that it would be detrimental 







  | 31 


TRANSFER PRICING GUIDANCE ON FINANCIAL TRANSACTIONS © OECD 2020 
  


to the interests of the MNE group not to support the performance of the borrower. In such circumstances 
the guaranteed borrower is not benefitting beyond the level of credit enhancement attributable to the 
implicit support of other MNE group members and no guarantee fee would be due.  


10.165. A similar issue arises in respect of cross-guarantees, where two or more entities in an MNE 
group guarantee each other’s obligations. From the lender’s perspective, it has access to the assets of 
every cross-guaranteeing entity in the event of a default by a guaranteed borrower. This potentially gives 
the lender greater comfort than a single guarantee as it can choose where within the cross-guaranteeing 
MNE group it seeks, if necessary, to make its recoveries. The effect of a cross-guarantee from a borrower’s 
perspective is that it now has multiple guarantees on its borrowings and may stand as guarantor for multiple 
borrowings itself. This can give rise to questions on how to evaluate each guarantee. Not only is this 
complex from the perspective of potentially large numbers of guarantees to be evaluated but also because 
each party providing a guarantee may in turn be guaranteed by the party for whom it is now acting as 
guarantor. Evaluating the effect of a cross-guarantee arrangement is difficult and as the number of parties 
involved increases, may be practically impossible. It may not be possible to determine the effect of the 
guarantee between any two parties where the same risk is subject to multiple guarantees. An analysis of 
the facts may lead to the conclusion that such an arrangement does not enhance the credit standing of an 
MNE group member beyond the level of passive association, in which case any support in the event of 
default from another MNE group member should then be regarded as a capital contribution.  


D.1.3. Financial capacity of the guarantor 


10.166. The examination of financial guarantees under accurate delineation needs also to consider the 
financial capacity of the guarantor to fulfill its obligations in case of default of the borrower. This requires 
an evaluation of the credit rating of the guarantor and the borrower, and of the business correlations 
between them. 


10.167. A lender would benefit from the stronger credit rating of the guarantor (compared to the 
borrower’s credit rating) and/or the guarantor’s asset pool (in addition to the borrower’s asset pool), and 
the borrower accordingly may expect a benefit in the form of a lower interest rate. Thus, based on facts 
and circumstances, a guarantee may provide a benefit to the borrower that has the same or higher credit 
rating as the guarantor, if the guarantee effectively allows the lender to access wider recourse and, 
therefore, reduces the interest rate despite the guarantor not having a higher credit rating. In determining 
the credit rating of the guarantor and the borrower, the effect of implicit support must be considered as 
explained in Section C.1.1. 


10.168. Likewise, the financial capacity of the guarantor to meet its obligations requires an analysis of 
the correlation between the guarantor’s and borrower’s businesses. In situations where the guarantor and 
the borrower operate under similar market conditions, an adverse market event that affects the 
performance of the borrower and increases its risk of default might also affect the guarantor and its capacity 
to fulfill its obligations. 


D.2. Determining the arm’s length price of guarantees  


10.169. This section describes a number of pricing approaches for those circumstances where a 
guarantee is found to be appropriate. However, when the accurate delineation of the actual transaction 
indicates that the purported guarantee is not a guarantee, other pricing approaches should be considered, 
in particular the guidance in Chapter VII. As in any other transfer pricing situation, the selection of the most 
appropriate method should be consistent with the actual transaction as accurately delineated, in particular, 
through a functional analysis. (See Chapter II).  
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D.2.1. CUP method 


10.170. The CUP method could be used where there are external or internal comparables; independent 
guarantors providing guarantees in respect of comparable loans to other borrowers or where the same 
borrower has other comparable loans which are independently guaranteed. 


10.171. In considering whether controlled and uncontrolled transactions are comparable, regard should 
be had to all the factors which may affect the guarantee fee including: the risk profile of the borrower, terms 
and conditions of the guarantee, term and conditions of the underlying loan (amount, currency, maturity, 
seniority etc.), credit rating differential between guarantor and guaranteed party, market conditions, etc. 
When available, uncontrolled guarantees are the most reliable comparable to determine arm’s length 
guarantee fees.  


10.172. The difficulty with using the CUP method is that publicly available information about a sufficiently 
similar credit enhancing guarantee is unlikely to be found between unrelated parties given that unrelated 
party guarantees of bank loans are uncommon.  


10.173. An independent entity providing a financial guarantee would expect to receive a fee to 
compensate it for the risk it is taking in accepting the contingent liability and to reflect any value it is 
providing to the borrower in respect of the guarantee. However, it must be borne in mind that an 
independent guarantor's charges will in part reflect costs incurred in the process of raising capital and in 
satisfying regulatory requirements. Those are costs which associated enterprises might not incur. 


D.2.2. Yield approach  


10.174. This approach quantifies the benefit that the guaranteed party receives from the guarantee in 
terms of lower interest rates. The method calculates the spread between the interest rate that would have 
been payable by the borrower without the guarantee and the interest rate payable with the guarantee. The 
first step is to determine the interest rate that would have been payable by the borrower on its own merits, 
taking into account the impact of implicit support as a result of its group membership. See Section C.1.2. 


10.175. The next step would be to determine, by a similar process (unless directly observable in the 
case of a loan from a third party), the interest rate payable with the benefit of the explicit guarantee. The 
interest spread can be used in quantifying the benefit gained by the borrower as a result of the guarantee. 
In determining the extent of the benefit provided by the guarantee, it is important to distinguish the impact 
of an explicit guarantee from the effects of any implicit support as a result of group membership. See 
Example 2 at paragraph 1.167. The benefit to be priced is not the difference between the cost to the 
unguaranteed borrower on a stand-alone basis and the cost with the explicit guarantee but the difference 
between the cost to the borrower after taking into account the benefit of any implicit support and the cost 
with the benefit of the explicit guarantee.  


10.176. The benefit of implicit support will be the difference between the borrowing terms attainable by 
the borrowing entity based on its credit rating as a member of the MNE group and those attainable on the 
basis of the stand-alone credit rating it would have had  if it were an entirely unaffiliated enterprise. If the 
borrower has its own independent credit rating from an unrelated credit rating agency, this will usually 
reflect its membership of the MNE group and so ordinarily no adjustment would be needed to this credit 
rating to reflect implicit support. 


10.177. The result of this analysis sets a maximum fee for the guarantee (the maximum amount that the 
recipient of the guarantee will be willing to pay), namely, the difference between the interest rate with the 
guarantee and the interest rate without the guarantee but with the benefit of implicit support (and taking 
into account any costs). The borrower would have no incentive to enter into the guarantee arrangement if, 
in total, it pays the same to the bank in interest and to the guarantor in fees as it would have paid to the 
bank in interest without the guarantee. Therefore this maximum fee does not of itself necessarily reflect 
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the outcome of a bargain made at arm’s length but represents the maximum that the borrower would be 
prepared to pay.  


D.2.3. Cost approach 


10.178. This method aims to quantify the additional risk borne by the guarantor by estimating the value 
of the expected loss that the guarantor incurs by providing the guarantee (loss given default). Alternatively 
the expected cost could be determined by reference to the capital required to support the risks assumed 
by the guarantor.  


10.179. There are a number of possible models for estimating the expected loss and capital requirement. 
Popular pricing models for this approach work on the premise that financial guarantees are equivalent to 
another financial instrument and pricing the alternative, for example, treating the guarantee as a put option 
and using option pricing models, credit default swap pricing models, etc. For instance, publicly available 
data of credit default swaps spreads may be used to approximate the default risk associated to the 
borrowing and, therefore, the guarantee fee. When using this type of data, the identification of the default 
event (e.g. bankruptcy) is central to the comparability analysis between the controlled transaction and the 
potentially comparable credit default swap (See Section C.1.2, on the reliability of credit default swap data). 


10.180. Pricing under each model will be sensitive to the assumptions made in the modelling process. 
Whatever valuation model is used, the evaluation of cost method sets a minimum fee for the guarantee 
(the minimum amount that the provider of the guarantee will be willing to accept) and does not of itself 
necessarily reflect the outcome of a bargain made at arm’s length. The arm’s length amount should be 
derived from a consideration of the perspectives (taking into account options realistically available) of the 
borrower and guarantor. 


D.2.4. Valuation of expected loss approach 


10.181. The valuation of expected loss method would estimate the value of a guarantee on the basis of 
calculating the probability of default and making adjustments to account for the expected recovery rate in 
the event of default. This would then be applied to the nominal amount guaranteed to arrive at a cost of 
providing the guarantee. The guarantee could then be priced based on an expected return on this amount 
of capital based on commercial pricing models such as the Capital Asset Pricing Model (CAPM). 


D.2.5. Capital support method 


10.182. The capital support method may be suitable where the difference between the guarantor’s and 
borrower's risk profiles could be addressed by introducing more capital to the borrower's balance sheet. It 
would be first necessary to determine the credit rating for the borrower without the guarantee (but with 
implicit support) and then to identify the amount of additional notional capital required to bring the borrower 
up to the credit rating of the guarantor. The guarantee could then be priced based on an expected return 
on this amount of capital to the extent that the expected return so used appropriately reflects only the 
results or consequences of the provision of the guarantee rather than the overall activities of the guarantor-
enterprise. 


D.3. Examples 


10.183. The following examples build on the principles discussed in Section D.8 of Chapter I, in particular 
in paragraph 1.167. 







34 |   


TRANSFER PRICING GUIDANCE ON FINANCIAL TRANSACTIONS © OECD 2020 
  


D.3.1. Example 1 


10.184. Company M, the parent entity of an MNE group, maintains an AAA credit rating based on the 
strength of the MNE group’s consolidated balance sheet. Company D, a member of the same MNE group, 
has a credit rating of only BBB on a stand-alone basis, and needs to borrow EUR 10 million from an 
independent lender. 


10.185. Assume that the accurate delineation of the actual transaction shows that the effect of passive 
association raises Company D’s credit standing from BBB to A, and that the provision of the explicit 
guarantee additionally enhances the credit standing of Company D to AAA. Assume further that 
independent lenders charge an interest rate of 8% to entities with a credit rating of A, and of 6% to entities 
with a credit rating of AAA. Assume further that Company M charges Company D a fee of 3% for the 
provision of the guarantee so the guarantee fee more than completely offsets the benefit of Company D’s 
enhanced credit standing derived from the provision of such guarantee.  


10.186. In that situation, the analysis under Chapter I may indicate that an independent enterprise 
borrowing under the same conditions as Company D would not be expected to pay a guarantee fee of 3% 
to Company M for the provision of the explicit guarantee since Company D is better off in the absence of 
the guarantee. 


D.3.2. Example 2 


10.187. Consider the same fact pattern as described in Example 1, but in this case assume that under 
the guidance in Section D.2, comparable uncontrolled transactions can be identified showing that the arm’s 
length price of a comparable guarantee would be in the range of 1% to 1.5%.  


10.188. The accurate delineation of the actual transaction indicates that the enhancement of Company 
D’s credit standing from A to AAA is attributable to a deliberate concerted group action, i.e. the guarantee 
provided by Company M. Company D would be expected to be willing to pay an arm’s length guarantee 
fee to Company M for the provision of the explicit guarantee since Company D is better off than in the 
absence of the guarantee.  
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E.1. Definition and rationale for a captive insurance and reinsurance 


10.189. There are many ways that MNE groups may manage risks within the group. For example, they 
may choose to set aside funds in reserves, pre-fund potential future losses, self-insure, acquire insurance 
from third parties or simply elect to retain the specific risk. In some other cases an MNE group may choose 
to consolidate certain risks through a so-called “captive” insurance. 


10.190. In this guidance, the term captive insurance is intended to refer to an insurance undertaking or 
entity substantially all of whose insurance business is to provide insurance policies for risks of entities of 
the MNE group to which it belongs. 


10.191. In contrast, in this guidance the term reinsurance refers to a reinsurance undertaking or entity 
the purpose of which is to provide reinsurance policies for risks of unrelated parties that are in the first 
instance insured by entities of the MNE group to which it belongs.5 (The situation in which risks of entities 
within an MNE group are insured in the first instance by an unrelated party but then reinsured by an entity 
within the MNE group is discussed in Section E.2.4).  


10.192. Captive insurances may be subject to regulation in the same way as other insurance and 
reinsurance companies6. The precise requirements of insurance regulation will vary from one jurisdiction 
to the next but typically include certain actuarial, accounting and capital requirements. While insurance 
regulation is intended to protect policyholders, local regulators may impose a lighter regulatory regime 
where the captive insurance provides insurance exclusively to members of the MNE group. 


10.193. There are multiple reasons for an MNE group to use a captive insurance such as: to stabilise 
premiums paid by entities within the MNE group; to benefit from tax and regulatory arbitrage; gaining 
access to reinsurance markets; mitigating the volatility of market capacity; or because the MNE group 
considers that retaining the risk within the  group is more cost effective.  


10.194. Another possible reason for the use of a captive insurance by an MNE group in addition to those 
listed is the difficulty or impossibility of getting insurance coverage for certain risks. Where such risks are 
insured by a captive insurance this may raise questions as to whether an arm’s length price can be 
determined and the commercial rationality of such an arrangement (see Section D.2 of Chapter I). 


                                                
5 For this section, insurance and reinsurance undertakings are defined by reference to insurance and reinsurance 
business as described in Part IV of the Report on the Attribution of Profits to Permanent Establishments. This 
description, which covers the general scheme of insurance, is not intended to exclude from this guidance risks which 
the insured has some ability to influence, such as product liability risk. 
6 See paragraph 10.3. 


E. Captive insurance 
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E.2. Accurate delineation of captive insurance and reinsurance 


10.195. The principles of accurate delineation of the actual transactions and allocation of risk detailed in 
Chapter I of these Guidelines apply to captive insurance and reinsurance in the same manner that they 
apply to any other intra-group transactions. However, this section addresses mainly captive insurance (as 
well as captive reinsurance - fronting). In particular, it should be borne in mind that: 


• the carrying on of risk mitigation functions falls within the wider concept of risk management but 
not within that of control of risk (see paragraphs 1.61 and 1.65); 


• there is a difference between the specific risk being insured (the party taking the decision to 
insure – i.e. mitigate – or not, controls this risk; that party will usually be the insured but may be 
another entity within the MNE group) and the risk taken on by the insurer in providing insurance to 
the insured party. 


10.196. Although the quantum of the risk reward for the insured party and the insurer might be dependent 
upon exactly the same events in both cases, that quantum could be significantly different (for example, if 
the insured risk materialises and a claim is made, the insured party could potentially receive significant 
upside relative to the premium paid whereas the insurer’s income will be limited to the insurance premiums 
and investment income it has received regardless of the quantum of risk reward received by the insured 
party). 


10.197. The insurer is carrying out a risk mitigation function in respect of the insured party’s risk but not 
actually assuming that risk. It is assuming the risk of insuring (i.e. mitigating) the insured party’s risk. That 
risk will be controlled by either the insurer or (more likely in a captive insurance scenario) another entity 
within the MNE group that makes the decision that the risk should be assumed by the insurer. (See 
paragraph 10.223). The insurer (or other entity) can make decisions as to how to respond to this risk – in 
accordance with paragraph 1.61 (ii) – by, for example, further diversifying its portfolio of insured risks or 
by reinsuring. 


10.198. Captive insurances may be self-managed from within the MNE group, or managed by an 
unrelated service provider (often a division of a large insurance broker). Typically this management would 
include ensuring compliance with local law, issuing policy documents, collecting premiums, paying claims, 
preparing reports and providing local directors. If the captive insurance is managed from within the MNE 
group it is necessary to determine which entity manages it (if such management is not exercised by 
employees of the captive insurance) and to appropriately reward that management. 


10.199. A frequent concern when considering the transfer pricing of captive insurance transactions is 
whether the transaction concerned is genuinely one of insurance, i.e. whether a risk exists and, if so, 
whether it is allocated to the captive insurance in light of the facts and circumstances. The following are 
indicators, all or substantially all of which would be found if the captive insurance was found to undertake 
a genuine insurance business: 


• there is diversification and pooling of risk in the captive insurance; 
• the economic capital position of the entities within the MNE group has improved as a result of 


diversification and there is therefore a real economic impact for the MNE group as a whole; 
• both the captive insurance and any reinsurer are regulated entities with broadly similar regulatory 


regimes and regulators that require evidence of risk assumption and appropriate capital levels; 
• the insured risk would otherwise be insurable outside the MNE group; 
• the captive insurance has the requisite skills, including investment skills, and experience at its 


disposal (see paragraph 10.213);  
• the captive insurance has a real possibility of suffering losses. 
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10.200. In order to consider the transfer pricing implications of a transaction with a captive insurance, it 
is first necessary to identify the commercial or financial relations between the associated enterprises and 
the conditions and economically relevant circumstances attaching to those relations in order that the actual 
transaction is accurately delineated. The initial question will therefore be whether the transaction under 
consideration is one of insurance, as defined above. This analysis requires consideration of whether the 
risk has been assumed by the insurer and whether risk diversification has been achieved. 


E.2.1. Assumption of risk and risk diversification 


10.201.  Insurance requires the assumption of insurance risk by the insurer. In the event of a claim, the 
insured does not suffer the financial impact of a potential economic loss to the extent that insurance risk 
has been assumed by the insurer, because the loss is offset by the insurance payment. 


10.202. From the captive insurance’s perspective, the fact that the captive insurance is exposed to the 
downside outcome of the insured risk and to the possibility of significant loss could be an indicator that the 
insurance risk has been assumed by the captive insurance. In addition, the assumption of the insurance 
risk can only take place if the captive insurance has a realistic prospect of being able to satisfy claims in 
the event of the risk materialising, i.e. the captive insurance needs to have access to funding to bear the 
consequences of the playing out of the insured risk. Determining whether the captive insurance has the 
financial capacity to assume the risk requires consideration of the capital readily available to the captive 
and its options realistically available. In particular, when the captive insurance invests the premiums into 
the insured entities within the MNE group, the relation between the captive insurance’s capacity to satisfy 
the claims and the financial positions of those other MNEs would be central to Chapter I analysis. 


10.203. Insurance also requires risk diversification. Risk diversification is the pooling of a portfolio of 
risks by which the insurer achieves an efficient use of capital. Large commercial insurers rely on having 
sufficiently large numbers of policies with similar probabilities of loss to allow statistical laws of averages 
to apply and permit accuracy of modelling of the likelihood of claims. The insurer also maintains a portfolio 
of risks for which it has a capital reserve based on regulatory needs and rating agency requirements.  


10.204. Risk diversification is at the core of insurance business. Combining non-correlated risk and 
varied geographical exposures lead to an efficient use of capital, allowing the insurer to have a lower level 
of capital than that the insured parties would have been required to maintain to face the consequences of 
risk materialisation.  


10.205. A captive insurance may achieve risk diversification by insuring not only internal risks of its MNE 
group, but also including within its portfolio a significant proportion of external, non-group risks (while still 
staying within the definition of captive insurance in paragraph 10.190). 


10.206. Alternatively, risk diversification may be achieved by covering internal risks when the breadth 
and depth of the MNE group allows the captive insurance to cover non-correlated or less than fully 
correlated risks and varied geographical exposures. Situations where a captive insurance only covers 
internal risks require a thorough analysis under Chapter I guidance to determine whether risk diversification 
actually occurred, i.e. whether a sufficient quantum and variety of risks are covered by the captive 
insurance. In this context, determining whether risk diversification occurred is a question of threshold and 
the conclusion of the analysis would be dependent upon the specific facts and circumstances.  


10.207. Notably, internal risk diversification might generate lower capital efficiencies than those achieved 
through external risk diversification. Therefore, the remuneration of a captive insurance that exclusively 
covers internal risks might be lower than when risk diversification is achieved by insuring external, non-
group risks, or by reinsuring a significant proportion of the MNE group’s risks outside of the group. In 
addition, when the accurate delineation of the actual transaction indicates that the capital efficiencies 
achieved through the pooling of internal risks in the captive insurance arise from the result of group 
synergies created through deliberate concerted group actions, the benefits of such synergies should 
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generally be shared by the MNEs that contributed to the creation of those synergies (see Section D.8 of 
Chapter I and paragraphs 10.222 and 10.223). 


10.208. In situations where the captive insurance lacks the scale to achieve significant risk diversification 
or lacks sufficient reserves to meet additional risks represented by the relatively less diversified portfolio 
of the MNE group, the accurate delineation of the actual transaction may indicate that the captive insurance 
is operating a business other than an insurance one (see guidance in Chapter VII).  


E.2.2. The assumption of the economically significant risks 


10.209. In the process of accurately delineating the actual transaction involving a captive insurance, the 
economically relevant risks associated with issuing insurance policies, i.e. underwriting, must be identified 
with specificity. Part IV of the Report on the Attribution of Profits to Permanent Establishments7 provides 
a description of those risks that include, inter alia, insurance risk, commercial risk or investment risk. These 
descriptions remain valid for the purpose of this guidance. 


10.210. The accurate delineation of the actual transaction in scenarios involving captive insurance 
requires identifying whether the captive insurance is performing control functions regarding the 
economically significant risks associated to the underwriting function - in particular the insurance risk - to 
determine whether those risks should be allocated to the captive. 


10.211. Part IV of the Report on the Attribution of Profits to Permanent Establishments describes the 
activities that form part of the underwriting function such as setting the underwriting policies, classifying 
and selecting the insured risk, setting the premiums (pricing), the analysis of risk retention and the 
acceptance of the insured risk. These activities would imply, inter alia, deciding to underwrite a risk or not 
and under what terms and conditions, or whether reinsurance protection should be purchased or not. On 
prevailing facts and circumstances, those activities may be considered as control functions as described 
in paragraph 1.65 of Chapter I and, if exercised by a captive insurance that possesses the financial capacity 
to assume the risk, would lead to the allocation of risk to the captive insurance under Chapter I analysis. 
Notably, the mere setting of parameters or the policy environment for the risk would not qualify as control 
functions for this purpose (see paragraph 1.66 of Chapter I, and paragraph 94 of Part IV of the Report on 
the Attribution of Profits to Permanent Establishments). 


10.212. When the captive insurance does not have access to the appropriate skills, expertise and 
resources and, therefore, the captive insurance is not found to exercise control functions related to the 
risks associated to the underwriting, an analysis under Chapter I, based on facts and circumstances, may 
conclude that the risk has not been assumed by the captive insurance or that another MNE is exercising 
these control functions. In this latter case, the return derived from the investment of the premiums would 
be allocated to the member(s) of the MNE group that are assuming the risk associated with the underwriting 
in accordance with the guidance in Chapter I. 


E.2.3. Outsourcing the underwriting function 


10.213. In many cases, outsourcing certain aspects of the underwriting function would be inconsistent 
with the minimum regulatory standards required to operate an insurance business. However, in those 
situations where the captive insurance is permitted to outsource some of the activities that constitute the 
underwriting function (for instance, a captive insurance may be allowed to outsource the acceptance of 
insurance risk to an associated enterprise that acts as a broker and receives an arm’s length 
remuneration), special consideration of the retention by the captive insurance of the control functions would 
be required in order to conclude whether the risk is allocated to the captive insurance. A captive insurance 
                                                
7 Report on the Attribution of Profits to Permanent Establishments, approved by the Committee on Fiscal Affairs on 22 
June 2010 and by the Council for publication on 22 July 2010. 
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that outsources all aspects of the underwriting process without performing control functions would not 
assume the insurance risk under Chapter I analysis. 


E.2.4. Reinsurance captives – Fronting  


10.214. A reinsurance captive is a particular type of captive insurance which does not issue policies 
directly but operates as a reinsurance under an arrangement known as “fronting”. Captive insurance may 
not be able to underwrite insurance policies in the same way as traditional insurance companies. For 
instance, certain insurance risks must be placed with regulated insurers as a legal requirement. This may 
lead to the use of a fronting arrangement in which the first contract of insurance is between the insured 
member of an MNE group and an unrelated insurer (the fronter); the fronter then reinsures with the captive 
insurance most or all of the risk of the first contract. The fronter may remain responsible for claims handling 
and other administrative functions or these functions may be handled by a member of the same MNE group 
as the captive. The fronter retains a commission to cover its costs and to compensate for any portion of 
the insured risk which it retains. The majority of the fronter’s premium passes to the captive insurance as 
part of the reinsurance contract.  


10.215. In accurately delineating fronting arrangements, the same principles stated for captive insurance 
apply. It is important to note, however, that fronting arrangements represent particularly complex controlled 
transactions to price as they involve the participation of a third party that is indifferent to the levels of the 
price of the insurance and reinsurance transactions. The key issues which are likely to arise in fronting 
cases are whether the transactions involved amount to genuine insurance or reinsurance and, if there is 
genuine insurance, whether the premiums payable (ultimately to the reinsurance captive) are on arm’s 
length terms.  


E.3. Determining the arm’s length price of captive insurance and reinsurance 


10.216. The following paragraphs outline different approaches to pricing intra-group transactions 
involving captive insurance and reinsurance. Each case must be considered on its own facts and 
circumstances and in each case accurate delineation of the actual transactions in accordance with the 
principles of Chapter I will be needed before any attempt to decide on an approach to pricing a transaction. 
As in any other transfer pricing situation, the most appropriate method should be selected under the 
guidance of Chapter II.  


E.3.1. Pricing of premiums  


10.217. Comparable uncontrolled prices may be available from comparable arrangements between 
unrelated parties. These may be internal comparables if the captive insurance has suitably similar business 
with unrelated customers, or there may be external comparables.  


10.218. The application of the CUP method to a transaction involving a captive insurance may encounter 
practical difficulties to determine the need for and quantification of comparability adjustments. In particular, 
account should be taken of potential differences between the controlled and uncontrolled transactions that 
may affect the reliability of the comparables. Those differences may refer, for instance, to situations where 
the functional analysis indicates that a captive insurance performs less functions than a commercial insurer 
(e.g. a captive insurance that only insures internal risks within the MNE group may not need to perform 
distribution and sales functions). Similarly, differences between the captive insurance and the potential 
comparables in business volume or in the level of capital between the captive insurance and unrelated 
parties may require comparability adjustments (see paragraph 10.221). 


10.219. Alternatively, actuarial analysis may be an appropriate method to independently determine the 
premium likely to be required at arm’s length for insurance of a particular risk. In setting prices for an 
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insurance premium, an insurer will seek to cover its expected losses on claims, its costs associated with 
writing and administering policies and dealing with claims, plus a profit to provide a return on capital, taking 
into account any investment income it expects to receive on the excess of premiums received less claims 
and expenses paid. The practical application of actuarial analysis may be a complex exercise. In evaluating 
the reliability of actuarial analysis to determine the arm’s length price of premiums it is important to note 
that actuarial analyses do not represent actual transactions between independent parties and that, 
therefore, comparability adjustments would be likely required. 


E.3.2. Combined ratio and return on capital  


10.220. The remuneration of the captive insurance can be arrived at by considering the arm’s length 
profitability of the captive insurance by reference to a two staged approach which takes into account both 
profitability of claims and return on capital. The first step would be to identify the captive insurance’s 
combined ratio. This can be determined by expressing claims and expenses payable as a percentage of 
premiums receivable. The benchmarked combined ratio achieved by unrelated insurance companies 
indemnifying similar insurance risks can be identified. The benchmarked combined ratio can then be 
applied to the tested party's claims and expenses paid to arrive at an arm’s length measure of annual 
premiums and thus underwriting profit (premiums receivable less claims and expenses). The second step 
is to assess the investment return achieved by the captive insurance against an arm’s length return. This 
step requires two further considerations: (a) the amount of capital held by the captive insurance, and (b) 
to the extent to which the captive insurance invests in controlled investments (e.g. intra-group bonds, loans, 
etc.), the rate of investment return achieved by the captive insurance on those investments. The sum of 
underwriting profit from step one and investment income from step two gives total operating profit (see 
Section B.5 of Chapter III on multiple year data). 


10.221. It is important to recognise that the capital adequacy requirements of a captive insurance are 
likely to be significantly lower than an insurer writing policies for unrelated parties. This factor should be 
considered and, if necessary, adjusted for in order to determine the appropriate level of capital to use when 
calculating the investment return. Differences in capital adequacy between captive insurance and arm’s 
length insurers typically arise because of regulatory and commercial factors. Insurance regulators 
frequently set lower regulatory capital requirements for captive insurances. A primary commercial driver 
for arm’s length insurers is capital efficiency. In order to attract investors and customers, arm's length 
insurers will target a strong credit rating by holding a level of operating capital which is in excess of the 
regulatory minimum. At the same time, arm's length insurers will attempt to maximise their return on capital 
results. They will try to hold the optimum amount of capital to meet these opposing drivers. Captive 
insurances have no commercial imperative to seek a credit rating nor to optimise their return on capital in 
order to attract investors. Reasonable adjustments may need to be made to ensure that the comparable 
investment return is restricted to the capital that the captive insurance needs under relevant regulatory 
requirements (plus a reasonable operating buffer to minimise the possibility of inadvertently breaching the 
regulatory requirement) to accept the insurance risk rather than the level of capital that might be needed 
by an independent insurer. Adjustments may be needed to account for differing capital adequacy 
requirements between different regulators and different categories of insurance business. 


E.3.3. Group synergy 


10.222. Where a captive insurance is used so that the MNE group can access the reinsurance market 
to divest itself of risk through insuring risk outside the MNE group, whilst making cost savings over using 
a third party intermediary, by pooling risks within the MNE group, the captive arrangement harnesses the 
benefits of collective negotiation on any reinsured risks and more efficient allocation of capital in respect 
of any risks retained. These benefits arise as a result of the concerted actions of the MNE policyholders 
and the captive insurance. The insured participants jointly contribute with the expectation that each of them 
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will benefit through reduced premiums. This is similar to the type of group-wide arrangements that might 
exist for other group functions such as purchasing of goods or services. Where the captive insurance 
insures the risk and reinsures it in the open market, it should receive an appropriate reward for the basic 
services it provides. The remaining group synergy benefit should be allocated among the insured 
participants by means of discounted premiums.  


10.223. For example, a manufacturing MNE group has 50 subsidiaries in different locations around the 
world, all in locations with substantial risk of earthquake, each insures against earthquake damage at its 
manufacturing plant, with each plant in a different location, assessed on its individual level of risk. The 
MNE group sets up a captive insurance which accepts the risk from all of the subsidiaries and reinsures it 
with independent reinsurers. By bringing together a portfolio of insurance risks across different 
geographical zones, the MNE group already represents a diversified risk to the market. The synergy benefit 
arises from the collective purchasing arrangement, not from value added by the captive insurance. It should 
be allocated amongst the insured according to the level of premium they contributed. 


E.3.4. Agency sales 


10.224. Where an insurance contract is not sold directly from insurer to insured, recompense will usually 
be due to the party who arranges the original sale. In certain circumstances a higher rate of profit might be 
earned on the third party sale than would otherwise be expected from comparison with similar transactions. 
Where the sales agent and insurer or reinsurer are associated, any comparability analysis as part of the 
process of determining the arm's length level of reward for the parties would need to consider the 
circumstances that give rise to the high level of profit. Competition would usually work to limit the amount 
of profit which can be earned on a transaction both on the part of the sales agent and on that of the insurer 
or reinsurer. The availability of alternative providers may also influence the ability of each party to negotiate 
a higher level of profit as part of the overall transaction.  


10.225. For example Company A is a high street retailer of high value new technology consumer goods. 
At the point of sale, A offers insurance policies to third party customers which provide accidental damage 
and theft cover for a 3-year period. The policies are insured by Company B, an insurer which is part of the 
same MNE group as A. A receives a commission with substantially all of the profit on the insurance contract 
going to B. A full factual and functional analysis shows that the insurance contracts are very profitable and 
that there is an active market for insurance and reinsurance of the type of risks covered by the policies. 
Benchmarking studies show that the commission paid to A is in line with independent agents selling similar 
cover as a standalone product. The profit B earns is above the level of insurers providing similar cover.  


10.226. In considering how the conditions of the transaction between A and B differ from those which 
would be made between independent enterprises, it is important to consider how the high level of 
profitability of the insurance policies is achieved and the contributions of each of the parties to that value 
creation. The product sold to the third party is an insurance policy substantially the same as that which any 
other insurer in the general market could provide. The sales agent has the advantage of offering the 
insurance policy to its customer alongside the sale of the goods to be insured. It is the advantage of 
intervening at the point of this sale which provides the opportunity to earn a high level of profit. A could sell 
policies underwritten by another insurer and retain most of the profit for itself. B could not find another 
agent that has the advantage of point of sale contact with the customer. The ability to achieve the very 
high level of profit on the sale of the insurance policies arises from the advantage of customer contact at 
the point of sale. The arm's length remuneration for B would be in line with the benchmarked return for 
insurers insuring similar risks and the balance of the profit should be allocated to A. 
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1.107. This section of Chapter I provides guidance on how to determine a risk-free rate of return and a 
risk-adjusted rate of return in those situations where an associated enterprise is entitled to any of those 
returns under the guidance in this chapter and Chapter VI of these Guidelines. 


F.1. Determining a risk-free rate of return  


1.108.  Where, in accordance with the guidance in this Chapter, the accurate delineation of the actual 
transaction shows that a funder lacks the capability, or does not perform the decision-making functions, to 
control the risk associated with investing in a financial asset, it will be entitled to no more than a risk-free 
return as an appropriate measure of the profits it is entitled to retain (see paragraph 1.103 and its footnote). 
In this context, the funder’s costs related to the borrowing associated to the funding should be taken into 
account in determining the risk-free rate of return, and subject to other constraints, the funded party would 
still be entitled to a deduction up to an arm's length amount in respect of the funding. The difference 
between those amounts would be allocable to the party exercising control over the investment risk in 
accordance with the guidance in this chapter.  


1.109.  A risk-free rate of return is the hypothetical return which would be expected on an investment with 
no risk of loss. Ultimately, there is no investment with zero risk, and the reliability of available proxies for 
approximating a risk-free rate of return will depend on prevailing facts and circumstances.  


1.110. An approach which is widely used in practice is to treat the interest rate on certain government 
issued securities as a reference rate for a risk-free return, as these securities are generally considered by 
market practitioners not to carry significant default risk. The intention of the guidance in this section is to 
outline an approach for reference purposes without suggesting that a particular government security should 
always be used to determine a risk-free rate.  


1.111. To eliminate currency risk, the reference security for determining the risk-free rate would need to 
be a security issued in the same currency as the investor's cash flows, i.e. the functional currency of the 
investor rather than its country of domicile. When there are multiple countries issuing bonds in the same 
currency, the reference point for the risk-free rate of return should be the government security with the 
lowest rate of return as any difference in rate must be due to differences in risk between the issuers (see 
paragraph 10.33). 


1.112. Another relevant aspect in determining the risk-free rate of return will be the temporal proximity of 
the reference security to the tested transaction. The security should ideally be issued at the time, or have 


The following paragraphs are added to Section D.1.2.1 in Chapter I of the OECD Transfer Pricing 
Guidelines, immediately following paragraph 1.106. Numbering and cross-references included in other 
parts of the OECD Transfer Pricing Guidelines will be amended as needed. 


F. Risk-free and risk-adjusted rates 
of return  
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a similar remaining maturity, as the controlled transaction was entered into to eliminate the effect of 
differences which may be present between securities issued at different times (see paragraph 10.32).  


1.113. Another key consideration would be the maturity of the financial instrument. The duration of the 
reference security should match the duration of the investment since the duration of an investment will 
usually affect its price. The duration of the controlled investment should be determined as part of the 
process of accurate delineation of the actual transaction. For example, a financial instrument which is 
short-term under the written contractual terms between the parties but which is consistently replaced with 
a new instrument may, depending upon the exact facts and circumstances, be accurately delineated as a 
long-term investment. 


1.114. Due to difficulties in practice, practical solutions might be considered for estimating the risk-free 
rate of return. For instance, assume a situation where Company A, a member of an MNE group, is not 
entitled to any more than a risk-free return under the guidance in this chapter in relation to an advance of 
funds with a term of one year to an associated enterprise, Company B. In approximating that return, the 
starting point would be to identify a security issued at the time of the provision of the funding in the same 
currency as Company A’s functional currency. Assume that the tax administration of Country X, where 
Company A is resident, identifies three securities issued in Company A’s functional currency by the 
governments of Country X, Country Y and Country Z with a term of one year. The credit ratings of the 
issuing governments are A for Country X, B for Country Y and AA for Country Z. In specifying a minimum 
credit rating for the issuing government to consider the issued security as a risk-free investment 
comparable to the controlled financial transaction, the tax administration of Country X may select the 
security issued by Country Z as a reference for the risk-free rate of return since it represents the lowest 
rate of return available at the time of the provision of the funding on all outstanding government bonds in 
the relevant currency with a term of one year. 


1.115. To approximate risk-free rate of returns, highly rated government issued securities are not the only 
reference, and other alternatives may be considered on prevailing facts and circumstances of each case, 
for instance interbank rates, interest rate swap rates or repurchase agreements of highly rated government 
issued securities. 


1.116. The risk-free rate of return may be relevant, for example, as a component in calculating a risk-
adjusted rate of return on an investment or as the return allocable to an investor who has provided funding 
but has not assumed any of the risks related to the funding.  


F.2. Determining a risk-adjusted rate of return 


1.117. As stated in paragraph 6.61, “where a party providing funding exercises control over the financial 
risk associated with the provision of funding, without the assumption of, including the control over, any 
other specific risk, it could generally only expect a risk-adjusted rate of return on its funding.” (See 
paragraphs 1.85 and 1.103). 


1.118. Therefore, in determining the risk-adjusted rate, it is important to identify and differentiate the 
financial risk which is assumed by the funder in carrying on its financing activity, and the operational risk 
that is assumed by the funded party and is connected to the use of the funds, e.g. for developing an 
intangible asset. Guidance on the relationship between risk assumption in relation to the provision of 
funding and the operational activities for which the funds are used is given in paragraphs 6.60 - 6.64. 


1.119. For instance, consider a situation where Company F advances a loan to an associated enterprise, 
Company D, which undertakes the development of an intangible. Consider further that under the guidance 
in this chapter it is determined that Company F controls and consequently is allocated the financial risk 
associated with funding the development of the intangible, including the potential risk of Company D failing 
to develop the intangible and therefore being unable to repay the loan. However, Company F does not 
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assume the risk of developing the intangible, which is entirely assumed by Company D under the accurate 
delineation of the actual transaction. Accordingly, in the event that the ex post results derived from the 
exploitation of the developed intangible were higher (or lower) than the results calculated on an ex ante 
basis, Company F would not be entitled to that difference but to a risk-adjusted rate of return as described 
in this section. 


1.120. In general, the expected risk-adjusted rate of return on a funding transaction can be considered to 
have two components, i.e. the risk-free rate and a premium reflecting the risks assumed by the funder.  


1.121. When the funder is assuming the financial risk under the guidance in this chapter and is therefore 
exposed to the potential playing out of that risk, it will encounter the upside and downside consequences 
of that risk outcome. Therefore, the assumption of that risk will warrant an expected remuneration higher 
than a risk-free rate of return.  


1.122. A risk-adjusted rate of return can be determined under different approaches, for example, based 
on the return of a realistic alternative investment with comparable economic characteristics or the cost of 
funds (see Section C.1.2). 


1.123. It may be possible to find a reasonable indicator of a risk-adjusted rate of return from comparable 
uncontrolled transactions or by considering realistically available alternative investments reflecting the 
same risk profile. Depending on the facts and circumstances, realistic alternatives to an intra-group loan 
could be bond issuances or loans which are uncontrolled transactions (see paragraph 10.93).  


1.124. Another approach to determining the risk-adjusted rate of return would be to add a risk premium 
to the risk-free return, based on the information available in the market on financial instruments issued 
under similar conditions and circumstances. 


1.125. For instance, consider the same fact pattern as described in paragraph 1.114  but, in this particular 
scenario, assume that Company A is found to be entitled to a risk-adjusted rate of return under this chapter. 
To determine that return, the tax administration of Country X considers adding a risk premium to the risk-
free rate of return, i.e. the security issued by the government in Country Z with a term of one year. To 
estimate the risk-adjusted return, Country X’s tax administration considers that corporate bonds issued by 
independent parties resident in Country X operating in the same industry as Company B yield a return 
comparable to the one that an independent party would have expected had it invested its funds in Company 
B under comparable circumstances.  


1.126. Under an approach based on the cost of funds, the controlled transaction would be priced by 
adding a profit margin to the costs incurred by the lender to raise the funds advanced to the borrower. That 
mark-up should be proportionate to the risk assumed by the lender and calculated according to the 
guidance provided in paragraphs 10.97 - 10.100. 
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Review of Country-by-Country Reporting (BEPS Action 13) 


Action 13 of the OECD/G20 Base Erosion and Profit Shifting Project (BEPS Action 13) 
established a three-tiered standardised approach to transfer pricing documentation, 
comprising: 


• a master file with high level information regarding a multinational enterprise’s
(MNE group) global business operations and transfer pricing policies;


• a local file with detailed transactional transfer pricing documentation specific to
each jurisdiction; and


• a Country-by-Country Report (CbC report) that provides annually and for each tax
jurisdiction in which an MNE group does business the amount of revenue, profit
before income tax and income tax paid and accrued, together with other
information relevant to a high level risk assessment.


The specific content of these three documents reflects an effort to balance the needs of 
tax administrations to have access to robust, relevant information for use in risk 
assessment and enforcing transfer pricing rules, against concerns from business 
surrounding the burden placed on MNE groups and the potential use of the information 
provided. Of these documents only the CbC report is covered by the BEPS Action 13 
minimum standard, which all members of the OECD/G20 Inclusive Framework on 
BEPS (Inclusive Framework) are committed to implement.  


The BEPS Action 13 report also included a mandate for a review of the BEPS Action 13 
minimum standard, to be completed by the end of 2020 (the 2020 review) which would 
take into account matters including: 


• whether modifications to the content of CbC reports should be made, to require the
reporting of additional or different data;


• the appropriateness of the applicable revenue threshold;


• the effectiveness of filing and dissemination mechanisms; and


• the implementation of the BEPS Action 13 implementation package.


In June 2018, the Inclusive Framework directed the OECD Committee on Fiscal Affairs’ 
(CFA) Working Party 6 (on the Taxation of Multinational Enterprises) and Working 
Party 10 (on Transparency and Exchange of Information) to work together to conduct 
this 2020 review and to formulate draft recommendations, if any changes need to be 
made. This public consultation document forms an intrinsic and essential part of this 
review, as a mechanism to obtain feedback from all stakeholders. Specific questions 
upon which comments are sought are set out in each chapter of the document. 


This public consultation document comprises three chapters. Chapter 1 contains general 
topics concerning the implementation and operation of BEPS Action 13, including the 
MNE group experience of CbC reporting implementation by jurisdictions, the use of 
CbC reports by tax administrations and other aspects of BEPS Action 13, being the 
master file and local file. Chapter 2 contains topics concerning the scope of CbC 
reporting, including the definition of an MNE group, and the level and operation of the 
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consolidated group revenue threshold. Chapter 3 contains topics concerning the content 
of a CbC report, including whether aggregate or consolidated information should be 
provided in Table 1, whether information in Table 1 should be presented by entity rather 
than by tax jurisdiction, and whether additional or different information is needed. The 
topics discussed throughout this document reflect issues that are specifically included in 
the mandate for a 2020 review set out in the BEPS Action 13 report, issues where 
interpretative guidance issued since 2016 has been unable to result in a consistent 
approach to be applied by all jurisdictions, and issues that have been raised by 
jurisdictions or stakeholders and that can only be addressed through a change to the 
minimum standard, which must be agreed by the Inclusive Framework. 


The Inclusive Framework welcomes comments on all aspects of the BEPS Action 13 
report, but specifically invites comments on the questions raised throughout this 
document. Interested parties are invited to send their comments no later than 18h00 
(CET) on 6 March 2020, by e-mail to taxpublicconsultation@oecd.org in Word format 
(in order to facilitate their distribution to government officials). Please note that all 
comments on this public consultation document will be made publicly available. 
Comments submitted in the name of a collective "grouping" or "coalition", or by any 
person submitting comments on behalf of another person or group of persons, should 
identify all enterprises or individuals who are members of that collective group, or the 
person(s) on whose behalf the commentator(s) are acting. Speakers and other participants 
at the upcoming public consultation meeting in Paris will be selected from among those 
providing timely written comments on this consultation document. 


The public consultation meeting on the 2020 review of BEPS Action 13 will be held on 
17 March 2020, at the OECD Conference Centre in Paris. The objective is to provide 
external stakeholders an opportunity to provide input on the ongoing work. Information 
on the public consultation meeting is available on the OECD website. 


The views and proposals included in this document do not represent the consensus 
views of the CFA, the Inclusive Framework or its subsidiary bodies but are intended 
to provide stakeholders with substantive proposals for analysis and comment. 



mailto:taxpublicconsultation@oecd.org

http://www.oecd.org/tax/beps/public-consultation-meeting-review-country-by-country-reporting-beps-action-13-march-2020.htm
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Chapter 1. General topics concerning the implementation 
and operation of BEPS Action 13 


This chapter includes a discussion on general topics concerning the BEPS Action 13 
minimum standard. 


• Implementation of the BEPS Action 13 minimum standard. 


• The appropriate and effective use of CbC reports. 


• Other elements of the BEPS Action 13 report. 
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1.  Implementation of the BEPS Action 13 minimum standard  


1. The BEPS Action 13 report recommended that CbC reporting should be 
implemented for fiscal years beginning on or after 1 January 2016, but acknowledged that 
some jurisdictions may need time to follow their particular domestic legislative process in 
order to make necessary adjustments to law. In the end, 58 jurisdictions required or 
permitted the filing of CbC reports by resident entities that were the ultimate parent entity 
(UPE) of an MNE group for fiscal years beginning on or after 1 January 2016, subject only 
to an exemption based on the level of consolidated group revenue in the immediately 
preceding fiscal year. As of January 2020, approximately 90 members of the Inclusive 
Framework had implemented legislation to introduce a CbC reporting requirement and a 
further 25 had legislation in draft form. This means that substantially all MNE groups above 
the revenue threshold are now subject to a requirement to file a CbC report or will be in the 
near future. 


2. In addition, there are currently in excess of 2 400 bilateral instruments in place for 
the exchange of CbC reports under the Multilateral Convention for Mutual Administrative 
Assistance on Tax Matters (the Multilateral Convention), bilateral double tax conventions 
(DTCs) and tax information exchange agreements (TIEAs), and other arrangements such 
as Council Directive (EU) 2016/881 and those between certain jurisdictions and their 
overseas territories or dependencies.  


3. Outcomes of the second annual peer review of the BEPS Action 13 minimum 
standard were agreed by the Inclusive Framework and released in September 2019. This 
included a review of implementation of CbC reporting by 116 members of the Inclusive 
Framework. Since the first peer review, completed in 2018, important steps have been taken 
by a number of jurisdictions to address shortcomings in their implementation of the 
minimum standard and 62 recommendations made in the first peer review have been 
addressed and removed. Further steps are required to address remaining recommendations 
and this will be monitored in the third annual peer review, to be completed and released in 
the summer of 2020.  


Questions for public consultation 


1. What comments do you have regarding the general status of implementation of 
CbC reporting by members of the Inclusive Framework?  
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2.  The appropriate and effective use of CbC reports 


2.1. The appropriate use of CbC reports 


4. Paragraphs 25 and 59 of the BEPS Action 13 report provide that jurisdictions will 
use CbC reports for assessing high level transfer pricing risk and other BEPS-related risks, 
as well as for economic and statistical analysis if appropriate. The information in a CbC 
report should not be used as a substitute for a detailed transfer pricing analysis of individual 
transactions and prices based on a full functional analysis and full comparability analysis 
and on its own does not constitute conclusive evidence that transfer prices are or are not 
appropriate. Jurisdictions should not propose adjustments to the income of any taxpayer on 
the basis of an income allocation formula based on CbC reporting data. If such adjustments 
are made by a jurisdiction’s tax administration, the competent authority will promptly 
concede the adjustment in any relevant competent authority proceeding. This does not 
imply, however, that jurisdictions would be prevented from using CbC reports as a basis 
for making further enquiries into an MNE group’s transfer pricing arrangements or into 
other tax matters in the course of a tax audit. These limits on the use of CbC reports are 
also reflected in the CbC Multilateral Competent Authority Agreement (CbC MCAA) and 
the Bilateral Competent Authority Agreements (CbC bilateral CAAs) based on the models 
contained in the Country-by-Country Reporting Implementation Package set out in the 
BEPS Action 13 report and in Annex IV to Chapter V of the OECD Transfer Pricing 
Guidelines (the CbC reporting Implementation Package).  


5. In September 2017, the OECD Forum on Tax Administration (FTA) released 
Guidance on the Appropriate Use of Information Contained in Country-by-Country 
Reports, which contained further explanation as to the meaning and extent of the 
restrictions jurisdictions have committed to with respect to the use of CbC reports. It also 
set out the questions that jurisdictions should be able to respond to positively in order to 
demonstrate that effective controls over the appropriate use of CbC reports are in place, as 
well as examples of measures that tax administrations may use.  


6. This guidance has been incorporated into the BEPS Action 13 peer review, so all 
Inclusive Framework members are reviewed against this element of the minimum standard. 
To the extent a jurisdiction has a recommendation under the peer review to implement 
controls over the appropriate use of CbC reports, this may be used by competent authorities 
in other jurisdictions to suspend the exchange of CbC reports with the competent authority 
in that jurisdiction and this will not be considered systemic failure to exchange within the 
terms of the CbC MCAA or CbC bilateral CAAs based on the CbC reporting 
Implementation Package. A jurisdiction that does not yet meet the standard for controls 
over the appropriate use of CbC reports is also unable to apply local filing under the BEPS 
Action 13 minimum standard.  


2.2. The effective use of CbC reports 


7. While jurisdictions are committed to the appropriate use of CbC reports, it is also 
essential that they have access to tools to ensure that they are able to use CbC reports 
effectively for the high level risk assessment of transfer pricing risk and for assessing other 
BEPS-related risks.  
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8. The first support for tax administrations in using CbC reports in the high level risk 
assessment of MNE groups was the OECD FTA’s CbC Reporting: Handbook on the 
Effective Use Of CbC Reporting Information in Tax Risk Assessment (FTA CbCR risk 
assessment handbook), released in September 2017. This explains how CbC reports could 
be incorporated into different approaches to tax risk assessment, a number of important 
indicators of potential tax risk that may be detected using CbC reports and, importantly, 
how a positive flag under each of these indicators could also be explained by non-tax or 
non-BEPS related factors. It also emphasises the importance of using CbC reports 
alongside other sources of information, and includes a list of other sources that may be 
particularly relevant. The FTA CbCR risk assessment handbook has been used by a number 
of tax administrations in developing their practices for using CbC reports in risk 
assessment.  


9. CbC reports are also at the heart of the documentation package used by tax 
administrations in the multilateral risk assessment of MNE groups under the OECD’s pilots 
for an International Compliance Assurance Programme (ICAP). This gives MNE groups 
an opportunity to discuss the content and implications of information contained in their 
CbC report with a number of tax administrations simultaneously, and for these tax 
administrations to consult each other regarding their findings and request additional 
information and clarification from the MNE group.  


10. Finally, the OECD is currently developing a CbC reporting Tax Risk Evaluation 
& Assessment Tool (TREAT), which will support tax administrations, including those from 
developing countries, in reading and interpreting CbC reports. This will allow a tax 
administration to see quickly and easily where some of the factors described in the FTA 
CbCR risk assessment handbook that could be interpreted as potential risk indicators may 
be present and use this, together with other available information, to determine that an MNE 
group is low risk, or that further consideration is needed.  


Questions for public consultation 


2. What comments do you have with respect to the use of CbC reports by tax 
administrations? To date, what impact has this had on the number and nature of 
requests for additional information?  


It may not be clear what source of information has led to a query from a tax 
administration, so please base your answer on changes since the first CbC reports 
were filed and exchanged, excluding changes that can be explained by other 
factors, such as other changes to domestic tax information requirements.  
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3.  Other elements of the BEPS Action 13 report 


11. The BEPS Action 13 report contains recommendations for a three-tiered approach 
to transfer pricing documentation, including a master file and local file, as well as a CbC 
report. A list of information that should be contained in a master file and local file are set 
out in the report and are now included respectively in Annexes I and II to Chapter V of the 
OECD Transfer Pricing Guidelines.  


12. Paragraph 49 of the BEPS Action 13 report recommends that the master file and 
local file should be implemented through local country legislation or administrative 
procedures and filed directly with the tax administration in each relevant jurisdiction. 
Although not part of the BEPS minimum standards, and so not subject to peer review, 
jurisdictions agreed that consistent use of the standard lists of documentation contained in 
Annex I and Annex II to Chapter V should be taken into account when introducing a 
domestic master file or local file requirement. However, it is understood that a number of 
jurisdictions have introduced master file and local file requirements that differ from or go 
further than the documentation contained in these standard lists.  


13. A single standardised master file reduces the compliance costs for MNE groups, 
which only have to produce one master file, and ensures consistent information is available 
to different tax administrations. This is increasingly important as cases where greater co-
ordinated and multilateral engagement between tax administrations are becoming more 
common at the risk assessment, audit and dispute resolution stages, with the potential to 
provide greater certainty both to MNE groups and tax administrations. Better 
standardisation of documents such as the master file is also likely to drive greater 
compliance with documentation requirements, in particular in jurisdictions where 
subsidiaries of a foreign MNE group are located. Where different documentation 
requirements apply, it may be difficult for local entities to obtain information held by or 
concerning other parts of an MNE group, and the quality of the information they do obtain 
may not be robust or may differ from that provided by entities in other jurisdictions. This 
risk is reduced where information can be compiled centrally by the UPE of an MNE group 
and then provided to other members of the MNE group in jurisdictions where this 
information is required, improving the availability, quality and consistency of the 
information provided to tax administrations.  


14. There may be less of an imperative for consistency in the documentation contained 
in local files (or equivalent jurisdiction-specific documentation packages). While, in 
general, standardised documentation is likely to improve consistency in risk assessment 
practices and outcomes between tax administrations, transactional transfer pricing 
documentation will typically need to be prepared separately for each jurisdiction where it 
is required. Therefore, the burden on MNE groups resulting from different requirements 
between jurisdictions may be less compared with the master file. However, there may still 
be some benefit and cost saving for MNE groups from a process perspective, if systems for 
collecting and collating transactional and jurisdiction-specific information and 
documentation can be standardised, even if the information and documentation itself 
differs.  
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Question for public consultation 


3. What comments do you have regarding cases where jurisdictions have 
implemented master file requirements that differ from or go further than the 
documents listed in Annex I to Chapter V of the OECD Transfer Pricing 
Guidelines? 
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Chapter 2. Topics concerning the scope of CbC reporting 


This chapter includes a discussion on topics concerning the scope of CbC reporting. 


• Should a single enterprise with one or more foreign permanent establishments be a 
Group for the purposes of CbC reporting? 


• Should separate CbC reports be prepared by MNE groups that are under common 
control and which in aggregate have consolidated group revenue above the CbC 
reporting threshold? 


• Should the level of the consolidated group revenue threshold be reduced? 


• Should a jurisdiction with a consolidated group revenue threshold denominated in 
a currency other than EUR be required or permitted to rebase its threshold 
periodically? 


• Should the threshold for Excluded MNE Groups take into account more than one 
year of consolidated group revenue? 


• Should extraordinary income be included in consolidated group revenue? 


• Should gains from investment activity be included in consolidated group revenue? 


• In cases where the previous fiscal year of an MNE group is of a period other than 
12 months, should the consolidated group revenue threshold (or, alternatively, 
consolidated group revenue in the immediately preceding fiscal year) be adjusted 
in determining whether the MNE group is an Excluded MNE Group? 
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4.  Should a single enterprise with one or more foreign permanent 
establishments be a Group for the purposes of CbC reporting? 


15. Article 1 of the model legislation in the CbC Reporting Implementation Package 
includes definitions of a Group and an MNE Group for the purposes of a requirement to 
prepare and file a CbC report. For these purposes, a Group is a collection of enterprises 
related through ownership or control such that it is either required to prepare consolidated 
financial statements or would be so required if any of the enterprises were traded on a public 
securities exchange. An MNE Group means any Group that includes two or more 
enterprises resident in different jurisdictions or that includes an enterprise that is resident 
in one jurisdiction and is subject to tax through a permanent establishment in another 
jurisdiction, and that is not below the consolidated group revenue threshold.  


16. Although a Group can be an MNE Group as a result of the presence of a permanent 
establishment in another jurisdiction, currently in order for there to be a Group there must 
be a collection of enterprises related through ownership or control. It is not clear whether a 
single enterprise that is resident in one jurisdiction and which conducts business through 
permanent establishments in other jurisdictions falls within this definition. Further, it is not 
clear that a single entity could be viewed as preparing consolidated financial statements, 
even if it prepares financial statements that incorporate the results of permanent 
establishments.  


17. A small number of jurisdictions have identified resident enterprises that meet this 
description and that have revenue above EUR 750 million. Therefore, the definition of a 
Group could be amended to make it clear that it covers these situations. 


4.1. The benefits of such an approach 


18. While it is unlikely that a large number of enterprises will be impacted by such a 
change, it would be consistent for enterprises that conduct business through permanent 
establishments to be treated consistently with those that conduct business through 
subsidiaries. MNE groups that are currently required to prepare and file a CbC report would 
be unaffected.  


4.2. The challenges of such an approach 


19. As a single enterprise may not be able to prepare consolidated financial statements 
under applicable accounting standards, the impact of this would need to be considered in 
designing any changes to the CbC Reporting Implementation Package. 


20. This may require a legislative change for jurisdictions that had implemented law 
based on the model legislation in the CbC Reporting Implementation Package, unless they 
are able to achieve the same effect through issuing guidance, which would require time.  
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4.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


21. Paragraph 51 of the BEPS Action 13 report may require amendment to make it 
clear that an MNE Group includes a single enterprise conducting business through one or 
more foreign permanent establishments.  


22. The definition of a Group in Article 1 of the CbC Reporting Implementation 
Package would require amendment. This would make clear that a Group could also include 
an entity that is subject to tax with respect to a business carried out through a permanent 
establishment (provided it prepares a separate financial statement for such permanent 
establishment for financial reporting, regulatory, tax reporting or internal management 
control purposes) and the entity is required to prepare financial statements for financial 
reporting purposes under applicable accounting standards or would be so required if its 
equity interests were traded on a public securities exchange. It would also be clarified that 
references to Consolidated Financial Statements include entity financial statements if a 
Group includes a single entity carrying on business through a permanent establishment.   


Questions for public consultation 


4. Are there any benefits from clarifying the definition of a Group to include a single 
entity that conducts business through one or more permanent establishments, in 
other jurisdictions in addition to those described in this document? 


5. Are there any practical challenges to MNE groups resulting from clarifying the 
definition of a Group to include a single entity that conducts business through one 
or more permanent establishments in other jurisdictions, in addition to those 
described in this document?  
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5.  Should separate CbC reports be prepared by groups that are under 
common control and which in aggregate have consolidated group revenue 


above the CbC reporting threshold?  


23. Paragraph 51 of the BEPS Action 13 report recommends that all MNE groups be 
required to file a CbC report each year with the sole exception of those under the 
consolidated group revenue threshold (this exemption is provided at paragraph 52 of the 
report). The model legislation contained in the CbC Reporting Implementation Package 
defines a Group by reference to a requirement to prepare consolidated financial statements 
including where such a requirement would apply if any of the enterprises were traded on a 
public securities exchange. References to consolidated financial statements are also 
included in other parts of the BEPS Action 13 report, including in the definition of a 
constituent entity in the general instructions for completing the CbC report template, at 
page 31. These references to consolidated financial statements ensure an objective 
definition of a Group that is already familiar to and used by MNE groups that currently 
prepare consolidated financial statements, and is based on well-established principles that 
may be applied by MNE groups that do not currently prepare consolidated financial 
statements.  


24. Tax administrations and some stakeholders are however concerned that the current 
definition of an MNE Group does not cover all combinations of enterprises, that pose a 
transfer pricing or other BEPS risk to jurisdictions in which they operate. For example, 
transfer pricing rules in many jurisdictions cover controlled transactions between 
enterprises that are under the common control of one or more individuals, but these 
arrangements are not covered by the current BEPS Action 13 minimum standard. This has 
been identified as a particular concern by tax administrations in some jurisdiction where, 
for legal, historic or cultural reasons, it is common for wealthy individuals and families to 
hold business interests directly, through a non-corporate vehicle that is not required or able 
to prepare consolidated financial statements, or through an investment entity that is not 
required to consolidate its holdings. Where this involves holdings in several groups, which 
separately are required to prepare consolidated financial statements (or would be if any 
enterprise in the group was listed on a public securities exchange), but which do not meet 
the current consolidated group revenue threshold, no CbC report is required. This is despite 
the fact that taken together these groups may exceed the consolidated group revenue 
threshold and do pose a potential transfer pricing risk.  


25. The Inclusive Framework invites comments from stakeholders on the introduction 
of a CbC reporting filing obligation that would apply where all of the following conditions 
are met: 


• an individual (or individuals acting together) directly or indirectly control (which 
could be defined as including more than 50% of voting rights, 50% of voting rights 
and equity or based on accounting principles) two or more groups (based on the 
definition of a Group in the BEPS Action 13 report); 


• looked at together these groups include entities resident in more than one 
jurisdiction or include an entity resident in one jurisdiction which is subject to tax 
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on profits from activities undertaken through a permanent establishment in another 
jurisdiction;  


• looked at together, these groups have aggregate consolidated group revenue in the 
immediately preceding fiscal year of at least EUR 750 million; and 


• two or more of these groups each have consolidated group revenue in the 
immediately preceding fiscal year of at least an agreed proportion (e.g. one quarter, 
one third etc.) of the general CbC reporting consolidated group revenue threshold.  


26. Where these conditions are met, the UPE of each of these groups would be required 
to prepare and file a CbC report based on the CbC report template and definitions in the 
BEPS Action 13 report and subsequent guidance. Table 3 of these CbC reports should 
include the name and residence jurisdiction of the UPEs of all other groups under the 
common control of the same individual or individuals that are required to file a CbC report 
under this provision. This should enable the tax administration in a jurisdiction where a 
group has constituent entities to identify the CbC reports of other related groups, if these 
also have constituent entities in that jurisdiction. This would not apply to the investments 
of widely held collective investment vehicles, which do not pose the same transfer pricing 
risk.  


5.1. The benefits of such an approach 


27. This approach balances increased neutrality between the treatment of related 
businesses that are held through corporate structures and those that are held directly by 
individuals, through non-corporate vehicles or through investment entities, with the need 
to ensure a manageable burden on groups brought within scope.  


28. This would provide tax administrations with CbC reporting information on 
constituent entities in certain groups that, taken together with other groups under common 
control, exceed the consolidated group revenue threshold and which could pose a transfer 
pricing and BEPS risk to their jurisdictions. It does not require a single CbC report to be 
produced including all of the constituent entities in these related groups, but would still 
assist tax administrations in understanding the potential transfer pricing and other BEPS 
related risks posed by groups under common control. This includes both risks arising within 
each group and those resulting from dealings between related groups.  


29. In terms of the burden on groups, the UPE of each group will be required to prepare 
a CbC report containing information on its constituent entities, which should be available 
to the same extent as to MNE groups currently within the scope of CbC reporting. By 
applying a consolidated group revenue threshold (which is an agreed proportion of the 
general CbC reporting threshold), small and medium sized groups remain exempt from any 
obligation to prepare a CbC report while, other than providing the name and residence 
details of the UPEs of other groups under common control, each CbC report would not be 
required to include any information on these other groups. This is significantly less 
burdensome than possible alternative approaches, such as to require a single CbC report to 
be prepared including the constituent entities of all related groups, as well as standalone 
entities under common control. This also means that the entire existing framework and 
guidance for defining a UPE, identifying constituent entities and determining the content 
of a CbC report may be relied upon without modification.  
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30. Depending upon the consolidated group revenue threshold used to require a single 
group to prepare a CbC report (which would be a proportion of the general CbC reporting 
threshold), this could address some cases identified by tax administrations where it appears 
an MNE group may have been re-organised to create two or more smaller groups each with 
consolidated group revenue below the EUR 750 million threshold.  


5.2. The challenges of such an approach 


31. There are two main potential challenges to groups from such an approach. The first 
is that the UPE of a group requires knowledge of other groups under the common control 
of an individual or individuals acting together, in order to determine whether it is required 
to prepare and file a CbC report. This information may not necessarily be in the possession 
of the UPE, but this risk may be reduced by limiting the scope of the filing obligation to 
groups over a certain proportion of the consolidated group revenue threshold and which are 
over the agreed threshold in common ownership or control.  


32. The second potential challenge to groups is that the UPEs of groups below the 
general CbC reporting consolidated group revenue threshold will be required to prepare 
and file a CbC report in certain, narrowly defined circumstances. However, this burden is 
comparable with that of MNE groups currently within the scope of CbC reporting and is 
only applied where a group is under common control with other groups. 


33. This approach also poses a number of challenges to tax administrations seeking to 
use CbC reports for a high level transfer pricing risk assessment, including those listed 
below. These may however be accepted in achieving balance between the level of 
information made available to tax administrations and the burden placed on groups.  


• In many jurisdictions, transfer pricing rules apply to controlled transactions 
between entities where the common ownership percentage is below 50% (i.e. the 
entities are related but there is no control relationship). The approach described 
above would not require CbC reports to be prepared in circumstances where an 
individual or individuals have a significant interest in two or more groups, but this 
is not sufficient to establish control. Therefore not all situations where related 
groups pose a potential transfer pricing risk would be covered.  


• It does not require a single CbC report to be filed including as constituent entities 
all entities under the direct or indirect common control of an individual or 
individuals acting together. 


• A CbC report would currently only be exchanged with competent authorities in 
jurisdictions where the particular MNE group has constituent entities. Where two 
or more groups are under common control, but have constituent entities in different 
jurisdictions, currently a tax administration would not receive a copy of the CbC 
report of any groups which do not have a constituent entity in its jurisdiction. 


• It does not require each group’s CbC report to include revenue received from other 
related groups as related party revenue in Table 1.  


• Within each group, the definition of a constituent entity is based on the applicable 
financial reporting rules for consolidation (with adjustments to include entities that 
are not consolidated solely on size or materiality grounds and permanent 
establishments that are required to prepare separate financial statements). Entities 
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that are less than 50% controlled by the UPE will not typically be constituent 
entities in the group’s CbC report but may still pose a transfer pricing risk. 


• It does not address cases where an MNE group is re-organised into separate groups 
to such an extent that each newly created group has consolidated group revenue 
below the agreed proportion of the CbC reporting threshold. 


5.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


34. This would require a change to paragraph 52 of the BEPS Action 13 report, to 
modify the operation of the consolidated group revenue threshold in cases where there are 
two or more groups under common control.  


35. Changes would also be required to the model legislation in the CbC reporting 
Implementation Package. 


Questions for public consultation 


6. Are there any benefits from requiring a CbC report to be filed by groups under the 
common control of an individual or individuals acting together, in addition to those 
described in this document? 


7. Are there any practical challenges to MNE groups from requiring a CbC report to 
be filed by groups under the common control of an individual or individuals acting 
together, in addition to those described in this document?  


8. From the perspective of groups, what definition of control should be used to 
determine whether groups are under common control that would balance the dual 
aims of providing useful information to tax administrations while not placing an 
excessive burden on groups?  


9. From the perspective of groups, what proportion (e.g. one quarter, one third etc.) 
of the CbC reporting threshold could be used as a threshold, to require a CbC report 
to be prepared by groups under the common control of an individual or individuals 
acting together, that would balance the dual aims of providing useful information 
to tax administrations while not placing an excessive burden on smaller groups?  
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6.  Should the level of the consolidated group revenue threshold be reduced? 


36. Paragraph 51 of the BEPS Action 13 report provides that all MNE groups be 
required to file a CbC report. This is subject to an exemption provided by paragraph 52 for 
MNE groups with annual consolidated group revenue in the immediately preceding fiscal 
year of less than EUR 750 million or a near equivalent amount in domestic currency as of 
January 2015. 


37. The policy rationale for this exemption is to limit the scope of CbC reporting to 
those MNE groups that pose the most potential risk. As stated in paragraph 53 of the BEPS 
Action 13 report, this threshold is expected to exclude approximately 85 to 90 percent of 
MNE groups from the requirement to file a CbC report, while MNE groups that remain 
within the scope of CbC reporting control approximately 90 percent of corporate revenues. 
That said, it is explicitly provided in paragraph 54 of the report that the appropriateness of 
a jurisdiction’s applicable revenue threshold should be reconsidered as part of the 2020 
review.  


6.1. The benefits of such an approach 


38. Lowering the consolidated group revenue threshold would bring more MNE 
groups within the scope of CbC reporting. This would provide tax administrations with 
opportunities to use CbC reports in the risk assessment of a greater number of MNE groups. 
This is likely to be particularly beneficial for jurisdictions that have no or a small number 
of resident UPEs of MNE groups with consolidated group revenue above the current 
threshold. For all tax administrations, access to data on a greater number of MNE groups 
should improve their ability to use CbC reports for sampling and the development of 
benchmarks.  


6.2. The challenges of such an approach 


39. Any material reduction in the consolidated group revenue threshold is likely to 
significantly increase the number of MNE groups required to prepare and file a CbC report. 
This could impose a significant resource burden on MNE groups that are smaller than those 
currently within the scope of CbC reporting. At the same time, given it is estimated that 
MNE groups controlling around 90 percent of total corporate revenue are already within 
the scope of CbC reporting, any increase in the proportion of total corporate revenue that 
would be covered by CbC reporting is unlikely to be as significant.  


40. There is also the impact on the resources of tax administrations to consider, which 
may vary. 


• Some tax administrations may find they have a much higher number of CbC reports 
filed by resident UPEs that would need to be processed, validated and exchanged.  


• For most tax administrations, the number of CbC reports received on foreign MNE 
groups would increase. Until tax administrations are experienced in the handling 
and effective use of CbC reports, this could be overwhelming and potentially 
burdensome. 
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41. There is therefore a risk that a reduction in the consolidated group revenue 
threshold at this time could impose a burden on MNE groups before tax administrations 
are in a position to use the data to full effect. In addition, given the other changes that are 
being considered to improve the effectiveness of CbC reports as part of this review, it may 
be prudent to implement changes with the existing population of MNE groups within the 
scope of CbC reporting and consider the impact of these changes, before expanding the 
scope significantly by reducing the consolidated group revenue threshold. 


6.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


42. This would require an amendment to descriptions of the consolidated group 
revenue threshold in paragraphs 52 and 53 of the BEPS Action 13 report and Article 1 of 
the model legislation in the CbC Reporting Implementation Package. 


Questions for public consultation 


10. Are there any benefits from reducing the consolidated group revenue threshold, in 
addition to those described in this document? 


11. Are there any practical challenges to MNE groups resulting from reducing the 
consolidated group revenue threshold, in addition to those described in this 
document?  
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7.  Should a jurisdiction with a consolidated group revenue threshold 
denominated in a currency other than EUR be required or permitted to 


rebase its threshold periodically? 


43. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report provides that an exemption from the 
general requirement to file a CbC report should apply for MNE groups with annual 
consolidated group revenue in the immediately preceding fiscal year of less than EUR 750 
million or a near equivalent amount in domestic currency as of January 2015. This ensured 
that, when the BEPS package was agreed in 2015, thresholds applied by different 
jurisdictions were broadly comparable, irrespective of the currency used.  


44. Since January 2015, exchange rates have fluctuated so that thresholds in currencies 
other than EUR, which were equivalent to EUR 750 million in January 2015, may now 
have a value that is higher or lower than this amount. This raises a question as to whether 
non-EUR thresholds should remain at their current level, or whether they should be re-
based periodically. 


• Maintaining non-EUR thresholds based on the relevant exchange rate as at January 
2015 will ensure consistent treatment of resident UPEs of MNE groups. However, 
over time it is likely this will result in a divergence in the thresholds applied by 
different jurisdictions, as exchange rates move from their January 2015 level. In 
particular, jurisdictions that introduced CbC reporting requirements after 2016 have 
questioned the relevance of tying their threshold to a historic exchange rate.  


• Re-basing non-EUR thresholds to ensure equivalency with EUR 750 million using 
current exchange rates will ensure greater consistency in the thresholds used by 
different jurisdictions on an ongoing basis. However, this will introduce volatility 
in the non-EUR threshold applied by a particular jurisdiction. This would mean that 
a resident UPE with the same level of consolidated group revenue in local currency 
could fall in and out of the scope of CbC reporting, as the euro exchange rate 
fluctuates. It is noted that a number of jurisdictions with a non-EUR domestic 
currency have already in effect adopted this approach, by introducing a EUR-
denominated threshold into their domestic law (e.g. Canada, New Zealand and the 
United Kingdom).  


45. The views of stakeholders are sought as to the advantages or disadvantages of the 
approaches described below. To provide certainty for MNE groups and consistency with 
the approach adopted in the Action 13 report, unless otherwise stated, references to a non-
EUR threshold being rebased mean an adjustment to reflect the exchange rate as of January 
of the year preceding the start of the relevant reporting fiscal year (e.g. January 2020 for 
reporting fiscal years commencing on or after 1 January 2021).  


• Option 1: A jurisdiction with a non-EUR threshold would be permitted to re-base 
its threshold at any time. In effect, this would allow a jurisdiction to make a choice 
as to whether to prioritise consistency for resident UPEs or comparability with other 
jurisdictions.  


• Option 2: A jurisdiction with a non-EUR threshold would be permitted to re-base 
its threshold at a set point every five years (e.g. as at January 2020 for reporting 
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fiscal years commencing on or after 1 January 2021; as at January 2025 for 
reporting fiscal years  commencing on or after 2026; etc.). This shares many of the 
benefits of Option 1, but introduces greater consistency in the timing of changes to 
thresholds adopted by jurisdictions.  


• Option 3: A jurisdiction with a non-EUR threshold would be required to re-base its 
threshold at a set point every five years, if the re-based threshold would be more 
than an agreed percentage lower than the jurisdiction’s current threshold. Under 
this option re-basing would be periodic based on a set schedule and there would be 
no requirement for a jurisdiction to re-base its threshold if exchange rate 
movements had been modest or where the current threshold is lower than EUR 750 
million in domestic currency. It would however ensure that where, due to exchange 
rate movements, a jurisdiction’s threshold is now materially higher than EUR 750 
million in domestic currency, the threshold is rebased to improve comparability 
internationally. 


• Option 4: A jurisdiction with a non-EUR threshold would be required to re-base its 
threshold at a set point every five years, if the re-based threshold would be more 
than an agreed percentage higher or lower than the jurisdiction’s current threshold. 
Under this option re-basing would be periodic based on a set schedule and there 
would be no requirement for a jurisdiction to re-base its threshold if exchange rate 
movements had been modest. It would however ensure that where, due to exchange 
rate movements, a jurisdiction’s threshold is now materially higher or lower than 
EUR 750 million in domestic currency, the threshold is rebased to improve 
comparability internationally.  


• Option 5: A combination of the options proposed above, that would allow a 
jurisdiction to re-base its threshold either at any time or every five years, but would 
require re-basing in certain circumstances (e.g. a combination of either Option 1 or 
Option 2, and either Option 3 or Option 4).  


• Option 6: A jurisdiction with a non-EUR threshold would be required or permitted 
to apply a dynamic threshold which would be equivalent to EUR 750 million using 
an exchange rate set by reference to the MNE group’s reporting fiscal year. For 
example, one alternative would be to apply the average exchange rate for the 
calendar month 12 months before the start of the reporting fiscal year (so an MNE 
group with a reporting fiscal year commencing 1 January 2020 would apply a 
threshold based on the average exchange rate for January 2019; an MNE group with 
a reporting fiscal year commencing 1 March 2020 would apply a threshold based 
on the average exchange rate for March 2019 etc.). This option could ensure 
ongoing comparability of thresholds denominated in different currencies, without 
the need for re-basing on specific dates or trigger events. On the other hand, it could 
also reduce comparability if similar MNE groups with UPE’s tax resident in the 
same jurisdiction but which have different fiscal year ends are treated differently 
because of short term fluctuations in the applicable exchange rate. It would also 
require a tax administration to have mechanisms in place to confirm the correct 
exchange rate was applied in determining the applicable threshold.  
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7.1. The benefits of such an approach 


46. The BEPS Action 13 report establishes a minimum standard supported by all 
members of the Inclusive Framework on BEPS. This includes a consolidated group revenue 
threshold of EUR 750 million, but permits a jurisdiction to use a near equivalent threshold 
in domestic currency as of January 2015. This ensured that, for the first year of CbC 
reporting (for fiscal years commencing on or after 1 January 2016), the thresholds applied 
by different jurisdictions to consolidated group revenue in the immediately preceding fiscal 
year are comparable.  


47. The options described above provide different solutions to improve the ongoing 
equivalency of thresholds used in different jurisdictions, taking into account the burden on 
MNE groups and jurisdictions if the threshold in a jurisdiction changed too frequently. This 
will ensure that, broadly, MNE groups which exceed the EUR 750 million threshold (or 
near equivalent in domestic currency which may be determined periodically according to a 
schedule and/or at the option of the UPE jurisdiction) will be required to file a CbC report 
for the following fiscal year.  


48. From the perspective of UPE jurisdictions, it will improve ongoing comparability 
with the thresholds applied by other members of the Inclusive Framework on BEPS. From 
the perspective of constituent entity jurisdictions, it will better ensure that CbC reports are 
received on comparable foreign MNE groups, irrespective of the jurisdiction where the 
UPE of each MNE group is resident.  


49. Permitting or requiring the re-basing of non-EUR thresholds would also improve 
consistency in the position of jurisdictions with non-EUR domestic currencies which 
nevertheless apply a threshold denominated in EUR and those which apply a threshold 
denominated in domestic currency.  


7.2. The challenges of such an approach 


50. Re-basing the consolidated group threshold in a particular jurisdiction may reduce 
consistency and certainty for UPEs resident in that jurisdiction. Depending upon the 
prevailing exchange rate at the date when a threshold is re-based, an MNE group may find 
itself coming into the scope of a CbC reporting filing obligation, or falling outside the scope 
of one, even though its consolidated group revenue remains at the same level, reported in 
the jurisdiction’s domestic currency. For tax administrations, this may result in gaps in CbC 
reporting information that may make using data for risk assessment more difficult (although 
such gaps may in any case arise as an MNE group’s consolidated group revenue in its 
reporting currency is compared against the applicable consolidated group revenue threshold 
that may be in a different currency).  


51. From the perspective of jurisdictions, any change to the level of the consolidated 
group revenue threshold may, depending upon the structure of a jurisdiction’s law, require 
a legislative amendment involving a parliamentary process, which may be time consuming. 
This burden may be reduced if a jurisdiction is able to delegate power to amend the level 
or the threshold to an appropriate Ministry or government body, or could include in its law 
a provision that automatically re-bases the threshold periodically or on certain trigger 
events.  
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7.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


52. This would require an amendment to paragraph 52 of the BEPS Action 13 report 
and Article 1 of the CbC Reporting Implementation Package.  


Questions for public consultation 


12. Are there any benefits from each of the options for re-basing a non-EUR 
denominated threshold, in addition to those in this document? 


13. Are there any practical challenges to MNE groups from each of the options for re-
basing a non-EUR denominated threshold, in addition to those in this document? 


14. Option 3 and Option 4 refer to an agreed percentage movement in the value of a 
jurisdiction’s consolidated group revenue threshold that would trigger a 
requirement to re-base the threshold. From the perspective of MNE groups, at what 
level should this percentage be agreed (e.g. 5%; 10%) in order to balance the goals 
of consistency and comparability?  


15. Are there any other options for re-basing a non-EUR denominated threshold that 
should be considered, in addition to those in this document?  
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8.  Should the threshold for Excluded MNE Groups take into account more 
than one year of consolidated group revenue? 


53. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report provides an exemption from the general 
filing requirement for MNE groups based on their consolidated group revenue in the 
immediately preceding fiscal year. This threshold is relatively straightforward to apply, but 
the fact that it operates as an annual test raises several issues. For example, where an MNE 
group has consolidated group revenue above the threshold for a single fiscal year, it may 
be burdensome for the MNE group to be required to put in place systems to gather 
information and prepare and file a CbC report for one fiscal year, if it is unlikely to ever 
have to do so again or only rarely. Also, where an MNE group has consolidated group 
revenue above the threshold in some fiscal years and below the threshold in others, this 
would lead to gaps in the CbC reports obtained by tax administrations, with respect to the 
fiscal years where the MNE group is below the threshold. However, in this situation the 
level of transfer pricing risk posed by the MNE group is unlikely to vary materially from 
year to year, and the MNE group would need to have systems in place to prepare and file a 
CbC report for the fiscal years when it is above the threshold. 


54. The Inclusive Framework invites comments from stakeholders on a change to the 
operation of the consolidated group revenue threshold to take into account an MNE group’s 
revenue for more than one fiscal year, which could be done in a number of ways.  


• Option 1: An MNE group could be required to file a CbC report if its consolidated 
group revenue is above the threshold for the two immediately preceding fiscal years 
(or other number of years to be determined).  


• Option 2: An MNE group could be required to file a CbC report if its consolidated 
group revenue is above the threshold for two or more of the preceding four fiscal 
years (or other number of years to be determined). 


• Option 3: An MNE group could be required to file a CbC report if its average 
consolidated group revenue for the preceding four fiscal years is above the 
threshold (or other number of years to be determined).  


55. Each of these options could be supplemented with a provision to permit an MNE 
group to file a CbC report on a voluntary basis if it falls outside of the scope of CbC 
reporting but anticipates being required to file a CbC report in future. For newly established 
MNE groups (e.g. where a large MNE group disposes of a number of constituent entities 
that form a new MNE group with consolidated group revenue above the threshold), a 
transitional approach that takes into account any guidance that has been issued would need 
to be applied.  


8.1. The benefits of such an approach 


56. Each of these options has a number of benefits. 


• Option 1 is likely to be the most straightforward to operate in practice. Options 2 
and 3 are more complex and require consideration of an MNE group’s consolidated 
group revenue over a longer period.  
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• Options 1 and 2 would prevent an MNE group which generally has consolidated 
group revenue below the threshold from being required to file a CbC report simply 
because it exceeds the threshold for a single fiscal year. Option 3 would reduce the 
likelihood of this but may not prevent it entirely (i.e. where consolidated group 
revenue for one fiscal year is so high that it takes the average above the threshold). 
The processes an MNE group must implement to prepare and file a CbC report may 
be burdensome if a CbC report is only required for a single fiscal year.  


• Option 2 would also prevent an MNE group which has regular consolidated group 
revenue close to the threshold falling in and out of the scope of CbC reporting on a 
regular basis, creating gaps in the information available to tax administrations. 
Under this option, an MNE group with consolidated group revenue above the 
threshold will remain subject to CbC reporting even if it falls below the threshold 
for 1-2 fiscal years at a time. Option 3 would reduce this risk but would not 
eliminate it entirely (i.e. where consolidated group revenue for one fiscal year is so 
low it takes the average below the threshold). Option 1 could in fact make this issue 
worse, if an MNE group could fall outside of CbC reporting when it has 
consolidated group revenue below the threshold, but must then have consolidated 
group revenue above the threshold for two years before being required to file a CbC 
report again.  


8.2. The challenges of such an approach 


57. By requiring consideration of the results of more than one fiscal year, these options 
do in principle increase complexity in applying the consolidated group revenue threshold. 
However, for the majority of MNE groups, which have consolidated group revenue which 
is consistently above the threshold or below the threshold, there should be no impact. For 
MNE groups which are sometimes above the threshold and sometimes below the threshold, 
each option is intended to reduce the impact of this on both the MNE groups and tax 
administrations.  


8.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


58. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report would be amended to describe the 
operation of the revised threshold. The definition of an “Excluded MNE Group” in the 
model legislation and the competent authority agreements in the CbC Reporting 
Implementation Package would also require amendment.  
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Questions for public consultation 


16. For each of the options for applying a threshold that takes into account consolidated 
group revenue of more than one fiscal year described in this note, are there any 
benefits, in addition to those in this document? 


17. For each of the options for applying a threshold that takes into account consolidated 
group revenue of more than one fiscal year, are there any practical challenges to 
MNE groups, in addition to those in this document? 


18. Are there any other changes to the operation of the consolidated group revenue 
threshold which should be considered, in addition to those in this document? 
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9.  Should extraordinary income be included in consolidated group revenue?  


59. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report provides an exemption from the general 
filing requirement for MNE groups with annual consolidated group revenue in the 
immediately preceding fiscal year of less than EUR 750 million or near equivalent in 
domestic currency as of January 2015. There is no further explanation provided in the 
BEPS Action 13 report as to which items are to be included in consolidated group revenue. 
However, interpretative guidance issued in April 2017 makes clear that a jurisdiction may 
require inclusion of extraordinary income1 in consolidated group revenue if those items are 
presented in the consolidated group statements under applicable accounting standards. It is 
noted that, for the purposes of completing Table 1, this guidance makes clear that 
extraordinary income is included in Revenues. 


60. Jurisdictions currently differ in their practice as to whether extraordinary income 
is required to be included or excluded in consolidated group revenue, whereas it would be 
beneficial for the coherence of the minimum standard for a consistent approach to be 
applied. For the purposes of this consultation, it is suggested that extraordinary income be 
included in consolidated group revenue, including where these are recognised separately in 
the consolidated financial statements of the MNE group. This would promote consistency 
with the treatment of MNE groups using accounting standards which do not require or 
permit the separate recognition of extraordinary income, or which do not have a concept of 
extraordinary income.  


9.1. The benefits of such an approach 


61. Accounting standards differ in the extent and circumstances in which they require 
or permit an MNE group to separately recognise extraordinary items in its consolidated 
financial statements. This means that there may be items which are treated as extraordinary 
income under some accounting standards but which are presented together with other 
income under other accounting standards. Excluding items from consolidated group 
revenue because of their designation as extraordinary under accounting standards that differ 
in their approach, rather than based on the nature of the income itself, may mean that 
comparable MNE groups are required to take into account different items when applying 
the consolidated group revenue threshold, depending upon the accounting standards used.  


9.2. The challenges of such an approach 


62. As described in paragraph 53 of the BEPS Action 13 report, the intention of the 
consolidated group revenue threshold is to limit the obligation to file a CbC report to the 
largest MNE groups that control the majority of corporate revenues. However, by 
definition, extraordinary income reflects the results of unusual or one-off events that are 
not part of an MNE group’s normal business activity. As such, including extraordinary 


                                                      


1  For these purposes, the term “extraordinary income” is taken to include other terms 
used by accounting standards to reflect a similar concept (such as exceptional income, 
unusual income etc.). 
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income within consolidated group revenue when determining whether an MNE group 
should be required to file a CbC report could mean that an MNE group is above the 
threshold for a single fiscal year due to events that are not part of its normal business, and 
which may affect only one jurisdiction where it has activities. This issue could however be 
addressed by changing the operation of the consolidated group revenue threshold to take 
into account an MNE group’s revenues over more than one fiscal year. Options for this are 
considered elsewhere in this public consultation document.  


63. From the perspective of an MNE group, this could impose a burden on an MNE 
group that is required to implement systems to comply with a CbC reporting obligation for 
a single period, and is not required to file a CbC report again, as its consolidated group 
revenue is typically below the threshold. From the perspective of a tax administration, one 
benefit of CbC reports as a source of data for risk assessment will be the ability to look at 
how the information contained in an MNE group’s CbC report changes over time.  


64. Depending upon the accounting standards applied by the UPE of an MNE group, 
excluding income that is categorised as extraordinary from consolidated group revenue 
would reduce the likelihood of MNE groups falling within the scope of CbC reporting as a 
result of an event that is not part of its normal business. It would also allow an MNE group 
to apply the threshold without making adjustments to include extraordinary items. 


65. It is noted however that these challenges may already exist for MNE groups that 
prepare consolidated financial statements using accounting standards that do not require or 
permit the separate recognition of extraordinary income, or which do not have a concept of 
extraordinary income.  


9.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


66. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report could be amended to make clear that 
consolidated group revenue includes extraordinary income (and similar categories under 
different accounting standards), where this is separately recognised in an MNE group’s 
consolidated financial statements under the applicable accounting standards.  


Questions for public consultation 


19. Are there any benefits from including extraordinary income in consolidated group 
revenue, in addition to those in this document? 


20. Are there any practical challenges to MNE groups from excluding extraordinary 
income in consolidated group revenue, in addition to those in this document? 


21. From the perspective of MNE groups, which approach to this issue (e.g. including 
extraordinary income in consolidated group revenue if these items are separately 
presented in the consolidated group statements; excluding extraordinary income 
from consolidated group revenue if these items are separately presented in the 
consolidated group statements; or some other approach) would balance the dual 
aims of relative simplicity and a consistent outcome for MNE groups preparing 
consolidated financial statements under different accounting standards? 
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10.  Should gains from investment activity be included in consolidated group 
revenue?  


67. As mentioned above, paragraph 52 of the BEPS Action 13 report provides an 
exemption from the general filing requirement for MNE groups with annual consolidated 
group revenue in the immediately preceding fiscal year of less than EUR 750 million or 
near equivalent in domestic currency as of January 2015. There is no further explanation 
provided in the BEPS Action 13 report as to which items are to be included in consolidated 
group revenue. However, interpretative guidance issued in April 2017 makes clear that a 
jurisdiction may require inclusion of gains from investment activity in consolidated group 
revenue if those items are presented in the consolidated group statements under applicable 
accounting standards. It is noted that, for the purposes of completing Table 1, this guidance 
makes clear that gains from investment activity are included in Revenues. 


68. Jurisdictions currently differ in their practice as to whether to require gains from 
investment activity to be included or excluded in consolidated group revenue, whereas it 
would be beneficial for the coherence of the minimum standard for a consistent approach 
to be applied. For the purposes of this consultation, it is suggested that gains from 
investment activity be included in consolidated group revenue, including where these are 
reported separately from other revenue items in the consolidated financial statements of the 
MNE group.  


10.1. The benefits of such an approach 


69. Although gains from investment activity, such as interest income and dividends 
from investments, may not be part of an MNE group’s operating activities, they can still 
form an important and enduring aspect of its business. For example, interest income on 
surplus cash may be an important source of revenue to an MNE group involved in activities 
that give rise to significant cash balances.  


70. As described in paragraph 53 of the BEPS Action 13 report, the intention of the 
consolidated group revenue threshold is to limit the obligation to file a CbC report to the 
largest MNE groups that control the majority of corporate revenues. In light of this aim, it 
seems appropriate that gains from investment activity should be included in consolidated 
group revenue when applying the CbC reporting threshold.  


71. Including gains from investment activity in consolidated group revenue will ensure 
that MNE groups are treated consistently, irrespective of whether their revenue is derived 
from operating or investment activities, or how these forms of income are categorised for 
financial reporting purposes. This is beneficial as these forms of revenue seem equally 
relevant in terms of the assessment of transfer pricing and other BEPS-related risks that 
may be posed by MNE groups to jurisdictions in which they have operations. 


10.2. The challenges of such an approach 


72. While gains from investment activity are an enduring part of some MNE group’s 
activities, there may be others where a high level of investment income could cause an 
MNE group to be above the threshold for a single fiscal year. This seems unlikely to be the 
case for the majority of MNE groups. Where it does arise, this issue could be addressed by 
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changing the operation of the consolidated group revenue threshold to take into account an 
MNE group’s revenues over more than one fiscal year. Options for this are considered 
elsewhere in this document.  


10.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


73. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report could be amended to make clear that 
consolidated group revenue includes gains from investment activity.  


Questions for public consultation 


22. Are there any benefits from including gains from investment activity in an MNE 
group’s consolidated financial statements, in addition to those in this document? 


23. Are there any practical challenges to MNE groups from including gains from 
investment activity in an MNE group’s consolidated group revenue, in addition to 
those in this document? 


24. From the perspective of MNE groups, which approach to this issue (e.g. including 
gains from investment activity in consolidated group revenue if these items are 
separately presented in the consolidated group statements; excluding gains from 
investment activity from consolidated group revenue if these items are separately 
presented in the consolidated group statements; or some other approach) would 
balance the dual aims of relative simplicity and a consistent treatment of MNE 
groups preparing consolidated financial statements under different accounting 
standards? 
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11.  In cases where the immediately preceding fiscal year of an MNE Group is 
of a period other than 12 months, should the consolidated group revenue 


threshold (or, alternatively, consolidated group revenue in the immediately 
preceding fiscal year) be adjusted in determining whether the MNE Group is 


an Excluded MNE Group? 


74. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report provides an exemption from the general 
filing requirement for MNE groups with annual consolidated group revenue in the 
immediately preceding fiscal year of less than EUR 750 million or near equivalent amount 
in domestic currency as of January 2015. However, where the preceding fiscal year is less 
or more than 12 months, comparing consolidated group revenue for that fiscal year against 
a threshold of EUR 750 million may produce a result that is distortive and inconsistent with 
the aim of the minimum standard. 


Example 1 


MNE A prepares its consolidated financial statements to 31 December, and has annual 
consolidated group income of EUR 1.4bn, which accrues evenly throughout the fiscal year. 
MNE A files a CbC report for its fiscal years commencing on 1 January 2016 and 1 January 
2017, based on the consolidated group revenue in its immediately preceding fiscal year.  


At the start of 2018 MNE A changes its financial reporting year end to 30 June. MNE A 
files a CbC report for its short fiscal year commencing on 1 January 2018, as its 
consolidated group revenue for the preceding fiscal year commencing on 1 January 2017 
is EUR 1.4bn, which is above the threshold. 


In determining whether it is an excluded MNE group for its fiscal year commencing 1 July 
2018, MNE A must compare its consolidated group revenue in the immediately preceding 
fiscal year against the threshold. If this is done without any adjustment to take into account 
the length of the preceding fiscal year, MNE A’s consolidated group revenue for the short 
fiscal year of EUR 700 million would be compared against the full threshold of EUR 750 
million. This could mean that MNE A is an excluded MNE group for its fiscal year 
commencing 1 July 2018, despite having annual consolidated revenue of EUR 1.4 billion 
at all times. 


 


Example 2 


MNE B is a newly established MNE group with annual consolidated group revenues of 
EUR 600 million. For its first financial reporting period, MNE B prepares consolidated 
financial statements for an 18 month period from 1 January 2017 to 30 June 2018, which 
included total consolidated group revenue for the entire 18 month period of EUR 900 
million. After this first period, consolidated financial statements are prepared annually with 
a fiscal year of 1 July to 30 June.  


In determining whether it is an excluded MNE group for its fiscal year commencing 1 July 
2018, MNE B must compare its consolidated group revenue in the immediately preceding 
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fiscal year against the threshold. If this is done without any adjustment to take into account 
the length of the preceding fiscal year, MNE B’s consolidated group revenue for the long 
fiscal year of EUR 900 million would be compared against the annual threshold of EUR 
750 million. This could mean that MNE B is required to prepare a CbC report for its fiscal 
year commencing 1 July 2018, despite having annual consolidated revenue of EUR 600 
million at all times. This would require MNE B to implement processes to prepare and file 
a CbC report for one reporting fiscal year, even though it will not be required to file a CbC 
report in future periods.  


75. Interpretative guidance issued in November 2017 provided that, in cases where the 
preceding fiscal year of an MNE group is less than 12 months, jurisdictions could adopt 
any of three approaches: 


1. use the actual total consolidated group revenue obtained by the MNE group for 
the short accounting period 


2. adjust the consolidated group revenue for the short accounting period to reflect 
the consolidated group revenue that would correspond to a 12 month 
accounting period 


3. calculate the pro-rata share of the EUR 750 million threshold that would 
correspond to the short accounting period. 


76. The Inclusive Framework invites comments from stakeholders on jurisdictions 
committing to apply one of either approach 2 or 3 (which in substance should have the 
same effect), but no longer to apply approach 1. The same approach should also be applied 
in cases where the preceding fiscal year of an MNE group is more than 12 months.  


11.1. The benefits of such an approach 


77. There are two key benefits from such an approach. 


• First, it achieves the aims of the minimum standard that the only exemption should 
apply to MNE groups with annual consolidated group revenue of less than 
EUR 750 million in the immediately preceding fiscal year. If the consolidated 
group revenue in the preceding fiscal year is not an annual figure, then either the 
threshold or consolidated group revenue should be adjusted to compensate for this. 
There is no sound policy basis to exempt an MNE group from the requirement to 
file a CbC report, or oblige an MNE group to file a CbC report, solely as a result of 
a change in year-end in the preceding fiscal year. 


• Second, it would ensure equity between similar MNE groups. It would be an unfair 
outcome if two comparable MNE groups with a similar level of annual consolidated 
group revenue are treated differently, as a result of the approaches adopted on this 
issue by the jurisdiction in which the UPE of each MNE group is resident.  


11.2. The challenges of such an approach 


78. Such an approach would require some jurisdictions to introduce a change to 
legislation or guidance on the determination of an Excluded MNE Group.  
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11.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


79. Paragraph 52 of the BEPS Action 13 report could be amended to make clear that 
the consolidated group revenue threshold is an annualised figure and application of the 
threshold should be modified in cases where the immediately preceding fiscal year is not 
12 months. A similar clarification could be made in Article 1 of the model legislation in 
the CbC Reporting Implementation Package.  


Questions for public consultation 


25. Where the preceding fiscal year is less or more than 12 months, are there any 
benefits from a jurisdiction requiring an adjustment to (a) consolidated group 
revenue of the preceding fiscal year or (b) the consolidated group revenue 
threshold, in determining whether an MNE group is an excluded MNE group, in 
addition to those in this document? Otherwise, it would appear a jurisdiction could 
take either approach. 


26. Are there any practical challenges to MNE groups in applying the consolidated 
group threshold as described in this document, in cases where the preceding fiscal 
year is less or more than 12 months, in addition to those in this document?  
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Chapter 3. Topics concerning the content of a CbC report 


This chapter includes a discussion on topics concerning the content of a CbC report. 


• Should information in Table 1 be presented by entity rather than by tax jurisdiction? 


• Should consolidated data rather than aggregate data be used in Table 1? 


• Should additional columns be added to Table 1? 


• Should changes be made to how constituent entities that are not resident in any tax 
jurisdiction for tax purposes are categorised for CbC reporting purposes and how 
information on these entities is reported in Table 1? 


• Should fields required in the XML schema (e.g. tax identification number) that are 
not in the CbCR template in the BEPS Action 13 report be incorporated into the 
template? 


• Should standardised industry codes be included in Table 2? 


• Should pre-determined fields be added to Table 3, in addition to free text? 
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12.  Should information in Table 1 be presented by entity rather than by tax 
jurisdiction? 


80. The 2014 public consultation on BEPS Action 13 included a CbC report template 
with financial information provided for each constituent entity in an MNE group. During 
the public consultation, a number of stakeholders provided comments supporting the 
reporting of information by entity, whereas others highlighted challenges posed by such an 
approach and argued for reporting of data by tax jurisdiction. After consideration of both 
approaches, reporting of financial data by entity was not adopted and the BEPS Action 13 
report includes at paragraph 24 a requirement for the reporting of aggregate tax jurisdiction-
wide information. Table 1 of the CbC report template reflects this. Only information in 
Table 2 is required to be provided by constituent entity.  


81. The Inclusive Framework invites comments from stakeholders on amendments to 
the BEPS Action 13 report to require Table 1 to be completed with information on each 
constituent entity rather than with aggregate tax jurisdiction-wide information.  


12.1. The benefits of such an approach 


82. Where an MNE group has a small number of constituent entities in a jurisdiction, 
which are engaged in the same or similar activities, information prepared on a tax 
jurisdiction-wide level may be sufficient for the purposes of a high-level risk assessment. 
However, where an MNE group has a large number of constituent entities in a jurisdiction, 
or where an MNE group has constituent entities involved in different activities in a 
jurisdiction, tax administrations face a challenge in understanding how the tax jurisdiction-
wide information in Table 1 corresponds with the information on the main business 
activities of each constituent entity in Table 2.  


83. Preparing Table 1 on an entity-by-entity basis could reduce this challenge. Where 
an MNE group has multiple constituent entities in a jurisdiction, this could give a tax 
administration a better understanding of the scale and profitability of each entity, the extent 
to which its activities are taxed, and the level of its employees and assets. This would be 
particularly helpful in the risk assessment of MNE groups where each constituent entity 
has only one main business activity, or has related main business activities. 


12.2. The challenges of such an approach 


84. In determining whether to introduce this change, the potential benefit from a risk 
assessment perspective would need to be weighed carefully against the burden on MNE 
groups from having to report and on tax administrations from having to make use of a 
potentially very large collection of data. This section reflects the key concerns expressed 
by stakeholders during the 2014 public consultation.  


85. From the perspective of an MNE group, if it has multiple constituent entities in a 
jurisdiction and there is no existing requirement for separate entity financial statements to 
be prepared, then the MNE group may not currently hold Table 1 information for each 
constituent entity. Even where the information does currently exist, it may be challenging 
for some MNE groups to obtain, validate and report the information in Table 1. It is noted 
that many MNE groups have only recently completed (or are in the process of completing) 







  | 39 
 


REVIEW OF BEPS ACTION 13: DRAFT PUBLIC CONSULTATION DOCUMENT © OECD 2020 


  


systems to report data on a tax jurisdiction-wide basis and this could mean a significant 
change to these systems is required, in order to provide a significant level of additional 
information which may not all be needed for the purposes of a high level assessment of 
transfer pricing and other BEPS-related risks, including amongst other factors the terms 
and conditions surrounding transactions within an MNE group.  


86. From a tax administration perspective, while having information on each 
constituent entity will be useful in understanding the position of particular entities that pose 
a potential BEPS risk, it may also raise other challenges. There may be cases where assets 
or employees attributable to one constituent entity are also engaged in activities of other 
constituent entities in the jurisdiction, or where the MNE group’s tax in a jurisdiction is 
determined on a consolidated basis rather than for each entity.  


87. It is noted that preparing Table 1 on an entity-by-entity basis may be less beneficial 
in the risk assessment of MNE groups in which constituent entities have multiple different 
activities. In these cases a tax administration will continue to face a challenge in 
understanding how the Table 1 information on the constituent entity corresponds to the 
entity’s various activities.  


88. There may also be cases where an indicator of possible BEPS risk (or an indicator 
that no BEPS risk is present) is only apparent when the overall position of an MNE group 
in a jurisdiction is taken into account. This may be particularly the case where an MNE 
group has a large number of constituent entities in a jurisdiction. A related risk concerns 
MNE groups with a very large number of constituent entities overall, which could mean 
the level of data contained in Table 1 is overwhelming. In each case, it may be that a tax 
administration needs to re-aggregate much of the data in Table 1 by jurisdiction, in order 
for the data to be usable and useful.  


89. Furthermore, if each constituent entity is reported separately in Table 1, related 
party revenue will include receipts from constituent entities resident in the same jurisdiction 
as well as those from constituent entities resident in other jurisdictions. This is one of the 
main concerns with the current use of aggregate data in Table 1 and this issue will not be 
addressed through a change to entity-by-entity reporting. However, this issue could be 
addressed if consolidated tax jurisdiction-wide information was provided in Table 1, and 
this is considered elsewhere in this document.  


90. Finally, it is clear from the BEPS Action 13 report that the information contained 
in a CbC report may only be used for assessing high level transfer pricing and other BEPS-
related risks and, where appropriate, for economic and statistical analysis. It should not be 
used as a substitute for a detailed transfer pricing analysis of individual transactions and 
prices based on a full functional analysis and full comparability analysis, and on its own 
does not constitute conclusive evidence that transfer prices are or are not appropriate. 
Providing information in Table 1 by constituent entity may go beyond what is needed, 
given these limits on the use of information.  


12.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


91. The main changes that would be required would be to paragraph 24 of the BEPS 
Action 13 report, to Table 1 of the CbC report template and to Article 4 of the model 
legislation in the CbC reporting Implementation Package. Further consequential changes 
will be required throughout the BEPS Action 13 report and subsequent interpretative 
guidance.  
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Questions for public consultation 


27. Are there any benefits from including constituent entity information in Table 1, in 
addition to those in this document? 


28. Are there any practical challenges or other concerns to MNE groups from including 
constituent entity information in Table 1, in addition to those in this document? 
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13.  Should consolidated data rather than aggregate data be used in Table 1? 


92. The 2014 public consultation on BEPS Action 13 included a discussion as to 
whether a CbC report should require aggregate tax jurisdiction-wide information 
(“aggregate data”) or consolidated tax jurisdiction-wide information (“consolidated data”) 
in Table 1. During the public consultation, a number of stakeholders provided comments 
supporting the use of consolidated data, whereas others highlighted challenges posed by 
such an approach and argued for reporting of aggregate data. After consideration of both 
approaches, it was ultimately decided to require aggregate data and this is provided in 
paragraph 24 of the BEPS Action 13 report. However, following representations from both 
MNE groups and some tax administrations, the Inclusive Framework invites comments 
from stakeholders on requiring consolidated data to be provided in Table 1.  


93. The principle behind aggregate data is simply to combine (aggregate) the separate 
information on each constituent entity in a jurisdiction. No adjustment is made for 
transactions between constituent entities in the same jurisdiction.  


94. In contrast, consolidated data in effect treats the constituent entities of an MNE 
group in a particular jurisdiction as a single economic entity. Therefore, in combining the 
separate information on each constituent entity in a jurisdiction, an adjustment is made for 
transactions between constituent entities in that jurisdiction. No adjustment is made for 
transactions with constituent entities in other jurisdictions. A simple example to illustrate 
the difference between using aggregate data and consolidated data in Table 1 is set out 
below.  
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Example 


 
In this example, an MNE group has constituent entities in two jurisdictions. The 
MNE group’s ultimate parent entity (UPE), its IP holding company (IP Co) and 
one of its operating companies (Op Co 1) are resident in Jurisdiction A. A second 
operating company (Op Co 2) is resident in Country B. In 20XX, Op Co 1 and 
Op Co 2 each pay royalties of 100 to IP Co. Op Co 1 also pays interest of 300 to 
UPE. These are the only intra-group payments in the year.  


In preparing its CbC report for the fiscal year 20XX, if aggregate data is used, 
the MNE group will include related party revenues in Jurisdiction A of 500 in 
Table 1, including all payments between constituent entities resident in 
Jurisdiction A. This is the approach required in the BEPS Action 13 report.  


In contrast, if consolidated data was used, the MNE group would include Related 
Party Revenues in Jurisdiction A of 100 in Table 1, including only those 
payments received from constituent entities outside the jurisdiction.  


95. It is important to note that references to consolidated data in Table 1 do not refer 
to data taken from an MNE group’s consolidated financial statements (in which 
transactions between all constituent entities are eliminated and not only those in the same 
jurisdiction) or its consolidation reporting package (which includes information on each 
constituent entity, and on adjustments necessary to eliminate transactions between 
constituent entities). An MNE group’s consolidation reporting package may be used as a 
source of data for Table 1 prepared using either aggregate data or consolidated data.  


96. Interpretative guidance was issued in July 2017 which provides that, while the 
BEPS Action 13 report requires the use of aggregate data in preparing Table 1, consolidated 
data may be used in specific circumstances. In the event that the approach contemplated in 
this section is not adopted, this guidance would continue to apply.  


13.1. The benefits of such an approach 


97. The two potential differences between the content of Table 1 prepared using 
aggregate data or prepared using consolidated data are as follows. It is anticipated that, in 
general, the remaining columns in Table 1 should be the same under each approach. 


• Perhaps the most important difference is likely to be in the related party revenue 
column, as aggregate data will include all revenues received from constituent 
entities in the same jurisdiction, whereas these revenues will not be included using 
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consolidated data. The same difference will also be reflected in the total revenues 
column.  


• The other column in Table 1 which could be affected is stated capital, as aggregated 
data could include several times what is in effect the same capital, if this is invested 
in two or more constituent entities in the same jurisdiction. This issue should not 
arise if consolidated data is used.  


98. By ignoring transactions between constituent entities in the same jurisdiction, 
consolidated data focuses solely on results from transactions with third parties and with 
other parts of the MNE group. This provides a more accurate picture of an MNE group’s 
results in each jurisdiction where it has operations and, in the majority of cases, is likely to 
be more useful to a tax administration in conducting a high level assessment of transfer 
pricing risk and other BEPS related risks or in conducting economic and statistical analysis. 
In contrast, aggregate data can distort a number of key metrics used by tax administrations.  


• Profit margins (profit before tax/total revenue) may be reduced. 


• The volume or proportion or related party revenues (related party revenue/total 
revenue) may be increased. 


• Revenue per employee (total revenue/number of employees) and revenue per unit 
of tangible assets (total revenue/tangible assets) may be increased, while profit per 
employee (profit before tax/number of employees) and profit per unit of fixed assets 
(profit before tax/tangible assets) will be unaffected, making these measures more 
difficult to compare and interpret usefully.  


• Return on capital (profit before tax/stated capital) may be reduced.  


99. In each case, the issues described above would be avoided if consolidated data was 
used.  


100. As well as providing a more accurate picture of an MNE group’s results, 
consolidated data provides tax administrations with important information on the level of 
revenue from constituent entities in other jurisdictions, which has the potential to pose a 
BEPS risk to those jurisdictions. Consolidated data does not include information on 
revenue from constituent entities in the same jurisdiction, but this is unlikely to be relevant 
to tax administrations in other jurisdictions. This information may be useful for the tax 
administration in the jurisdiction in question, but as it concerns related party payments 
within that jurisdiction, this information may be available from other sources.  


101. Consolidated data would also provide consistent data on comparable groups 
irrespective of the legal structure adopted in a particular jurisdiction, which may not always 
be the case with aggregate data. For example, MNE Group A and MNE Group B have 
similar businesses, but in a particular jurisdiction MNE Group A operates through a number 
of entities, whereas MNE Group B operates through a single entity with a number of 
divisions.  


• Using aggregate data, any payments between MNE Group A’s constituent entities 
in the jurisdiction would be included in related party revenue, whereas payments 
between MNE Group B’s divisions would not be included (as these payments are 
made within the same entity). Depending on the size of these payments, MNE 
Group A’s related party revenue in the jurisdiction could be many times larger than 
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that of MNE Group B. However, from the two MNE group’s CbC reports it would 
not be apparent that this resulted from payments within the jurisdiction. 


• Using consolidated data, any payments between MNE Group A’s constituent 
entities in the jurisdiction would be excluded from related party revenue. MNE 
Group A’s related party revenue in the jurisdiction would therefore be determined 
in a way that is comparable to that of MNE Group B. Despite their different legal 
structures, the CbC reports of MNE Group A and MNE Group B would contain the 
same data in Table 1.  


102. A number of MNE groups and business associations have also made 
representations that, for many MNE groups, the use of consolidated data would be more 
straightforward than aggregated data, or at least not significantly more challenging. In any 
case, these MNE groups pointed out that the benefits to an MNE group of its CbC report 
containing an accurate picture of its activities were sufficient to support a change to 
consolidated data. This is an important consideration, although the proportion of MNE 
groups for which this is correct is not known.  


13.2. The challenges of such an approach 


103. While the benefits of using consolidated data in Table 1 primarily concern ensuring 
that information is as useful as possible in conducting a risk assessment, the challenges in 
adopting such an approach are mainly practical. During the 2014 public consultation, a 
number of stakeholders submitted comments that using aggregate data was significantly 
less burdensome on MNE groups, and this was persuasive in deciding the approach adopted 
in the BEPS Action 13 report. For example, several stakeholders commented that an 
approach that required an MNE group to distinguish between related party revenues and 
third party revenues should be possible, but to require related party revenues to be treated 
differently depending upon whether they were received from a constituent entity in the 
same jurisdiction or in a different jurisdiction could prove excessively burdensome on 
MNE groups. The preparation of consolidated data would require this to be done, in that 
related party revenues would include revenues received from constituent entities in other 
jurisdictions, but not from those in the same jurisdiction. As has been noted above, it has 
also been submitted that for some MNE groups consolidated data may be either easier or 
not significantly more difficult to provide, or that the benefits of using consolidated data 
outweigh the burden.  


104. The main challenge of a change from aggregate data to consolidated data in 
preparing Table 1 is likely to be that a large number of MNE groups have recently 
implemented systems to capture and report data on an aggregate basis. It is not known how 
challenging this would be to change, and this is likely to vary.  


105. Where an MNE group has a significant level of related party transactions between 
constituent entities in the same jurisdiction, this will not be reflected in Table 1 if 
consolidated data is used. However, the purpose of a CbC report is to provide tax 
administrations with information on the global spread of an MNE group’s activity. Where 
a tax risk arises as a result of related party transactions within a jurisdiction, the tax 
administration in that jurisdiction may have other tools available to obtain this information. 
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13.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


106. Changes would be required to paragraph 24 of the BEPS Action 13 report and to 
Article 4 of the model legislation in the CbC reporting Implementation Package. 


Questions for public consultation 


29. Are there any benefits from requiring the use of consolidated data in Table 1, in 
addition to those in this document? 


30. Are there any practical challenges or other concerns to MNE groups from requiring 
the use of consolidated data in Table 1, in addition to those in this document? 
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14.  Should additional columns be added to Table 1?  


107. The 2014 public consultation on BEPS Action 13 included a discussion as to the 
content of a draft CbC report template. During the public consultation, there were a number 
of comments made noting that this draft template was too detailed and would impose a 
significant burden on MNE groups. Comments were also submitted that the template went 
beyond what was required for a high level risk assessment, and could be complex and 
misleading for tax administrations to use. Of the columns included in the 2014 public 
consultation draft, the following were not included in the CbC report template in the BEPS 
Action 13 report: 


• constituent entities organised in the country 


• place of effective management 


• important business activity codes 


• income tax paid (on cash basis) broken down by country of organisation and other 
countries 


• total withholding tax paid 


• total employee expense 


• royalties paid to constituent entities 


• royalties received from constituent entities 


• interest paid to constituent entities 


• interest received from constituent entities 


• service fees received from constituent entities 


• service fees paid to constituent entities. 


108. While the CbC report template in the BEPS Action 13 report contains fewer data 
points than that in the 2014 public consultation, the Executive Summary to the final report 
included a statement that the 2020 review should consider whether additional or different 
information should be required in an MNE group’s CbC report. It is intended that any 
review of the information contained in a CbC report should take into account the following 
general considerations: 


• the extent to which additional or different information would enhance a tax 
administration’s ability to conduct a high level transfer pricing risk assessment, an 
assessment of other BEPS-related risks, or an economic or statistical analysis 


• the fact that tax administrations currently have relatively little experience of using 
and analysing CbC reports 


• the impact on comparability of information contained in an MNE group’s CbC 
report for different reporting fiscal years 
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• the burden on MNE groups from gathering additional information, including the 
need to implement changes to systems for the identification and collection of 
information and completion of the CbC reporting template. 


109. The Inclusive Framework seeks input from stakeholders on each of the following 
possible additional columns for Table 1: 


• related party interest income 


• related party royalty income 


• related party service fee income 


• related party interest expense 


• related party royalty expense 


• related party service fee expense 


• total related party expenses 


• research and development (R&D) expenditure 


• deferred taxes. 


14.1. Related party interest income, related party royalty income and related party 
service fee income 


110. The 2014 public consultation on BEPS Action 13 included separate columns for 
receipts of related party interest, related party royalties and related party service fees. It was 
ultimately determined not to include these columns in the CbC report template, but the 
BEPS Action 13 report makes specific reference to these being included as part of the 2020 
review.  


111. Table 1 currently includes a single column for all related party revenues (excluding 
dividends from constituent entities). Where Table 2 indicates that an MNE group has a 
single main business activity in a jurisdiction (e.g. manufacturing or production; holding 
or managing IP; or internal group finance), then it is possible to make assumptions about 
the nature of related party revenues in that jurisdiction. However, where an MNE group 
has a number of main business activities in a jurisdiction, it is not possible from the current 
template to determine the nature of these payments.  


112. If specific types of related party receipts are to be included separately in Table 1, 
these amounts could be excluded from the general related party revenues column, to avoid 
double counting. These receipts would still however be included in profit before tax, so the 
relationship between an MNE group’s total revenue, profit before tax, income taxes accrued 
and income taxes paid in a jurisdiction remains apparent.  


113. For the purposes of this current public consultation, the references to related party 
interest, royalty and service fees received in the 2014 public consultation have been 
changed to related party interest, royalty and service fee income. It is hoped that the term 
“income” more closely correlates with the intention that these columns should reflect the 
amount of income accrued for financial statements purposes, rather than the cash receipts 
in the fiscal year.  
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14.1.1. The benefits of such an approach 
114. A better understanding of the location of particular types of intragroup revenue is 
likely to aid a tax administration in conducting a risk assessment of an MNE group. For 
example, it would allow tax administrations to better understand the location of mobile 
income in an MNE group and the extent to which this is subject to tax. It will also make 
clearer the amount of related party revenue that corresponds to each of an MNE group’s 
activities in a particular jurisdiction. For relatively straightforward MNE groups, the 
number of jurisdictions receiving related party interest, royalties and service fees, which 
would be impacted by this change, may be relatively limited. On the other hand, for more 
complex MNE groups, with lots of entities receiving related party interest, royalties and 
service fees, an understanding of the amount and location of this revenue could be 
particularly useful for risk assessment. 


115. This information would also facilitate a more comprehensive economic and 
statistical analysis of the information contained in CbC reports, by providing a deeper 
understanding as to where certain types of revenue arises more often and less often, which 
can then be compared with other metrics, such as average effective tax rates in these 
jurisdictions. Over time, changes in the location of these revenue streams may be an 
indicator of changes in behaviour relevant to the BEPS project.  


116. It is anticipated that for the majority of MNE groups the number of jurisdictions 
receiving intragroup interest, royalty and service fee income will not be very large. If this 
is the case then this should operate to limit the compliance burden on MNE groups from 
providing this information. However, for MNE groups with complex internal group 
financing arrangements this compliance burden will be greater.  


14.1.2. The challenges of such an approach 
117. Information on related party interest, royalty and service fee income may already 
be included in local tax return information and/or the local file in the jurisdictions of 
constituent entities that are party to these payments, if such information is required to be 
provided. The addition of new columns to Table 1 could also require costly reconfiguration 
of taxpayer and tax administration systems at a time when jurisdictions are still at an early 
stage in terms of their experience of working with the existing CbC report template for the 
purposes of conducting a high level risk assessment. 


14.2. Related party interest expense, related party royalty expense and related party 
service fee expense, or total related party expenses 


118. The 2014 public consultation on BEPS Action 13 also included separate columns 
for payments of related party interest, related party royalties, and related party service fees. 
It was ultimately determined not to include these columns in the CbC report template, but 
the Inclusive Framework wanted to consult with stakeholders on whether information on 
specific categories of related party payments should be included in the CbC report template 
in the future, in light of tax administration experience. The 2014 public consultation 
suggested the following approaches. 


• A single column for total related party payments, excluding dividends, which 
would correspond with the current related party revenue column. 
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• Separate columns for payments of related party interest, related party royalties and 
related party service fees, which would provide greater information on types of 
related party payments that have the potential to pose specific BEPS risks. 


• A combination of the above, including separate columns for certain types of 
payments to related parties and a general column for all other types of payments to 
related parties, excluding dividends. 


119. For the purposes of this current public consultation, the references to related party 
interest, royalty and service fees paid in the 2014 public consultation have been changed 
to related party interest, royalty and service fee expense. It is hoped that the term “expense” 
more closely correlates with the intention that these columns should reflect the amount of 
expense accrued for financial statements purposes, rather than the cash payments in the 
fiscal year.  


14.2.1. The benefits of such an approach 
120. Large MNE groups are often complex and, while a tax administration may have 
access to information on related party payments made by resident entities, obtaining 
reliable information on related party expenditure in other parts of an MNE group is much 
more difficult. Including information on related party expenditure within the CbC report 
template would allow a tax administration to more easily identify possible flows of 
payments through a group. High levels of related party expenses can be an indicator of 
certain types of BEPS risk (and correspondingly, low levels of related party payments can 
be an indicator that certain types of BEPS risk are not present), for example where a 
jurisdiction has relatively low profit before tax as a result of a high level of related party 
expenses.  


121. Corresponding related party revenue and payments columns (either total or by 
category) would act as a quality control over the data in an MNE group’s CbC report for 
both the MNE group and for tax administrations, as any inconsistency between the total 
value of these columns would suggest that either revenues or payments were being over-
stated or under-stated.  


14.2.2. The challenges of such an approach 
122. As with respect to the possible additional columns for related party interest, royalty 
and service fee income, related party interest, royalty and service fee expenses may already 
be included in local tax return information and/or the local file in the jurisdictions of 
constituent entities that are party to these payments, if such information is required to be 
provided. The addition of new columns to Table 1 could also require costly reconfiguration 
of taxpayer and tax administration systems at a time when jurisdictions are still at an early 
stage in terms of their experience of working with the existing CbC report template for the 
purposes of conducting a high level risk assessment. 


123. It is also recognised that, while for many MNE groups the number of jurisdictions 
with entities receiving related party interest, royalties, and service fees may be relatively 
small, the number of jurisdictions with entities making these payments is likely to be much 
greater. This could therefore have a correspondingly greater impact on MNE groups if these 
columns were added to Table 1.  
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14.3. R&D expenditure  


124. For many MNE groups, R&D is a key activity and driver of value, at the very start 
of the value chain. The current CbC report template allows tax administrations to see where 
constituent entities engaged in R&D are resident, but not the extent of these activities in 
each jurisdiction.  


14.3.1. The benefits of such an approach 
125. The level of R&D expenditure in a jurisdiction can be an important indicator of the 
level of substantial activities in that jurisdiction, as well as of the contribution constituent 
entities are making to value creation within an MNE group. It will also enable a clearer 
understanding of the relationship between jurisdictions where R&D expenditure is incurred 
and those where IP is managed or held.  


126. The number of jurisdictions with entities incurring R&D expenditure will vary, 
depending on the sector an MNE group operates in and the structure it has adopted. Some 
MNE groups may already gather and hold information of the level of R&D expenditure in 
certain jurisdictions for local tax reporting purposes (e.g. where this information is required 
for the purposes of complying with patent box rules or for claiming other tax reliefs).  


14.3.2. The challenges of such an approach 
127. The presence of R&D activity in a jurisdiction does not necessarily mean that 
beneficial ownership in any intangibles created by that activity is attributable to that 
jurisdiction. There is a risk therefore that including this information in Table 1 could lead 
to an MNE group appearing to be high risk in circumstances when it is not (i.e. “false 
positives”).  


128. The Inclusive Framework on BEPS has agreed on a standard for mandatory 
spontaneous exchange of information by no or only nominal tax jurisdictions on entities 
with respect to which the substantial activities requirement applies. The exchanges take 
place from 2021 and would include information on operating expenditure incurred by 
entities in such jurisdictions which earn IP income (which could include R&D 
expenditure). Including a column for R&D expenditures in the CbC report template may 
therefore be duplicative of this standard in the case of no or only nominal tax jurisdictions.  


14.4. Deferred taxes 


129. An important function of an MNE group’s CbC report is to provide tax 
administrations with information on the level of income taxes accrued and paid in different 
jurisdictions, which can be used for the purposes of conducting a high level risk assessment. 
The BEPS Action 13 report includes specific instructions that income tax accrued (current 
year) in Table 1 of the CbC report template “should not include deferred taxes or provisions 
for uncertain tax liabilities”. This is helpful in that it focuses on the current tax of an MNE 
group’s constituent entities in a jurisdiction for the fiscal year. However, in calculating an 
effective tax rate for an MNE group’s constituent entities in a particular jurisdiction, this 
can create a mismatch between the calculation of profit before tax (which is calculated 
under accounting principles) and income tax accrued (which is essentially based on taxable 
profits calculated under tax rules in the relevant jurisdiction).  
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130. Where there are permanent differences between the calculation of profit under 
accounting and tax rules (e.g. where a category of income is tax exempt in a jurisdiction), 
then this does not pose a concern, as the resulting low effective tax rate would be relevant 
for the purposes of a high level risk assessment or statistical analysis. However, it may be 
unhelpful if temporary differences between the calculation of profit under tax and 
accounting rules (e.g. due to tax losses carried forward) mean an MNE group appears to 
have a high or low effective tax rate in a jurisdiction when in fact this is a timing issue.  


131. For financial reporting purposes, this temporary issue is addressed by using 
deferred tax to align the timing of the reporting of the taxation of profit with the timing of 
the reporting of the profit itself. It may therefore be helpful to replicate this approach in an 
MNE group’s CbC report, by including movements in deferred tax as an additional column 
alongside income tax accrued (current year). If an additional column is not added, the 
definition of income tax accrued (current year) could be amended so as also to include 
movements in deferred tax.  


132. It is not proposed to consider including provisions for uncertain tax liabilities in 
the CbC report template. These provisions concern an MNE group’s assessment of the 
likelihood that a particular position will be agreed by the relevant tax administration and 
are not currently seen as particularly useful for the purposes of a high level risk assessment 
or statistical analysis. 


14.4.1. The benefits of such an approach 
133. Including deferred tax in the CbC report template would allow a tax administration 
to ignore any temporary differences that are giving rise to a relatively high or low effective 
tax rate in a particular jurisdiction for a particular period. The tax administration could then 
focus its attention on understanding whether MNE group’s with constituent entities that 
still have a low effective tax rate risk assessment after compensating for these differences 
pose a BEPS risk to its jurisdiction.  


14.4.2. The challenges of such an approach 
134. MNE groups will typically be required to recognise movements in deferred tax 
assets and liabilities on an annual basis for financial reporting purposes, and report the net 
effect of these in their consolidated and separate entity financial statements. Therefore, no 
particular challenges are anticipated from requiring the separate reporting of movements in 
deferred tax in a separate column in Table 1, beyond the need for MNE groups to implement 
systems to capture and record such information for inclusion in the CbC report. 


135. While amending the definition of accrued income tax (current year) to include 
movements in deferred tax would avoid the need to add a column to Table 1, it would make 
it impossible for a tax administration to understand the extent to which an accrued income 
tax expense was composed of current tax versus deferred tax. While this may not be 
necessary for the purposes of calculating an MNE group’s effective tax rate in a jurisdiction 
using CbC reporting data, there may be other elements of a tax administration’s risk 
assessment processes which rely on an understanding of an MNE group’s current tax in a 
jurisdiction for a given fiscal year, for example where this figure is being used alongside 
information from other sources that may not be prepared using financial reporting 
principles.  
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14.5. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


136. Annex III to the BEPS Action 13 report, which contains the CbC report template 
and accompanying instructions would be amended to reflect any new columns added.  


Questions for public consultation 


31. For each of the possible new items of information considered in this section, are 
there any benefits from including an additional column in Table 1 of the CbC report 
template, in addition to those in this document? 


32. For each of the possible new items of information considered in this section, are 
there any practical challenges or other concerns to MNE groups from including an 
additional column in Table 1 of the CbC report template, in addition to those in this 
document? 


33. If any of the possible new items considered in this section were added to Table 1 
of the CbC report template, what additional instructions or guidance would be 
helpful to MNE groups? 
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15.  Should changes be made to how constituent entities that are not resident 
in any tax jurisdiction for tax purposes are categorised for CbC reporting 


purposes and how information on these entities is reported in Table 1? 


137. Paragraph 24 of the BEPS Action 13 report states that an MNE group’s CbC report 
should include tax jurisdiction-wide information relating to the global allocation of the 
income, taxes paid and economic activity in tax jurisdictions in which the MNE group 
operates. The specific instructions on page 33 of the BEPS Action 13 report state that a 
separate line should be included in Table 1 for all constituent entities that are not resident 
in any tax jurisdiction for tax purposes. In the BEPS Action 13 CbC XML schema, the 
residence jurisdiction of these entities is recorded as ISO code X5 (“Stateless”). 


138. This approach to the treatment of entities that are not tax resident anywhere poses 
three important issues in using CbC reporting information for the purposes of a high level 
risk assessment or economic and statistical analysis.  


• There are different reasons for an entity not being tax resident anywhere. Some of 
which may depend on the legal form of the entity (e.g. where a general partnership 
is transparent for tax purposes), whereas other depend upon factors such as where 
the entity is established and the location of its effective management and control 
(e.g. where a corporate entity does not meet the conditions for being tax resident 
anywhere). These different categories of entity may pose a different level of 
potential BEPS risk, but are currently treated the same way and aggregated in 
Table 1. 


• Where an entity is transparent for tax purposes, its information will be included in 
Table 1 in the row for entities that are not tax resident anywhere. However, the 
same information (or part of that information) may also be included in the row for 
the tax residence jurisdiction(s) of constituent entities that are shareholders or 
partners in the transparent entity. This can result in double counting of certain 
information in Table 1, but the extent of this cannot be determined from the CbC 
report. 


• Information on all constituent entities that are not tax resident anywhere is 
aggregated in a single line in Table 1. Where these entities operate in the same 
jurisdiction, the rationale for this aggregation may be consistent with that for 
requiring the reporting of aggregated information on constituent entities tax 
resident in a jurisdiction. However, where the constituent entities that are not 
resident anywhere are located and operate in different jurisdictions, this rationale 
may not apply.  


139. This public consultation document includes four possible approaches to address 
these issues. 


15.1. Approach 1  


140. Constituent entities that are not tax resident anywhere can be broken down into 
three broad categories: 
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A. entities that are tax transparent in the jurisdiction in which they would otherwise be 
tax resident, which are held directly or indirectly by constituent entities resident in 
the same jurisdiction;  


B. entities that are tax transparent in the jurisdiction in which they would otherwise be 
tax resident, which are held directly or indirectly by constituent entities resident in 
a different jurisdiction; and 


C. entities that are not transparent for tax purposes, but do not meet the requirements 
to be considered tax resident in any jurisdiction. 


141. These three categories of entities are currently grouped together and aggregated in 
an MNE group’s CbC report. However, the manner in which they have the potential to pose 
a particular BEPS-related risk differs.  


• Where an entity is tax transparent in the jurisdiction in which it would otherwise be 
resident, and is held directly or indirectly by constituent entities resident in the same 
jurisdiction (i.e. Category A), whether the entity’s profits are subject to tax will 
depend upon tax rules applicable to these constituent entities in the relevant 
jurisdiction. 


• Where an entity is tax transparent in the jurisdiction in which it would otherwise be 
resident, and is held directly or indirectly by constituent entities resident in a 
different jurisdiction (i.e. Category B), whether the entity’s profits are subject to 
tax will depend upon whether the entity is viewed as tax transparent in the 
jurisdiction of these constituent entities, and whether hybrid entity rules 
recommended under BEPS Action 2 apply.  


• Where an entity is not transparent for tax purposes, but does not meet the 
requirements to be considered tax resident in any jurisdiction (i.e. Category C 
above) then, unless the entity undertakes activity through a permanent 
establishment, or measures such as controlled foreign company rules apply, there 
is a risk that its profits may not be taxed anywhere. 


142. Based on submissions from stakeholders, it appears that a large number of MNE 
groups have filed CbC reports including constituent entities that fall within Category A. 
The Inclusive Framework invites comments on whether constituent entities in Category A 
should be identified in Table 2 of an MNE group’s CbC report (e.g. through use of a 
different two digit ISO code) and information on these constituent entities reported 
separately from that on other entities that are not tax resident anywhere in Table 1. Under 
this approach information on constituent entities in Categories B and C would continue to 
be reported together. 


15.1.1. The benefits of such an approach 
143. In broad terms, where a constituent entity makes a payment to a foreign related 
party that falls into Categories B or C, and the entity has a low effective tax rate, the tax 
administration in the jurisdiction where the constituent entity is resident is likely to require 
additional information to gain comfort that the payment is subject to tax somewhere. This 
is because whether the entity’s profits are subject to tax is likely to depend upon the 
interaction of the tax laws of more than one jurisdiction. 


144. In contrast, where a transparent entity in Category A is established and effectively 
managed and controlled in the jurisdiction where its direct or indirect owners are resident, 
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whether its profits are subject to tax depends primarily upon the tax law in that jurisdiction. 
It is also more likely that a particular jurisdiction’s tax rules will be designed to ensure that 
shareholders or partners in a transparent entity are subject to tax on their share of that 
entity’s profits.  


145. Providing information on these entities separate from other entities that are not 
resident anywhere could allow tax administrations in other jurisdictions where an MNE 
group has constituent entities to better assess the likelihood of a BEPS-related risk posed 
by an entity that is not tax resident anywhere, based on information in the CbC report itself.  


146. This information will also help tax administrations in using CbC reporting 
information for economic and statistical analysis. Making it possible for the tax 
administration to make adjustments to compensate for the current double counting of 
certain information, under Stateless, and also under the jurisdiction of the constituent 
entities that are shareholders or partners in the entity would aid tax administrations in 
interpreting this data.  


147. It is not expected that identifying transparent entities that are held by constituent 
entities in the same jurisdiction would be onerous for an MNE group. This information is 
likely to already be needed in order to determine the taxable profits of the shareholders or 
partners in the transparent entity, and so identifying these entities for the purposes of 
preparing a CbC report would seem straight forward.  


15.1.2. The challenges of such an approach 
148. This would require an MNE group to obtain information on the basis of a 
constituent entity not being resident anywhere and, for entities that are transparent for tax 
purposes, the residence jurisdiction of constituent entities that are shareholders or partners 
in that entity. This information would not be included in the MNE group’s CbC report, but 
would be used to determine how to categorise each constituent entity. However, as 
mentioned above, it is expected that basic information on a constituent entity’s ownership 
and tax status should be readily available to most MNE groups.  


15.1.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 
149. The specific instructions on page 33 of the BEPS Action 13 report concerning the 
treatment of constituent entities that are not resident anywhere for tax purposes would be 
amended. The OECD CbC report XML schema would also be amended (e.g. to introduce 
a new 2 digit ISO jurisdiction code to indicate a transparent entity in the same jurisdiction 
as its shareholders or partners). 


15.2. Approach 2 


150. The Inclusive Framework also invites comments on whether constituent entities in 
each of Categories A, B and C (as described in Approach 1) should be identified in an MNE 
group’s CbC report in Table 2, and information on each of these categories reported 
separately in Table 1. 


15.2.1. The benefits of such an approach 
151. This would share the benefits of Approach 1 outlined above. It would also provide 
some additional information on the nature of other constituent entities that are not resident 
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anywhere. In light of the fact that these categories of constituent entity have the potential 
to pose different types of BEPS risk, this could be beneficial to tax administrations in 
conducting a high level tax risk assessment. For example, if a tax administration is aware 
that a tax transparent constituent entity is held by constituent entities in a different 
jurisdiction, it may be possible to determine that the tax transparent entity’s profits are 
subject to tax in that jurisdiction.  


152. This information could also provide further help to tax administrations in using 
CbC reporting information for economic and statistical analysis. Understanding which 
constituent entities are transparent for tax purposes would allow a tax administration to 
make some adjustment for double counting of certain information (on the assumption that 
this information is also included in the jurisdiction of the partners or shareholders in the 
constituent entity) even if for constituent entities in Category B the other tax jurisdiction in 
which the information is included is not known.  


153. As with Approach 1, it is not expected that categorising entities that are not resident 
anywhere in this way would be onerous for an MNE group. This information is likely to 
already be needed in order to determine the correct tax treatment of constituent entities, and 
so identifying these entities for the purposes of preparing a CbC report would seem straight 
forward.  


15.2.2. The challenges of such an approach 
154. While this approach will provide additional information on the nature of 
constituent entities that are not resident anywhere, it may still not provide enough 
information to determine the extent to which these entities pose a BEPS risk. For example, 
while the profits of constituent entities that are not resident anywhere may be subject to tax 
in the hands of other constituent entities (e.g. on the foreign partners in a tax transparent 
partnership or under Controlled Foreign Company rules (CFC rules)), whether or not these 
profits are subject to tax somewhere in the group cannot be determined from the 
information contained in the MNE group’s CbC report. 


15.2.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 
155. The specific instructions on page 33 of the BEPS Action 13 report concerning the 
treatment of constituent entities that are not resident anywhere for tax purposes would be 
amended. The OECD CbC report XML schema would also be amended (e.g. to introduce 
new 2 digit ISO jurisdiction codes for the different categories). 


15.3. Approach 3 


156. Where a constituent entity is not tax resident anywhere, and does not operate 
through a permanent establishment that is subject to tax, then the constituent entity will 
typically not be subject to income tax on its profits (subject to any withholding tax incurred 
on amounts received). However, these profits may be subject to tax on another constituent 
entity, either under general principles of taxation (e.g. where the entity not tax resident 
anywhere is tax transparent and its profits are also included in the taxable profits of its 
shareholders or partners) or under specific tax rules (e.g. where the entity not tax resident 
anywhere is not tax transparent, but its profits are attributed to another constituent entity 
under, for example, controlled foreign company (CFC) rules).  
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157. As an alternative to Approach 1 and Approach 2, the Inclusive Framework invites 
comments on a requirement for MNE groups to report constituent entities that are not tax 
resident anywhere in four separate categories. 


D. Tax transparent entities whose entire profit is taxed on a current basis in the hands 
of direct or indirect equity holders that are constituent entities and are tax resident 
in the jurisdiction of the MNE group’s UPE. An indirect equity holder includes a 
constituent entity that holds a tax transparent entity through one or more tax 
transparent entities. This would include a general partnership owned by constituent 
entities resident in the same jurisdiction as the MNE group’s UPE, provided such 
partners are subject to tax on the general partnership’s profit.  


E. Tax transparent entities whose entire profit is taxed on a current basis in the hands 
of direct or indirect equity holders that are constituent entities and are tax resident 
in a jurisdiction other than that of the MNE group’s UPE (or a combination of 
constituent entities that are tax resident in the same jurisdiction as the MNE group’s 
UPE and other jurisdictions). This would include a general partnership owned by 
constituent entities resident in a jurisdiction other than that of the MNE group’s 
UPE, provided such partners are subject to tax on the general partnership’s profit. 


F. Entities that are not tax transparent but do not meet the criteria to be tax resident in 
any jurisdiction, and all of whose profit is taxed on a current basis in the hands of 
direct or indirect equity holders that are constituent entities. This would include an 
entity whose profits are subject to tax on one or more direct or indirect equity 
holders under CFC rules.  


G. All other entities that are not tax resident anywhere. 


15.3.1. The benefits of such an approach 
158. In addition to those that may be achieved by Approach 1 and Approach 2, this 
would have a number of further benefits.  


• It would provide a greater level of detail on the basis for different types of 
constituent entities not being tax resident anywhere.  


• It may support tax administrations in understanding the extent to which certain 
information is double counted in Table 1 (e.g. if it is clear that the Profit (Loss) 
Before Tax of a tax transparent entity is also included in the Profit (Loss) Before 
Tax of the tax residence jurisdiction of another constituent entity or constituent 
entities).  


• It could provide tax administrations with a better picture of where actual low-taxed 
profits are in an MNE group, whether profits have in fact been subject to tax in 
another jurisdiction (e.g. under CFC rules), and, in some cases, where this tax was 
paid (e.g. for Category D, where tax was paid in the jurisdiction of the MNE group’s 
UPE).  


15.3.2. The challenges of such an approach 
159. Under Approach 1, an MNE group would be required to identify constituent 
entities that are tax transparent and located in the same jurisdiction as their owners 
(Category A), and Approach 2 extends this to those located in a different jurisdiction to 
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their owners (Category B), but in each case no judgement would be required as to whether 
the profits of the constituent entity are subject to tax. This is consistent with the general 
approach required in completing Table 1, where information is provided on the Profit 
(Loss) Before Tax and Income Tax Accrued taken from the sources of data that may be 
used, but an MNE group does not need to consider how a particular item is treated for tax 
purposes. Approach 3, on the other hand, would require some examination of the tax 
treatment of the profits of constituent entities that are not tax resident anywhere, including 
in the jurisdictions of other constituent entities. However, this is only relevant when 
determining how to categorise a particular entity under Approach 3 and does not affect the 
information actually provided in Table 1. In any case, it is expected that an MNE group 
will already know whether the profits of constituent entities that are not tax resident 
anywhere are subject to tax on other constituent entities.  


15.3.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 
160. The specific instructions on page 33 of the BEPS Action 13 report concerning the 
treatment of constituent entities that are not resident anywhere for tax purposes would be 
amended. The OECD CbC report XML schema would also be amended (e.g. to introduce 
new 2 digit ISO jurisdiction codes for the different categories of entity described above). 


15.4. Approach 4 


161. In light of the particular tax risks that may be posed by entities that are not tax 
resident anywhere, the Inclusive Framework also invites comments from stakeholders on 
changes to require Table 1 to include a separate line for each entity, rather than one line for 
all such entities.  


162. Depending upon the outcomes of the public consultation on Approach 1, Approach 
2 and Approach 3 above, whether information should be aggregated or reported by entity 
will be considered separately for each category of entity. It is not necessary that all 
categories of constituent entity that are not tax resident on any tax jurisdiction are treated 
in the same way. 


15.4.1. The benefits of such an approach 
163. The reporting of financial data by tax-jurisdiction in an MNE group’s CbC report 
allows a tax administration to understand the global allocation of income, taxes and 
economic activity among tax jurisdictions where the MNE group operates. However, where 
an MNE group includes entities that are not tax resident in any jurisdiction, and which may 
be incorporated or established in different jurisdictions, there does not seem to be any logic 
or benefit in this information being reported on an aggregated basis. 


164. In contrast, if MNE groups were required to report information on each entity that 
is not tax resident anywhere separately in Table 1, this would provide tax administrations 
with better data for the purposes of conducting a risk assessment, as the relationship 
between each entity’s financial and numerical data in Table 1 and its jurisdiction of 
establishment and activities in Table 2 will be clear. In addition, there are currently cases 
where the revenue and profit before tax of an entity that is not tax resident anywhere are 
also included in the results of another constituent entity, which is subject to tax on this 
profit. This may be more easily explained and understood where the results for each entity 
that is not resident anywhere are reported separately in Table 1. At the same time, it would 
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not seem that this would impose a particular burden on MNE groups which, as these entities 
may be established and operate in different jurisdictions, presumably hold distinct financial 
data on each such entity.  


15.4.2. The challenges of such an approach 
165. Where an MNE group includes constituent entities that are not resident in any tax 
jurisdiction for tax purposes and these entities have operations in the same jurisdiction, then 
the general challenges of requiring Table 1 information to be provided by entity (set out in 
section 12.2 of this Consultation Document) would also apply here. Otherwise there do not 
seem to be any challenges from this approach, other than for MNE groups to change their 
current systems for preparing a CbC report.  


15.4.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 
166. The specific instructions on page 33 of the BEPS Action 13 report would be 
amended, so that “[a] separate line should be included for each constituent entity in the 
MNE group deemed by the Reporting MNE not to be resident in any tax jurisdiction for 
tax purposes.” 


Questions for public consultation 


34. For each of the possible approaches considered in this section, are there any 
benefits in addition to those in this document? 


35. For each of the possible approaches considered in this section, are there any 
practical challenges or other concerns to MNE groups in addition to those in this 
document? 
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16.  Should fields required in the XML schema (e.g. tax identification 
number) that are not in the CbCR template in the Action 13 report be 


incorporated into the template? 


167. The model CbC report template in the BEPS Action 13 report sets out the 
information that must be provided by an MNE group in its CbC report, which is also listed 
in the model legislation in the CbC Reporting Implementation Package. However, the 
minimum standard is not prescriptive as to how a CbC report should be filed and 
jurisdictions have adopted different approaches.  


168. While jurisdictions are able to allow the filing of CbC reports in different forms, 
CbC reports must be exchanged using the CbCR XML schema. This requires information 
on the address and tax identification numbers (TINs) of constituent entities to be included, 
which are not part of the CbC report template. The Inclusive Framework seeks comments 
from stakeholders on amendments to the template contained in the CbC Reporting 
Implementation Package to ensure it contains all of the information required to be included 
in the XML schema when a CbC report is exchanged.  


16.1. The benefits of such an approach 


169. A number of jurisdictions have introduced CbC reporting filing obligations which 
require an MNE group to prepare and file a CbC report containing the information 
described in the model legislation, in the format of the model CbC report template. 
Although this is wholly consistent with the minimum standard, it has caused a problem for 
the jurisdiction’s tax administration, which must then obtain information on the addresses 
and TINs of constituent entities in order to prepare the XML schema for exchange. Adding 
this information to the model CbC report template should ensure that it is included in a 
CbC report when filed by the MNE group. This should not increase the burden on MNE 
groups, which in any case will be required to provide this information, and may in fact 
reduce this burden if it means an MNE group can submit all required information at the 
same time rather than needing to respond to additional requests.  


16.2. The challenges of such an approach 


170. Adding additional information to the model CbC report template could mean that 
this information may also be required from Reporting MNEs when filing a CbC report 
under local filing rules. This may also be burdensome in some cases when the CbC report 
is to be filed by an entity that does not have access to address and tax identification numbers 
of other constituent entities in its group, when there is no need for the tax administration 
receiving a CbC report under local filing rules to exchange the CbC report.  


171. If necessary, a jurisdiction could address this issue by stating that the additional 
information is not required where a CbC report is required to be filed by a constituent entity 
that is not the UPE of an MNE group, and is not filing a CbC report as a surrogate parent 
entity. However, it is anticipated that instances of local filing should arise less often as 
more jurisdictions implement a CbC reporting filing obligation and establish a network of 
qualifying competent authority agreements for the exchange of CbC reports. 
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16.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


172. This would require an amendment to the model CbC report template and to 
Article 4 of the model legislation in the CbC Reporting Implementation package.  


Questions for public consultation 


36. Are there any benefits from including additional information required in the CbCR 
XML schema in the CbC report template, in addition to those in this document? 


37. Are there any practical challenges or other concerns to MNE groups from including 
additional information required in the CbCR XML schema in the CbC report 
template, in addition to those in this document? 
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17.  Should standardised industry codes be included in Table 2?  


174. Table 2 of the CbC report template requires an MNE group to provide information 
on the main business activities undertaken by each constituent entity of the group. The 
Inclusive Framework invites comments from stakeholders on whether Table 2 could also 
require the reporting of standardised industry codes for each constituent entity and, if so, 
which industry code standard would be the most appropriate.  


17.1. The benefits of such an approach 


175. An important element of a transfer pricing risk assessment is a comparison of the 
activities and results of a particular entity with suitable comparables based on the sector 
and activities of that entity. Incorporating standardised industry codes into Table 2 would 
facilitate a comparison of the results of an MNE group in a particular jurisdiction with those 
of other specific entities or MNE groups operating in the same sector, or with average 
results for all entities operating in the sector. Incorporating standardised industry codes into 
Table 2 could be beneficial not only for tax risk analysis but also in the context of work on 
the statistical and economic analysis of aggregated and anonymised CbC reports. 


17.2. The challenges of such an approach 


176. There are currently numerous industry code standards used by MNE groups and 
analysts, including the Standard Industrial Classification (SIC), the North American 
Industry Classification System (NAICS), the Nomenclature Statistique des Activités 
Économiques dans la Communauté Européenne (NACE), and the International Standards 
Industrial Classification (ISIC). However, as a CbC report needs to be suitable for use by 
tax administrations in all jurisdictions where an MNE group has constituent entities, it 
would be necessary to agree a single industry code standard to be used by all MNE groups 
in preparing Table 2. This would require MNE groups not currently using the standard 
adopted for CbC reporting purposes to assign codes to each constituent entity based on this 
standard.  


177. Whichever industry code standard is agreed upon, MNE groups may face 
challenges in assigning a code to certain constituent entities, for example where the 
constituent entity is engaged in multiple activities. In these cases, an MNE group could be 
required to provide the code for the constituent entity’s principle main activity (e.g. based 
on revenues) while a tax administration would need to take into account all of a constituent 
entity’s main business activities in addition to its industry code to ensure an effective risk 
assessment.  


17.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


178. This would require amendments to the model CbC report template and the addition 
of instructions on how the template should be completed, within the BEPS Action 13 report.  
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Questions for public consultation 


38. Are there any benefits from including standardised industry codes in the CbC report 
template, in addition to those in this document? 


39. Are there any practical challenges or other concerns to MNE groups from including 
standardised industry codes in the CbC report template, in addition to those in this 
document?  


40. From the perspective of MNE groups which of the existing industry code standards 
is most likely to be the least burdensome and most useful in providing information 
on the activities of constituent entities?  
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18.  Should pre-determined fields be added to Table 3, in addition to free 
text? 


179. Table 3 of the CbC report template provides an opportunity for an MNE group to 
provide additional information that it believes would be helpful to tax administrations in 
conducting a high level risk assessment. The BEPS Action 13 report included only limited 
cases where an MNE group must include information in Table 3. For example, an MNE 
group should include in Table 3 a brief description of the sources of data used, an 
explanation of the reason for any change in the sources of data and its consequence, and 
the nature of the activities of a constituent entity whose main business activity is listed as 
“other” in Table 2. Subsequent interpretative guidance agreed by the Inclusive Framework 
has also included details of specific information that an MNE group should be encouraged 
or required to include in Table 3 where relevant. However, in general, the experience of tax 
administrations is that MNE groups have made little use of Table 3 in practice.  


180. The Inclusive Framework invites comments from stakeholders on the introduction 
of predetermined fields in Table 3 to provide additional information or clarification 
concerning the preparation and content of an MNE group’s CbC report, as well as 
information on any changes to an MNE group that would assist in the understanding of its 
CbC report. The intention is that these fields will provide context for a user of an MNE 
group’s CbC report, and should not require an MNE group to gather additional information 
that it would not already have available. As such, completion of fields could be mandatory 
without imposing a significant burden on MNE groups. This does not prevent MNE groups 
also including free text information in Table 3 when required or appropriate.  


181. The specific fields that could be included in Table 3, and their design, will be 
determined in the future, once consideration of other issues in the 2020 review is complete. 
It will also be determined which field would be mandatory or optional. Examples of fields 
that could be included in Table 3 are set out on the following pages. 
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Possible fields for inclusion in Table 3 


1  Applicable accounting standards used for 
determining constituent entities 


 IFRS  GAAP in jurisdiction 
of residence of UPE 


 Other (provide additional 
information as free text 


2  Source of data  Consolidation reporting pack  
(specify jurisdictions): 


 Entity statutory financial 
statements 
(specify jurisdictions) 


    Regulatory financial statements 
(specify jurisdictions) 


 Internal management accounts 
(specify jurisdictions) 


3  A material acquisition, disposal or 
restructuring of constituent entities has 
occurred during the reporting fiscal year 


 Yes (provide additional 
information as free text) 


 No 


4  Table 1 includes information on 
constituent entities included in 
consolidated financial statements using 
proportionate consolidation rules (see 
Guidance III.5) 


 Yes (provide additional 
information as free text) 


 No 
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5  Where proportionate consolidation rules 
have been applied, the number of 
employees of the relevant constituent 
entity are reported on a pro-rata basis (see 
Guidance III.4) 


 Yes, a pro-rata basis is used 
(provide additional information 
as free text) 


 No, the full number of employees 
is reported (or not applicable) 


6  Income tax refunds have been included in 
revenues rather than income tax paid (cash 
basis), as permitted under the applicable 
accounting standards (see Guidance II.4) 


 Yes (provide additional 
information as free text) 


 No 


7  Accumulated earnings includes negative 
accumulated earnings (i.e. accumulated 
losses) for some constituent entities (see 
Guidance II.6) 


 Yes (provide additional 
information as free text) 


 No 


8  Does Table 1 contain information prepared 
on a consolidated tax jurisdiction-wide 
basis? (see Guidance II.3) 


 Yes, consolidated information is 
provided in Table 1 


 No, aggregate data is provided in 
Table 1 


9  Was the UPE a constituent entity in 
another MNE group in the preceding fiscal 
year? 


 Yes (provide the name of the 
other MNE group as free text) 


 No 


10  Is the UPE exempt from income tax in its 
tax jurisdiction of residence? 


 Yes   No 
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11  Is the UPE a not for profit entity?  Yes   No 
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18.1. The benefits of such an approach 


182. The introduction of predetermined fields in Table 3 would enable MNE groups to 
provide useful information easily and quickly. This would reduce the need for an MNE 
group to prepare a comprehensive text (although additional detail may be provided), while 
the standardised text used would improve consistency in the preparation and interpretation 
of CbC reports. The content of these fields could also be incorporated into a tax 
administration’s automated risk assessment tools, improving the effectiveness of a risk 
assessment.  


18.2. The challenges of such an approach 


183. Predetermined fields in Table 3 would be used to provide supplementary 
information and context for an MNE group’s CbC report, but would not require an MNE 
group to gather additional information it already holds. That said, this still imposes some 
burden on MNE groups that should be balanced against the benefits to MNE groups and 
tax administrations from the use of a relatively easy format for the provision of this 
information.  


18.3. The changes that would be needed to the BEPS Action 13 package 


184. This would require amendments to the model CbC report template and the addition 
of instructions on how the template should be completed, within the BEPS Action 13 report.  


Questions for public consultation 


41. Are there any benefits from including predetermined fields in Table 3 of the CbC 
report template, in addition to those in this document? 


42. Are there any practical challenges or other concerns to MNE groups from including 
predetermined fields in Table 3 of the CbC report template, in addition to those in 
this document?  


43. From the perspective of MNE groups, what predetermined fields could be included 
in Table 3 that would provide useful information to a tax administration in 
interpreting a CbC report, while not being burdensome for an MNE group?  
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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Große Kammer)


19. Dezember 2018(*)


„Vorlage zur Vorabentscheidung – Staatliche Beihilfen – Art. 107 Abs. 1 AEUV –
Grunderwerbsteuer – Befreiung – Übergang des Eigentums an einem Grundstück aufgrund von


Umwandlungsvorgängen innerhalb bestimmter Konzerne – Begriff der staatlichen Beihilfe –
Voraussetzung der Selektivität – Rechtfertigung“


In der Rechtssache C‑374/17


betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom Bundesfinanzhof
(Deutschland) mit Entscheidung vom 30. Mai 2017, beim Gerichtshof eingegangen am 21. Juni
2017, in dem Verfahren


Finanzamt B


gegen


A-Brauerei


Beteiligter:


Bundesministerium der Finanzen


erlässt


DER GERICHTSHOF (Große Kammer)


unter  Mitwirkung  des  Präsidenten  K.  Lenaerts,  der  Vizepräsidentin  R.  Silva  de  Lapuerta,  der
Kammerpräsidenten  J.‑C.  Bonichot  und  A.  Arabadjiev,  der  Kammerpräsidentin  A.  Prechal
(Berichterstatterin), der Kammerpräsidenten M. Vilaras, F. Biltgen, K. Jürimäe und C. Lycourgos
sowie der Richter M. Ilešič, J. Malenovský, E. Levits, L. Bay Larsen, C. G. Fernlund und S. Rodin,


Generalanwalt: H. Saugmandsgaard Øe,


Kanzler: K. Malacek, Verwaltungsrat,


aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 11. Juni 2018,


unter Berücksichtigung der Erklärungen


–         der  A-Brauerei,  vertreten  durch  die  Rechtsanwälte  K.  Naeve  und  B.  Pignot,  die
Steuerberaterinnen K. Seiferth und C. Tillmann sowie den Steuerberater A. Linn,


–        der deutschen Regierung, vertreten durch T. Henze als Bevollmächtigten,


–        der Europäischen Kommission, vertreten durch K. Blanck-Putz, B. Stromsky und T. Maxian
Rusche als Bevollmächtigte,


nach Anhörung der Schlussanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 19. September 2018


folgendes
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Urteil


1        Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 107 Abs. 1 AEUV.


2        Dieses Ersuchen ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen dem Finanzamt B (Deutschland)
(im Folgenden:  Finanzamt)  und  der  A‑Brauerei  wegen  der  dieser  Gesellschaft  vom Finanzamt
versagten Befreiung  von  der  Grunderwerbssteuer,  die  nach  deutschem Recht  unter  bestimmten
Voraussetzungen  Gesellschaften  zugutekommt,  die  im  Rahmen  von  Umwandlungsvorgängen
innerhalb bestimmter Konzerne ein Eigentumsrecht an Grundstücken erwerben.


Deutsches Recht


Umwandlungsgesetz


3        § 1 Abs. 1 des Umwandlungsgesetzes in seiner auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung
(im Folgenden: UmwG) bestimmt:


„Rechtsträger mit Sitz im Inland können umgewandelt werden


1.      durch Verschmelzung;


2.      durch Spaltung (Aufspaltung, Abspaltung, Ausgliederung);


3.      durch Vermögensübertragung;


… “


4        In § 2 UmwG heißt es:


„Rechtsträger können unter Auflösung ohne Abwicklung verschmolzen werden


1.      im Wege der Aufnahme durch Übertragung des Vermögens eines Rechtsträgers oder mehrerer
Rechtsträger  (übertragende  Rechtsträger)  als  Ganzes  auf  einen  bestehenden  Rechtsträger
(übernehmender Rechtsträger) …“


Grunderwerbsteuergesetz


5        § 1 des Grunderwerbsteuergesetzes in seiner auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung (im
Folgenden: GrEStG) bestimmt:


„(1)       Der Grunderwerbsteuer  unterliegen die  folgenden Rechtsvorgänge,  soweit  sie  sich auf
inländische Grundstücke beziehen:


1.       ein  Kaufvertrag  oder  ein  anderes  Rechtsgeschäft,  das  den  Anspruch  auf  Übereignung
begründet;


2.       die  Auflassung,  wenn  kein  Rechtsgeschäft  vorausgegangen  ist,  das  den  Anspruch  auf
Übereignung begründet;


3.       der  Übergang  des  Eigentums,  wenn kein den Anspruch  auf  Übereignung  begründendes
Rechtsgeschäft vorausgegangen ist und es auch keiner Auflassung bedarf. …


…


(2)      Der Grunderwerbsteuer unterliegen auch Rechtsvorgänge, die es ohne Begründung eines
Anspruchs  auf  Übereignung  einem  anderen  rechtlich  oder  wirtschaftlich  ermöglichen,  ein
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inländisches Grundstück auf eigene Rechnung zu verwerten.


(2a)      Gehört zum Vermögen einer Personengesellschaft ein inländisches Grundstück und ändert
sich innerhalb von fünf Jahren der Gesellschafterbestand unmittelbar oder mittelbar dergestalt, dass
mindestens  95  vom  Hundert  der  Anteile  am  Gesellschaftsvermögen  auf  neue  Gesellschafter
übergehen,  gilt  dies  als  ein  auf  die  Übereignung  eines  Grundstücks  auf  eine  neue
Personengesellschaft gerichtetes Rechtsgeschäft. …


(3)      Gehört zum Vermögen einer Gesellschaft ein inländisches Grundstück, so unterliegen der
Steuer, soweit eine Besteuerung nach Absatz 2a nicht in Betracht kommt, außerdem:


1.       ein  Rechtsgeschäft,  das  den  Anspruch auf  Übertragung  eines  oder  mehrerer  Anteile  der
Gesellschaft begründet, wenn durch die Übertragung unmittelbar oder mittelbar mindestens
95 vom Hundert der Anteile der Gesellschaft in der Hand des Erwerbers oder in der Hand von
herrschenden und abhängigen Unternehmen oder abhängigen Personen oder in der Hand von
abhängigen Unternehmen oder abhängigen Personen allein vereinigt werden würden;


2.      die Vereinigung unmittelbar oder mittelbar von mindestens 95 vom Hundert der Anteile der
Gesellschaft, wenn kein schuldrechtliches Geschäft im Sinne der Nummer 1 vorausgegangen
ist;


3.       ein  Rechtsgeschäft,  das  den  Anspruch  auf  Übertragung  unmittelbar  oder  mittelbar  von
mindestens 95 vom Hundert der Anteile der Gesellschaft begründet;


4.      der Übergang unmittelbar oder mittelbar von mindestens 95 vom Hundert der Anteile der
Gesellschaft  auf  einen  anderen,  wenn  kein  schuldrechtliches  Geschäft  im  Sinne  der
Nummer 3 vorausgegangen ist.“


6        § 6a GrEStG, der durch § 7 des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes vom 22. Dezember 2009
(BGBl.  I  2009 S.  3950) unter der Überschrift „Steuervergünstigung bei  Umstrukturierungen im
Konzern“ neu eingeführt wurde, sieht in seiner auf das Ausgangsverfahren anwendbaren Fassung
Folgendes vor:


„Für einen nach § 1 Absatz 1 Nummer 3, Absatz 2a oder 3 steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund
einer Umwandlung im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Umwandlungsgesetzes wird die
Steuer nicht erhoben; … Satz 1 gilt auch für entsprechende Umwandlungen aufgrund des Rechts
eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines Staats, auf den das Abkommen über den
Europäischen  Wirtschaftsraum  Anwendung  findet.  Satz  1  gilt  nur,  wenn  an  dem
Umwandlungsvorgang ausschließlich  ein herrschendes  Unternehmen  und  ein oder  mehrere  von
diesem  herrschenden  Unternehmen  abhängige  Gesellschaften  oder  mehrere  von  einem
herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften beteiligt sind. Im Sinne von Satz 3 abhängig
ist eine Gesellschaft, an deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen
innerhalb  von  fünf  Jahren  vor  dem  Rechtsvorgang  und  fünf  Jahren  nach  dem  Rechtsvorgang
unmittelbar oder mittelbar oder teils  unmittelbar,  teils mittelbar zu mindestens 95 vom Hundert
ununterbrochen beteiligt ist.“


Ausgangsverfahren und Vorlagefrage


7        Die A-Brauerei ist eine Aktiengesellschaft mit einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Sie hielt
100 % der Geschäftsanteile an der T‑GmbH, der mehrere Grundstücke gehörten und die ihrerseits
Alleingesellschafterin einer anderen Gesellschaft war.


8        Mit Vertrag vom 1. August 2012 übertrug die T‑GmbH ihr Vermögen als Ganzes einschließlich der
Grundstücke  mit  allen  Rechten  und  Pflichten  im  Rahmen  einer  Umwandlung  im  Wege  der
Verschmelzung durch Aufnahme gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 2 Nr. 1 UmwG auf
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die A‑Brauerei. An der Umwandlung waren nur diese beiden Gesellschaften beteiligt.


9         Die  Verschmelzung  wurde  mit  der  Eintragung  im  Handelsregister  am 24.  September  2012
wirksam. Zu diesem Zeitpunkt erlosch die T‑GmbH, an der die A‑Brauerei vor der Verschmelzung
mehr als fünf Jahre lang zu 100 % beteiligt gewesen war.


10      Mit Bescheid vom 7. Juni 2013 verlangte das Finanzamt von der A‑Brauerei die Zahlung von
Grunderwerbssteuer.  Diese  werde  von  ihr  geschuldet,  weil  der  Übergang  der  Grundstücke  der
T‑GmbH  als  übertragender  Gesellschaft  auf  sie  als  übernehmende  Gesellschaft  aufgrund  der
Verschmelzung  der  beiden  Unternehmen  und  der  damit  verbundenen  Übertragung  des
Gesamtvermögens  der  übertragenden  Gesellschaft  auf  die  übernehmende  Gesellschaft  einen
steuerbaren  Erwerbsvorgang  nach  §  1  Abs.  1  Nr.  3  GrEStG  darstelle,  der  nicht  unter  die
Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG falle.


11      Mit Entscheidung vom 19. Juli 2013 wies das Finanzamt den Einspruch der A-Brauerei gegen
diesen Bescheid mit der Begründung zurück, dass die T‑GmbH keine „abhängige Gesellschaft“ im
Sinne von § 6a GrEStG sei, weil sie aufgrund der Verschmelzung untergegangen sei und daher die
in § 6a aufgestellte Voraussetzung, wonach während einer gesetzlichen Nachbehaltensfrist von fünf
Jahren ab dem steuerbaren Vorgang mindestens 95 % der Beteiligung zu behalten seien, nicht erfüllt
sei.


12      Mit Urteil vom 14. Oktober 2014 gab das Finanzgericht Nürnberg (Deutschland) der Klage der
A-Brauerei  gegen  diese Entscheidung mit  der  Begründung statt,  dass  im vorliegenden Fall  die
Steuervergünstigung nach § 6a GrEStG zu gewähren sei.


13      Das Finanzamt ging gegen dieses Urteil beim Bundesfinanzhof (Deutschland) in Revision.


14       In  einem Beschluss  vom 25.  November  2015  bestätigte  der  Bundesfinanzhof  die  im  ersten
Rechtszug  vorgenommene  Auslegung  von  §  6a  GrEStG  mit  der  Begründung,  dass  die
Voraussetzung  einer  Nachbehaltensfrist  nur  anwendbar  sei,  wenn  sie  bei  der  betreffenden
Umwandlung auch tatsächlich eingehalten werden könne, was bei der im Ausgangsverfahren in
Rede stehenden Verschmelzung nicht der Fall gewesen sei, da diese zwangsläufig den Untergang
der übertragenden Gesellschaft zur Folge gehabt habe.


15      In diesem Beschluss befasste sich das vorlegende Gericht außerdem von Amts wegen mit der
Frage,  ob  § 6a GrEStG unangewendet  bleiben müsse,  weil  die  mit  dieser  Vorschrift  gewährte
Steuervergünstigung als „staatliche Beihilfe“ im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV anzusehen sei
und damit gegebenenfalls ein Verstoß gegen die Mitteilungs- und die Stillhaltepflicht aus Art. 108
Abs. 3 AEUV festzustellen sei.


16      In diesem Zusammenhang wies das Bundesministerium der Finanzen (Deutschland), das dem beim
vorlegenden Gericht anhängigen Verfahren beigetreten ist,  darauf  hin,  dass die in § 6a GrEStG
vorgesehene Steuervergünstigung der Europäischen Kommission nicht mitgeteilt  worden sei und
diese somit in Bezug auf die Steuervergünstigung auch kein Prüfverfahren eingeleitet habe. Das
Ministerium hat jedoch unter Hinweis auf das Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom
7. November 2014, Autogrill  España/Kommission (T‑219/10, EU:T:2014:939),  geltend gemacht,
dass es sich bei der in Rede stehenden Vergünstigung nicht um eine „staatliche Beihilfe“ im Sinne
von Art. 107 Abs. 1 AEUV handele, da es nicht möglich sei, die begünstigten Unternehmen anhand
ihrer  spezifischen  Eigenarten  als  privilegierte  Gruppe  zu  kennzeichnen,  so  dass  die  in  dieser
Vorschrift aufgestellte Voraussetzung der Selektivität nicht erfüllt sei.


17      Unter diesen Umständen hat der Bundesfinanzhof beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem
Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen:
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Ist Art. 107 Abs. 1 AEUV dahin gehend auszulegen, dass eine nach dieser Vorschrift verbotene
Beihilfe  vorliegt,  wenn  nach  der  Regelung  eines  Mitgliedstaats  Grunderwerbsteuer  für  einen
steuerbaren Erwerb aufgrund einer  Umwandlung (Verschmelzung) nicht erhoben wird,  falls  am
Umwandlungsvorgang  bestimmte  Rechtsträger  (herrschendes  Unternehmen  und  eine  abhängige
Gesellschaft) beteiligt sind und die Beteiligung des herrschenden Unternehmens an der abhängigen
Gesellschaft in Höhe von 100 % innerhalb von fünf Jahren vor dem Rechtsvorgang und fünf Jahren
nach dem Rechtsvorgang besteht?


Zur Vorlagefrage


18       Mit  seiner  Frage  möchte  das  vorlegende  Gericht  wissen,  ob  Art.  107  Abs.  1  AEUV dahin
auszulegen ist, dass eine Steuervergünstigung wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende, die
darin besteht, dass der Übergang des Eigentums an einem Grundstück von der Grunderwerbsteuer
befreit  ist,  wenn  er  aufgrund  eines  Umwandlungsvorgangs  erfolgt,  an  dem  ausschließlich
Gesellschaften  desselben  Konzerns  beteiligt  sind,  die  während  eines  ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung
von  mindestens  95  %  miteinander  verbunden  sind,  die  in  dieser  Vorschrift  aufgestellte
Voraussetzung der Selektivität des betreffenden Vorteils erfüllt.


19       Nach  ständiger  Rechtsprechung  des  Gerichtshofs  verlangt  die  Einstufung  einer  nationalen
Maßnahme als „staatliche  Beihilfe“ im Sinne von Art.  107 Abs. 1  AEUV, dass  alle  folgenden
Voraussetzungen  erfüllt  sind.  Erstens  muss  es  sich  um  eine  staatliche  Maßnahme  oder  eine
Maßnahme  unter  Inanspruchnahme  staatlicher  Mittel  handeln.  Zweitens  muss  die  Maßnahme
geeignet sein,  den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. Drittens muss dem
Begünstigten durch sie ein selektiver Vorteil gewährt werden. Viertens muss sie den Wettbewerb
verfälschen oder zu verfälschen drohen (Urteil vom 21. Dezember 2016, Kommission/World Duty
Free Group u.  a., C‑20/15 P und C‑21/15 P, EU:C:2016:981, Rn. 53 sowie die dort angeführte
Rechtsprechung).


20      In Bezug auf die Voraussetzung der Selektivität des Vorteils, die ein Tatbestandsmerkmal  des
Begriffs der staatlichen Beihilfe im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV ist, muss zunächst geprüft
werden, ob die Steuervergünstigung des § 6a GrEStG, wie von der deutschen Regierung geltend
gemacht, von vornherein als „allgemeine Maßnahme“ anzusehen ist und daher nicht unter Art. 107
Abs. 1 AEUV fällt, weil sie die in dieser Vorschrift aufgestellte Voraussetzung der Selektivität nicht
erfüllt.


21      Insoweit ist insbesondere in Bezug auf nationale Maßnahmen, die einen Steuervorteil verschaffen,
darauf hinzuweisen, dass eine derartige Maßnahme, die zwar nicht mit der Übertragung staatlicher
Mittel verbunden ist, die Begünstigten aber finanziell besser stellt als die übrigen Steuerpflichtigen,
den Empfängern einen selektiven Vorteil verschaffen kann und daher eine staatliche Beihilfe im
Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellt (Urteil vom 21. Dezember 2016, Kommission/World
Duty Free Group u. a., C‑20/15 P und C‑21/15 P, EU:C:2016:981, Rn. 56 sowie die dort angeführte
Rechtsprechung).


22      In diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof auch entschieden, dass eine Voraussetzung für die
Anwendung oder den Erhalt einer steuerlichen Beihilfe den selektiven Charakter dieser Beihilfe
begründen kann, wenn sie dazu führt, dass zwischen Unternehmen, obwohl sie sich im Hinblick auf
das mit der in Rede stehenden Steuerregelung verfolgte Ziel in einer vergleichbaren tatsächlichen
und rechtlichen Situation befinden, unterschieden wird und sie daher eine Ungleichbehandlung der
Unternehmen bewirkt,  die  von dieser Regelung ausgeschlossen sind (Urteil  vom 21. Dezember
2016,  Kommission/World  Duty  Free  Group  u.  a.,  C‑20/15  P  und  C‑21/15  P,  EU:C:2016:981‚
Rn. 86).


23      Dagegen handelt es sich bei nationalen Maßnahmen, die unterschiedslos auf alle Unternehmen des
betreffenden Mitgliedstaats anwendbar sind, um allgemeine und damit nicht selektive Maßnahmen
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(vgl. in diesem Sinne Urteile vom 29. März 2012, 3M Italia, C‑417/10, EU:C:2012:184‚ Rn. 39,
und vom 21. Dezember 2016, Kommission/World Duty Free Group u. a., C‑20/15 P und C‑21/15 P,
EU:C:2016:981‚ Rn. 56 sowie die dort angeführte Rechtsprechung).


24      Der Umstand, dass nur die Steuerpflichtigen, die die Voraussetzungen für die Anwendung einer
Maßnahme erfüllen, diese in Anspruch nehmen können, kann als solcher dieser Maßnahme keinen
selektiven Charakter  verleihen  (Urteil  vom 21.  Dezember  2016,  Kommission/World Duty  Free
Group u. a., C‑20/15 P und C‑21/15 P, EU:C:2016:981, Rn. 59).


25      Für die Einstufung als „allgemeine Maßnahme“ ist jedoch irrelevant, dass die in Rede stehende
Maßnahme unabhängig von der Art der Tätigkeit der Unternehmen angewandt wird (vgl. in diesem
Sinne Urteil vom 21. Dezember 2016, Kommission/World Duty Free Group u. a., C‑20/15 P und
C‑21/15 P, EU:C:2016:981‚ Rn. 82 bis 84).


26      Die Feststellung, dass eine Maßnahme, mit der ein Vorteil gewährt wird, a priori selektiv ist, muss
nämlich  nicht  unbedingt  auf  eine  mit  dem  Tätigkeitsbereich  eines  Unternehmens
zusammenhängende  Voraussetzung  für  die  Gewährung  gestützt  werden,  sondern  kann  auch  an
andere  Voraussetzungen  anknüpfen,  etwa  an  die  Rechtsform  des  Unternehmens,  dem  diese
Vergünstigung zugutekommt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 10. Januar 2006, Cassa di Risparmio
di Firenze u. a., C‑222/04, EU:C:2006:8‚ Rn. 136).


27      Ebenso wenig kommt es für die Qualifikation als „allgemeine Maßnahme“ darauf an, dass eine
grundsätzlich oder  potenziell  allen Unternehmen offenstehende  Maßnahme es  nicht  ermöglicht,
eine  besondere  Gruppe  von  Unternehmen  zu  ermitteln,  die  als  einzige  von  dieser  Maßnahme
begünstigt werden und aufgrund spezifischer und gemeinsamer Eigenarten unterschieden werden
können (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 21. Dezember 2016, Kommission/World Duty Free Group
u. a., C‑20/15 P und C‑21/15 P, EU:C:2016:981‚ Rn. 69 bis 71).


28      Im vorliegenden Fall ergibt sich aus den dem Gerichtshof vorliegenden Akten, dass die Befreiung
von der Grunderwerbsteuer nach § 6a GrEStG durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom
22.  Dezember  2009  unter  der  Überschrift  „Steuervergünstigung  bei  Umstrukturierungen  im
Konzern“ als formal von § 1 Abs. 1 Nr. 3 sowie Abs. 2a und 3 GrEStG abweichende Maßnahme
eingeführt wurde.


29      Außerdem ergibt sich aus der Begründung des Gesetzentwurfs für diese Steuerbefreiung, dass
damit im Wesentlichen Umstrukturierungen von Unternehmen und insbesondere Umwandlungen,
bei denen Grundstücke von einer Gesellschaft auf eine andere übergehen, erleichtert werden sollten,
um  die  Wettbewerbsfähigkeit  dieser  Gesellschaften  während  der  Finanzkrise,  von  der  die
Bundesrepublik Deutschland seit 2008 betroffen war, zu stärken.


30       Ferner  ergibt  sich  aus  den  dem  Gerichtshof  vorliegenden  Akten,  dass  erst  im  Laufe  des
Gesetzgebungsverfahrens  beschlossen  wurde,  die  Gewährung  dieser  Steuervergünstigung  auf
bestimmte  Konzerne  zu  beschränken,  indem  der  ursprünglich  vorgeschlagene  Text  um  eine
zusätzliche  Anwendungsvoraussetzung  ergänzt  wurde,  wonach  an  der  Umwandlung  nur  ein
sogenanntes „beherrschendes“ Unternehmen und/oder eine oder mehrere sogenannte „abhängige“
Gesellschaften beteiligt sein dürfen, wobei Letztere als Gesellschaften definiert wurden, an deren
Gesellschaftsvermögen  ein  herrschendes  Unternehmen  während  eines  ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang zu mindestens 95 %
beteiligt ist.


31      Durch die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Steuerbefreiung werden nur die genannten
Konzerne begünstigt, die Umwandlungen vornehmen, während Gesellschaften, die nicht zu solchen
Konzernen gehören, selbst dann von diesem Vorteil ausgeschlossen sind, wenn sie die gleichen
Umwandlungen wie diese Konzerne vornehmen.
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32      Zwar ist die Regelungstechnik nicht entscheidend für die Feststellung, ob es sich um eine selektive
oder um eine allgemeine Maßnahme handelt, da, wie insbesondere aus Rn. 101 des Urteils vom
15.  November  2011,  Kommission  und  Spanien/Government  of  Gibraltar  und  Vereinigtes
Königreich (C‑106/09 P und C‑107/09 P, EU:C:2011:732),  hervorgeht,  selbst  eine nicht  formal
abweichende Maßnahme, die auf an sich allgemeinen Kriterien beruht, selektiv sein kann, wenn sie
faktisch zu einer unterschiedlichen Behandlung der Gesellschaften führt, die sich im Hinblick auf
das mit der betreffenden Steuerregelung verfolgte Ziel in einer vergleichbaren Situation befinden.


33       Die  verwendete  Regelungstechnik  ist  zwar  nicht  für  den  Nachweis  der  Selektivität  einer
steuerlichen Maßnahme ausschlaggebend, so dass nicht immer erforderlich ist, dass sie von einer
allgemeinen  Steuerregelung  abweicht.  Allerdings  ist  der  Umstand,  dass  sie  –  wie  die  im
Ausgangsverfahren in Rede stehende Maßnahme – einen solchen abweichenden Charakter aufweist,
für  den  Nachweis  der  Selektivität  relevant,  wenn  sich  daraus  ergibt,  dass  zwei  Gruppen  von
Wirtschaftsteilnehmern voneinander unterschieden und a priori unterschiedlich behandelt werden –
und zwar diejenigen, die unter die abweichende Maßnahme fallen, und diejenigen, die weiterhin
unter die allgemeine Steuerregelung fallen –, obwohl sich diese beiden Gruppen im Hinblick auf
das  mit  der  Regelung  verfolgte  Ziel  in  einer  vergleichbaren  Situation  befinden  (Urteile  vom
21.  Dezember  2016,  Kommission/World  Duty  Free  Group  u.  a.,  C‑20/15  P  und  C‑21/16  P,
EU:C:2016:981, Rn. 77, sowie vom 28. Juni 2018, Andres [Insolvenzverwalter über das Vermögen
der Heitkamp BauHolding]/Kommission, C‑203/16 P, EU:C:2018:505, Rn. 93).


34      Daraus folgt, dass allein durch das in Rn. 20 des vorliegenden Urteils wiedergegebene Vorbringen
der  deutschen  Regierung  nicht  belegt  werden  kann,  dass  die  im  Ausgangsverfahren  in  Rede
stehende Maßnahme nicht unter Art. 107 Abs. 1 AEUV fällt.


35      Nach ständiger  Rechtsprechung  des Gerichtshofs  verlangt  die  Beurteilung des  Merkmals der
Selektivität des Vorteils, das zum Begriff der „staatlichen Beihilfe“ im Sinne von Art. 107 Abs. 1
AEUV  gehört,  zunächst  die  Feststellung,  ob  eine  nationale  Maßnahme  im  Rahmen  einer
bestimmten rechtlichen Regelung geeignet ist, „bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige“
gegenüber anderen Unternehmen oder Produktionszweigen zu begünstigen, die sich im Hinblick
auf  das  mit  der  betreffenden  Regelung  verfolgte  Ziel  in  vergleichbaren  tatsächlichen  und
rechtlichen  Situationen  befinden  und  somit  eine  unterschiedliche  Behandlung  erfahren,  die  im
Wesentlichen  als  diskriminierend  eingestuft  werden  kann  (Urteil  vom  21.  Dezember  2016,
Kommission/World Duty Free Group u. a., C‑20/15 P und C‑21/15 P, EU:C:2016:981, Rn. 54 und
die dort angeführte Rechtsprechung).


36       Im  Zusammenhang  mit  steuerlichen  Maßnahmen  muss  für  die  Einstufung  einer  nationalen
steuerlichen Maßnahme als „selektiv“ in einem ersten Schritt die in dem betreffenden Mitgliedstaat
geltende allgemeine oder „normale“ Steuerregelung ermittelt und in einem zweiten Schritt dargetan
werden,  dass  die  in  Rede  stehende  steuerliche  Maßnahme  vom  allgemeinen  System  insoweit
abweicht, als sie Unterscheidungen zwischen Wirtschaftsteilnehmern einführt, die sich im Hinblick
auf  das  mit  dieser  allgemeinen  Regelung  verfolgte  Ziel  in  vergleichbaren  tatsächlichen  und
rechtlichen  Situationen  befinden  (vgl.  in  diesem  Sinne  Urteil  vom  21.  Dezember  2016,
Kommission/World Duty Free Group u. a., C‑20/15 P und C‑21/15 P, EU:C:2016:981, Rn. 57).


37      Im vorliegenden Fall ist zunächst festzustellen, dass, wie sich aus der Darstellung des nationalen
Rechts in der Vorlageentscheidung ergibt, der Bezugsrahmen, anhand dessen die Vergleichbarkeit
zu prüfen ist, durch die deutschen Rechtsvorschriften über die Grunderwerbsteuer gebildet wird, die
in ihrer Gesamtheit den Steuergegenstand und den Steuerentstehungstatbestand festlegen.


38      Sodann stellt  sich  die  Frage,  ob  der  durch § 6a  GrEStG gewährte  Steuervorteil  –  da  er auf
Umwandlungsvorgänge  beschränkt  ist,  an  denen  ausschließlich  Gesellschaften  eines  Konzerns


CURIA - Dokumente http://curia.europa.eu/juris/document/document_print.jsf?docid=2093...


7 von 11 14.02.2020, 17:51TRIAL MODE − a valid license will remove this message. See the keywords property of this PDF for more information.







beteiligt sind, die während eines ununterbrochenen Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf
Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens 95 % miteinander verbunden
sind –, Wirtschaftsteilnehmer unterschiedlich behandelt, die sich im Hinblick auf das mit der im
Ausgangsverfahren  fraglichen  allgemeinen  Steuerregelung  verfolgte  Ziel  in  vergleichbaren
tatsächlichen und rechtlichen Situationen befinden, da Gesellschaften, die solche Umwandlungen
vornehmen, ohne durch solche Beteiligungen miteinander verbunden zu sein, von dieser Befreiung
ausgeschlossen sind.


39       Hierzu  ergibt  sich  aus  der  Vorlageentscheidung,  dass  das  mit  der  Regelung  über  die
Grunderwerbsteuer verfolgte Ziel darin besteht, jeden Rechtsträgerwechsel an einem Grundstück zu
besteuern oder,  mit anderen Worten, jede zivilrechtliche Übertragung von Grundstückseigentum
durch eine natürliche oder juristische Person auf eine andere natürliche oder juristische Person zu
besteuern.


40      Dieses Ziel wird im Übrigen auch ausdrücklich in der Begründung des Gesetzentwurfs, aus dem
§ 6a GrEStG hervorgegangen ist, erwähnt. Darin wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die
betreffende  Steuerbefreiung  zur  Vermeidung  willkürlicher  Vorteile  auf  Umwandlungen  von
Unternehmen zu beschränken ist, da diese Vorgänge, anders als andere Arten der Umstrukturierung
von  Unternehmen,  im  Sinne  des  GrEStG zu  einem Rechtsträgerwechsel  an  einem Grundstück
führen.


41      § 6a GrEStG befreit seinem Wortlaut nach bestimmte normalerweise gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3,
Abs. 2a und Abs. 3 GrEStG steuerbare Vorgänge ausdrücklich von der Steuer. Auch angesichts
dieses Wortlauts ist  festzustellen,  dass  die  Prüfung der  Vergleichbarkeit  –  im Sinne des  in  der
Rechtsprechung aufgestellten Grundsatzes (siehe oben, Rn. 35) –  im Hinblick auf das Ziel  der
Besteuerung  jeden  Eigentümerwechsels  an  Grundstücken  vorzunehmen  ist,  wie  auch  das
vorlegende Gericht nahelegt. Dieses Ziel wird allgemein mit der im Ausgangsverfahren in Rede
stehenden Regelung über die Grunderwerbsteuer und insbesondere mit den Bestimmungen in § 1
GrEStG verfolgt, die den Steuergegenstand und den Steuerentstehungstatbestand festlegen und die,
wie in Rn. 37 des vorliegenden Urteils ausgeführt wurde, den Bezugsrahmen bilden, anhand dessen
diese Prüfung der Vergleichbarkeit vorzunehmen ist.


42       §  6a  GrEStG führt  offenkundig  zu  einer  Unterscheidung  zwischen  Gesellschaften,  die  eine
Umwandlung innerhalb eines Konzerns wie dem in dieser Vorschrift genannten vornehmen und die
im  Ausgangsverfahren  in  Rede  stehende  Steuerbefreiung  in  Anspruch  nehmen  können,  und
Gesellschaften, die die gleiche Umwandlung vornehmen, aber keinem solchen Konzern angehören
und von dieser Befreiung ausgeschlossen sind, obwohl sich die einen wie die anderen im Hinblick
auf  das  mit  dieser  Steuer  verfolgte  Ziel,  nämlich  den  zivilrechtlichen  Eigentümerwechsel  zu
besteuern, bei dem die entsprechenden Rechte von einer natürlichen oder juristischen Person auf
eine  andere  übertragen  werden,  in  vergleichbaren  tatsächlichen  und  rechtlichen  Situationen
befinden.


43      Im Übrigen wird die Wirkung der Unterscheidung, die sich somit aus der Voraussetzung ergibt,
dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich Gesellschaften desselben Konzerns beteiligt sein
dürfen, die durch eine Beteiligung von mindestens 95 % miteinander verbunden sind, noch verstärkt
durch das sich ebenfalls aus dieser Voraussetzung ergebende Erfordernis, wonach diese Beteiligung
während  eines  ununterbrochenen  Mindestzeitraums von  fünf  Jahren  vor  und  fünf  Jahren  nach
diesem Vorgang bestehen muss.


44      Sodann ist jedoch daran zu erinnern, dass nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der
Begriff  „staatliche  Beihilfe“  nicht  die  Maßnahmen  erfasst,  die  eine  Unterscheidung  zwischen
Unternehmen  einführen,  die  sich  im  Hinblick  auf  das  von  der  in  Rede  stehenden  rechtlichen
Regelung verfolgte Ziel in einer vergleichbaren tatsächlichen und rechtlichen Situation befinden,
und damit a priori selektiv sind, wenn der betreffende Mitgliedstaat nachweisen kann, dass diese
Unterscheidung gerechtfertigt ist, weil sie sich aus der Natur oder dem Aufbau des Systems ergibt,
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in das sich die Maßnahmen einfügen (Urteil vom 21. Dezember 2016, Kommission/World Duty
Free  Group u.  a.,  C‑20/15  P  und  C‑21/15  P,  EU:C:2016:981,  Rn.  58 und die  dort  angeführte
Rechtsprechung).


45      Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass durch die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG, wie das
vorlegende  Gericht  nahelegt  und wie  auch  in  den beim Gerichtshof  eingereichten schriftlichen
Erklärungen sowie während der Erörterungen in der mündlichen Verhandlung bestätigt wurde, einer
übermäßigen Besteuerung entgegengewirkt werden soll.


46       Die  Besteuerung  der  Übertragung  von  Grundstücken  aufgrund  von  Umwandlungsvorgängen
innerhalb eines Konzerns,  der  sich durch einen besonders  hohen Grad an Beteiligung, nämlich
mindestens 95 %, auszeichnet, wird als übermäßig angesehen, weil nach § 1 Abs. 2a und Abs. 3
GrEStG die Übertragung des betreffenden Grundstücks grundsätzlich bereits „eingangs“ besteuert
wird, d. h. zu dem Zeitpunkt, zu dem die Gesellschaft, die Eigentümerin dieses Grundstücks ist, in
einem solchen Konzern aufgeht.  Würde später die Übertragung des Grundstücks aufgrund einer
konzerninternen  Umwandlung,  insbesondere,  wie  im  vorliegenden  Fall,  infolge  einer
Verschmelzung  durch  Aufnahme  der  100%igen  Tochtergesellschaft,  die  Eigentümerin  des
Grundstücks  ist,  erneut  besteuert,  ergäbe  sich  eine  Doppelbesteuerung  derselben
Grundstücksübertragung, nämlich ein erstes Mal bei der Eigentumsübertragung, die dem Erwerb
von  mindestens  95  %  des  Gesellschaftsvermögens  der  abhängigen  Gesellschaft  durch  das
beherrschende  Unternehmen  entspricht,  und  ein  zweites  Mal  bei  der  Umwandlung,  die  im
vorliegenden Fall in der Verschmelzung im Wege der Aufnahme der abhängigen Gesellschaft durch
das beherrschende Unternehmen besteht.


47       Dagegen  ist  eine  solche  Doppelbesteuerung,  wie  der  Generalanwalt  in  Nr.  175  seiner
Schlussanträge ausgeführt hat, in Fällen einer Umwandlung, an der zwei durch eine Beteiligung von
weniger als 95 % miteinander verbundene Gesellschaften beteiligt sind, ausgeschlossen. Denn dann
ist der Erwerb durch das beherrschende Unternehmen, das eine Beteiligung von weniger als 95 %
des Gesellschaftsvermögens der abhängigen Gesellschaft hält, nicht nach § 1 Abs. 2a und Abs. 3
GrEStG  steuerpflichtig,  während  der  spätere  Umwandlungsvorgang  zwischen  den  beiden
Gesellschaften nicht nach § 6a GrEStG befreit wäre.


48      Eine Maßnahme, die eine Ausnahme von der Anwendung des allgemeinen Steuersystems darstellt,
kann durch die Natur oder den allgemeinen Aufbau des Steuersystems gerechtfertigt werden, wenn
der  betreffende  Mitgliedstaat  nachweisen  kann,  dass  sie  unmittelbar  auf  den  Grund-  oder
Leitprinzipien seines Steuersystems beruht. Insoweit ist zu unterscheiden zwischen den mit einer
bestimmten Steuerregelung verfolgten Zielen, die außerhalb dieser Regelung liegen, und den dem
Steuersystem selbst  inhärenten Mechanismen,  die  zur  Erreichung dieser  Ziele erforderlich  sind
(Urteil vom 6. September 2006, Portugal/Kommission, C‑88/03, EU:C:2006:511, Rn. 81).


49      Der  Gerichtshof  hat  in  seiner Rechtsprechung anerkannt,  dass  dem betreffenden allgemeinen
Steuersystem inhärente Zwecke ein a priori selektives Steuersystem rechtfertigen können (vgl. in
diesem Sinne Urteile vom 29. April 2004, GIL Insurance u. a., C‑308/01, EU:C:2004:252‚ Rn. 74
bis 76, sowie vom 8. September 2011, Paint Graphos u. a., C‑78/08 bis C‑80/08, EU:C:2011:550‚
Rn. 64 bis 76).


50       Im  vorliegenden  Fall  kann  das  mit  dem  ordnungsgemäßen  Funktionieren  des  fraglichen
allgemeinen  Steuersystems  zusammenhängende  Ziel,  eine  doppelte  und  damit  übermäßige
Besteuerung zu vermeiden, somit rechtfertigen, dass die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG auf
Umwandlungsvorgänge  zwischen  Gesellschaften  beschränkt  wird,  die  während  eines
ununterbrochenen Mindestzeitraums von fünf  Jahren vor  und fünf Jahren nach diesem Vorgang
durch eine Beteiligung von mindestens 95 % miteinander verbunden sind.


51      Wie das vorlegende Gericht ausgeführt hat, erscheint das Erfordernis der Mindesthaltedauer einer
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solchen  Beteiligung  durch  die  Absicht  gerechtfertigt,  ungewollte  Mitnahmeeffekte  und  damit
Missbrauch zu verhindern, indem vermieden wird, dass Beteiligungsverhältnisse in dieser Höhe, die
nach Abschluss der Umwandlung wieder beendet würden, nur für kurze Zeit geschaffen werden,
um in den Genuss der Steuerbefreiung zu gelangen. Die Verhinderung von Missbrauch kann durch
das Wesen oder den Aufbau des betreffenden Systems gerechtfertigt sein (vgl. entsprechend Urteil
des Gerichtshofs vom 29. April 2004, GIL Insurance u. a., C‑308/01, EU:C:2004:252‚ Rn. 74).


52      Selbst wenn diese Befreiung also zwischen Unternehmen unterscheidet, die sich im Hinblick auf
das mit der in Rede stehenden Rechtsvorschrift verfolgte Ziel in vergleichbaren tatsächlichen und
rechtlichen  Situationen  befinden,  ist  diese  Unterscheidung  gerechtfertigt,  da  durch  sie  eine
Doppelbesteuerung vermieden werden soll und sie sich insoweit aus der Natur oder dem Aufbau
des Systems ergibt, in das sie sich einfügt.


53      Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 107 Abs. 1 AEUV dahin auszulegen
ist,  dass  eine  Steuervergünstigung  wie  die  im  Ausgangsverfahren  in  Rede  stehende,  die  darin
besteht, dass der Übergang des Eigentums an einem Grundstück von der Grunderwerbsteuer befreit
ist, wenn er aufgrund eines Umwandlungsvorgangs erfolgt, an dem ausschließlich Gesellschaften
desselben Konzerns beteiligt sind, die während eines ununterbrochenen Mindestzeitraums von fünf
Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens 95 %
miteinander verbunden sind, die in dieser Vorschrift aufgestellte Voraussetzung der Selektivität des
betreffenden Vorteils nicht erfüllt.


Kosten


54      Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem
vorlegenden  Gericht  anhängigen  Rechtsstreit;  die  Kostenentscheidung  ist  daher  Sache  dieses
Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof
sind nicht erstattungsfähig.


Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) für Recht erkannt:


Art.  107  Abs.  1  AEUV  ist  dahin  auszulegen,  dass  eine  Steuervergünstigung  wie  die  im
Ausgangsverfahren in Rede stehende, die darin besteht, dass der Übergang des Eigentums an
einem  Grundstück  von  der  Grunderwerbsteuer  befreit  ist,  wenn  er  aufgrund  eines
Umwandlungsvorgangs  erfolgt,  an  dem  ausschließlich  Gesellschaften  desselben  Konzerns
beteiligt sind, die während eines ununterbrochenen Mindestzeitraums von fünf Jahren vor
und  fünf  Jahren  nach  diesem  Vorgang  durch  eine  Beteiligung  von  mindestens  95  %
miteinander  verbunden  sind,  die  in  dieser  Vorschrift  aufgestellte  Voraussetzung  der
Selektivität des betreffenden Vorteils nicht erfüllt.


Lenaerts Silva de Lapuerta Bonichot


Arabadjiev Prechal Vilaras


Biltgen Jürimäe Lycourgos


Ilešič Malenovský Levits
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Bay Larsen Fernlund Rodin


Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 19. Dezember 2018.


Der Kanzler Der Präsident


A. Calot Escobar K. Lenaerts


* Verfahrenssprache: Deutsch.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 21.8.2019, II R 15/19 (II R 50/13)
ECLI:DE:BFH:2019:U.210819.IIR15.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


1. § 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind. Unerheblich ist, ob die Beteiligung an
der abhängigen Gesellschaft im Privat- oder im Betriebsvermögen gehalten wird.
2. Die Vorschrift erfasst auch den Fall, dass eine abhängige Gesellschaft auf eine natürliche Person als herrschendes
Unternehmen verschmolzen wird.
3. Die in § 6a Satz 4 GrEStG genannten Fristen müssen nur insoweit eingehalten werden, als sie aufgrund eines
begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten werden können.
4. Bei der Verschmelzung einer abhängigen Gesellschaft auf ein herrschendes Unternehmen muss das herrschende
Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor der Verschmelzung zu mindestens 95 % an der verschmolzenen abhängigen
Gesellschaft ununterbrochen beteiligt gewesen sein (Vorbehaltensfrist). Die Frist von fünf Jahren nach dem
Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist) muss in Bezug auf die verschmolzene abhängige Gesellschaft nicht eingehalten
werden, weil sie aufgrund der Verschmelzung nicht eingehalten werden kann.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 15.11.2013 - 8 K 1507/11 GrE und die
Einspruchsentscheidung des Beklagten vom 25.03.2011 sowie die Grunderwerbsteuerbescheide vom 01.03.2011,
19.07.2012 und 27.11.2014 aufgehoben.
Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist Einzelkauffrau mit dem Rechtsformzusatz "eingetragene Kauffrau".
Sie war seit 2002 Alleingesellschafterin einer GmbH, zu deren Vermögen inländische Grundstücke gehörten. Mit
Vertrag vom 26.08.2010 übertrug die GmbH ihr Vermögen als Ganzes im Wege der Verschmelzung durch Aufnahme
auf die Klägerin. Die Verschmelzung wurde am 14.09.2010 in das Handelsregister eingetragen.


2 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) setzte gegen die Klägerin auf der Grundlage gesondert
festgestellter Grundbesitzwerte durch Bescheid vom 01.03.2011 Grunderwerbsteuer in Höhe von 5.197 EUR fest. Der
Einspruch, mit dem die Klägerin die Steuerbefreiung nach § 6a des Grunderwerbsteuergesetzes in der für 2010
geltenden Fassung (GrEStG) begehrte, blieb erfolglos.


3 Dagegen erhob die Klägerin Klage vor dem Finanzgericht (FG). Während des Klageverfahrens setzte das FA die
Grunderwerbsteuer durch Bescheid vom 19.07.2012 auf 7.105 EUR herauf. Das FG sah die
Befreiungsvoraussetzungen des § 6a GrEStG nicht als erfüllt an, weil die Klägerin im Verhältnis zur GmbH kein
herrschendes Unternehmen sei. Die Anteile an der GmbH hätten nicht zum Betriebsvermögen des Einzelunternehmens
der Klägerin, sondern zu deren Privatvermögen gehört. Das Urteil ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG)
2014, 306 veröffentlicht.


4 Mit der Revision rügt die Klägerin die Verletzung des § 6a GrEStG. Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung seien in
ihrer Person erfüllt.


5 Das FA erließ während des Revisionsverfahrens den Änderungsbescheid vom 27.11.2014 und erklärte die Festsetzung
der Grunderwerbsteuer gemäß § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 der Abgabenordnung für vorläufig.


6 Die Klägerin beantragt, die Vorentscheidung, die Einspruchsentscheidung vom 25.03.2011 sowie die
Grunderwerbsteuerbescheide vom 01.03.2011, 19.07.2012 und 27.11.2014 aufzuheben.


7 Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


8 Das Bundesministerium der Finanzen ist nach § 122 Abs. 2 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) dem Verfahren
beigetreten. Es stellt keinen Antrag.
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9 Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 18.07.2017 - II R 50/13 im Hinblick auf das
Vorabentscheidungsersuchen vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) ausgesetzt. Das
Verfahren wird nach Ergehen des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) im Verfahren A-Brauerei
vom 19.12.2018 - C-374/17 (EU:C:2018:1024) fortgeführt.


Entscheidungsgründe


II.


10 Das FG-Urteil ist aus verfahrensrechtlichen Gründen aufzuheben. Während des Revisionsverfahrens hat sich der
Verfahrensgegenstand, über dessen Rechtmäßigkeit das FG zu entscheiden hatte, geändert (§ 127 FGO). An die
Stelle des Grunderwerbsteuerbescheids vom 19.07.2012, über den das FG entschieden hat, ist während des
Revisionsverfahrens der Änderungsbescheid vom 27.11.2014 getreten und nach § 121 Satz 1 i.V.m. § 68 Satz 1 FGO
Gegenstand des Verfahrens geworden. Das angefochtene Urteil ist daher gegenstandslos und aufzuheben (Urteil des
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 26.06.2019 - II R 58/15, BFH/NV 2019, 1222, Rz 10).


11 Einer Zurückverweisung der Sache an das FG nach § 127 FGO bedarf es insoweit nicht, da sich aufgrund des
Änderungsbescheids an den zwischen den Beteiligten streitigen Punkten nichts geändert hat (BFH-Urteil in BFH/NV
2019, 1222, Rz 11). Die vom FG getroffenen tatsächlichen Feststellungen bilden nach wie vor die Grundlage für die
Entscheidung des BFH; sie fallen durch die Aufhebung des finanzgerichtlichen Urteils nicht weg, da das
finanzgerichtliche Urteil nicht an einem Verfahrensmangel leidet (BFH-Urteil in BFH/NV 2019, 1222, Rz 11, m.w.N.).


III.


12 Die Sache ist spruchreif. Die Klage ist begründet. Der Grunderwerbsteuerbescheid vom 27.11.2014 und die
vorhergehenden Bescheide vom 01.03.2011 sowie vom 19.07.2012 sind rechtswidrig und verletzen die Klägerin in
ihren Rechten. § 6a GrEStG erfasst auch den kraft Verschmelzung bewirkten Rechtsübergang der Grundstücke der
GmbH auf die Klägerin.


13 1. Der durch die Verschmelzung bewirkte Übergang des Eigentums an den Grundstücken der GmbH auf die Klägerin
unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Es handelte sich um gesetzliche
Eigentumswechsel, bei denen kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen
war und es auch keiner Auflassung bedurfte.


14 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG sind erfüllt.


15 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG steuerbaren
Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) die
Steuer nicht erhoben. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung,
Abspaltung und Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer
setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder
mehrere von diesem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften beteiligt sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine
Gesellschaft, an deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren
vor dem Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar,
teils mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


16 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) dar (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024).
Die Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die bei einem
Rechtsträgerwechsel anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des
Systems der Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt
unabhängig davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine doppelte Besteuerung innerhalb des
Konzerns vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell einer im System angelegten,
möglichen übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines Konzerns entgegenwirkt.


17 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.
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18 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des Umsatzsteuergesetzes beschränkt
(BFH-Beschluss vom 25.11.2015 - II R 63/14, BFHE 251, 509, BStBl II 2016, 170, Rz 12 ff., m.w.N.). Vielmehr gilt die
Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind
(vgl. BFH-Beschluss vom 30.05.2017 - II R 62/14, BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29).


19 aa) Der weite Anwendungsbereich betrifft auch die Rechtsform des Unternehmens. Zwar spricht der Wortlaut der
Vorschrift von einem herrschenden "Unternehmen" und von diesem abhängigen "Gesellschaften". Daraus lässt sich
aber z.B. nicht der Schluss ziehen, dass das herrschende Unternehmen in einer bestimmten Rechtsform organisiert
sein muss. Herrschendes Unternehmen können folglich auch Einzelunternehmen, Personen- und
Kapitalgesellschaften sowie natürliche und juristische Personen sein, die wirtschaftlich tätig sind (BFH-Beschluss in
BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29; Viskorf in Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 85).


20 bb) Aus dem Begriff "Unternehmen" lässt sich nicht herleiten, dass für die Anwendung des § 6a GrEStG die
Beteiligung an den abhängigen Gesellschaften im Betriebsvermögen gehalten werden müsste. Eine solche
Anknüpfung an bilanzielle oder ertragsteuerrechtliche Begriffe ist der Grunderwerbsteuer als Verkehrsteuer fremd. So
entsteht die Grunderwerbsteuer aufgrund der in § 6a Satz 1 GrEStG geregelten Erwerbstatbestände unabhängig
davon, ob die jeweilige Beteiligung im Betriebs- oder Privatvermögen gehalten wird. Die Steuerbefreiung nach § 6a
GrEStG von der Vermögenszugehörigkeit abhängig zu machen, findet im Gesetz keinen Anhaltspunkt. § 6a GrEStG
ist folglich auch anwendbar, wenn die Beteiligung im Privatvermögen einer natürlichen Person gehalten wird (Viskorf
in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 85; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl., § 6a Rz 44; a.A. gleich
lautende Erlasse in BStBl I 2012, 662, Tz. 2.2).


21 cc) Dies gilt selbst dann, wenn --wie § 3 Abs. 2 Nr. 2 UmwG es ausdrücklich vorsieht-- eine Kapitalgesellschaft auf
ihren Alleingesellschafter verschmolzen wird und dieser das Vermögen der Gesellschaft als Gesamtrechtsnachfolger
übernimmt. Der Alleingesellschafter einer Kapitalgesellschaft kann herrschendes Unternehmen i.S. des § 6a GrEStG
sein. Er ist über seine Beteiligung an der Gesellschaft wirtschaftlich tätig. Eine Einschränkung des Tatbestands
dahingehend, dass nur bestimmte Verschmelzungsvorgänge von § 6a GrEStG erfasst sein sollen, ist der Vorschrift
nicht zu entnehmen. § 6a Satz 1 GrEStG erfasst alle Umwandlungen i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG, folglich
auch Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwG). Welche Rechtsträger verschmelzungsfähig sind, regelt § 3 UmwG.
Natürliche Personen können nur als Alleingesellschafter einer Kapitalgesellschaft deren Vermögen übernehmen. Eine
Verschmelzung von einer natürlichen Person auf einen anderen Rechtsträger sieht § 3 UmwG nicht vor. Hätte der
Gesetzgeber bestimmte, nach dem UmwG zulässige Verschmelzungen vom Anwendungsbereich des § 6a GrEStG
ausnehmen wollen, hätte dies im Wortlaut des § 6a GrEStG einen Anklang finden müssen.


22 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.


23 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


24 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.


25 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).


26 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in BStBl
I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 nicht
nach § 6a GrEStG begünstigt.
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27 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


28 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


29 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


30 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 105; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 70; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 11. Aufl.,
§ 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/ Wachter,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/Tyarks, Betriebs-Berater --BB--
2010, 87, 91; Schaflitzl/ Stadler, Der Betrieb 2010, 185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015;
Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Die Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2012, 649, 654;
Wischott/Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013, 780, 790; Gsödl/ Keller/Petersen, Ubg 2016, 208, 212;
Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200). Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch für die
Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a
Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/Wachter, a.a.O., § 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16;
Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-Recht 2016, 60).


31 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.


32 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


33 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.


34 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG
steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht
erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 2 ff. UmwG),
die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von Vermögen zur
Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte Umwandlungsfälle in die
Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung, horizontal auf eine
Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen wird, sondern
begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein herrschendes
Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


35 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
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Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugutekommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


36 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


37 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


38 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.


39 f) Nach diesen Grundsätzen ist Grunderwerbsteuer im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu erheben. Die
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt.


40 aa) Die Klägerin ist "herrschendes Unternehmen" i.S. des § 6a GrEStG, denn dieser Begriff erfasst alle Rechtsträger
i.S. des Grunderwerbsteuerrechts und gilt selbst für natürliche Personen, die die Beteiligung an der abhängigen
Gesellschaft im Privatvermögen halten und über die Beteiligung am Markt wirtschaftlich tätig sind.


41 bb) § 6a Satz 4 GrEStG schließt die Steuerbegünstigung im Streitfall nicht aus. An dem Umwandlungsvorgang sind
--wie § 6a Satz 3 GrEStG voraussetzt-- ausschließlich die Klägerin als herrschendes Unternehmen und die GmbH als
abhängige Gesellschaft beteiligt. Die Klägerin war vor dem Umwandlungsvorgang mehr als fünf Jahre zu 100 % an
der GmbH beteiligt. Unerheblich ist, dass die Klägerin nach dem Umwandlungsvorgang nicht an der GmbH beteiligt
blieb, weil die GmbH aufgrund der Verschmelzung erloschen ist. Die Nichteinhaltung der Nachbehaltensfrist beruht
auf umwandlungsbedingten Gründen.


42 cc) Ebenso unerheblich für die Anwendung des § 6a GrEStG ist der Umstand, dass durch den Umwandlungsvorgang
das Abhängigkeitsverhältnis zwischen der Klägerin und der GmbH beendet wurde. Eine Einschränkung dahingehend,
dass solche Umwandlungsvorgänge aus dem Anwendungsbereich des § 6a GrEStG herausfallen, lässt sich --wie
ausgeführt-- weder dem Wortlaut noch dem Zweck der Norm entnehmen.


43 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 21.8.2019, II R 16/19 (II R 36/14)
ECLI:DE:BFH:2019:U.210819.IIR16.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


1. § 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind.
2. Die Vorschrift erfasst auch den Fall, dass eine abhängige Gesellschaft durch Ausgliederung aus einem herrschenden
Unternehmen neu entsteht.
3. Die in § 6a Satz 4 GrEStG genannten Fristen müssen nur insoweit eingehalten werden, als sie aufgrund eines
begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten werden können.
4. Bei der Ausgliederung zur Neugründung muss das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren nach der
Ausgliederung zu mindestens 95 % an der neu gegründeten Gesellschaft beteiligt bleiben (Nachbehaltensfrist). Die
Vorbehaltensfrist muss in Bezug auf die neu gegründete Gesellschaft nicht eingehalten werden, weil sie aufgrund der
Ausgliederung nicht eingehalten werden kann.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf vom 07.05.2014 - 7 K 281/14 GE wird als
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine GmbH, ist aufgrund Ausgliederungsvertrag vom 27.06.2012 durch
Ausgliederung zur Neugründung gemäß § 123 Abs. 3 Nr. 2 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) aus der S-GmbH
hervorgegangen und wurde am 31.08.2012 in das Handelsregister eingetragen. Alleinige Gesellschafterin der Klägerin
wurde die S-GmbH. Zu dem auf die Klägerin ausgegliederten Vermögen gehörten mehrere Grundstücke.


2 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) setzte gegen die Klägerin durch zuletzt ergangenen
Änderungsbescheid vom 21.10.2013 Grunderwerbsteuer in Höhe von 22.325 EUR fest. Bemessungsgrundlage waren
die für die Grundstücke der Klägerin festgestellten Grundbesitzwerte in Höhe von insgesamt 446.500 EUR. Der
Einspruch, mit dem die Klägerin die Steuervergünstigung nach § 6a des Grunderwerbsteuergesetzes in der für 2012
geltenden Fassung (GrEStG) begehrte, hatte keinen Erfolg.


3 Das Finanzgericht (FG) sah die Voraussetzungen des § 6a GrEStG als erfüllt an und gab der auf Aufhebung des
Grunderwerbsteuerbescheids gerichteten Klage statt. Zwar sei für die erst aufgrund der Ausgliederung entstandene
Klägerin die Vorbehaltensfrist des § 6a Satz 4 GrEStG nicht gewahrt. Bei einer Ausgliederung zur Neugründung sei
aber die in § 6a Satz 4 GrEStG normierte Vorbehaltensfrist wegen ihrer auf Missbrauchsverhinderung gerichteten
Zielsetzung einschränkend auszulegen. Das Urteil des FG ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2014, 1424
veröffentlicht.


4 Mit der Revision rügt das FA die Verletzung des § 6a GrEStG. § 6a Satz 4 GrEStG sei schon aufgrund seines
Lenkungscharakters keiner teleologischen Reduktion zugänglich. Da diese Vorschrift ausschließlich auf die zeitliche
Dauer der Beteiligung des herrschenden Unternehmens an der abhängigen Gesellschaft abstelle, komme es auf den
Verbleib des Grundstücks im Konzern nicht an.


5 Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


6 Die Klägerin beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


7 Das Bundesministerium der Finanzen ist nach § 122 Abs. 2 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) dem Verfahren
beigetreten. Es stellt keinen Antrag.


8 Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 18.07.2017 - II R 36/14 im Hinblick auf das
Vorabentscheidungsersuchen vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) ausgesetzt. Das
Verfahren wird nach Ergehen des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) im Verfahren A-Brauerei
vom 19.12.2018 - C-374/17 (EU:C:2018:1024) fortgeführt.
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Entscheidungsgründe


II.


9 Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Das FG hat zutreffend entschieden,
dass die Voraussetzungen des § 6a GrEStG im Streitfall erfüllt sind.


10 1. Der durch die Ausgliederung bewirkte Übergang des Eigentums an den Grundstücken auf die Klägerin unterliegt
nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Es handelt sich um gesetzliche Eigentumswechsel, bei
denen kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen war und es auch keiner
Auflassung bedurfte.


11 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG sind erfüllt.


12 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG steuerbaren
Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht erhoben. § 1
Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung, Abspaltung und
Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer setzt voraus,
dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem
herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen
abhängige Gesellschaften beteiligt sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine Gesellschaft, an
deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor dem
Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar, teils
mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


13 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union dar (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024). Die
Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die bei einem Rechtsträgerwechsel
anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des Systems der
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt unabhängig
davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine doppelte Besteuerung innerhalb des Konzerns
vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell einer im System angelegten, möglichen
übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines Konzerns entgegenwirkt.


14 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.


15 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des Umsatzsteuergesetzes beschränkt
(Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 25.11.2015 - II R 63/14, BFHE 251, 509, BStBl II 2016, 170, Rz 12 ff.,
m.w.N.). Vielmehr gilt die Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG,
die wirtschaftlich tätig sind (vgl. BFH-Beschluss in BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29).


16 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.


17 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


18 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.
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19 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).


20 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in BStBl
I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662,
nicht nach § 6a GrEStG begünstigt.


21 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


22 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


23 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


24 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 105; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl.,
§ 6a Rz 70; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 11. Aufl., § 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/Wachter, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der
Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/ Tyarks, Betriebs-Berater --BB-- 2010, 87, 91; Schaflitzl/Stadler, Der Betrieb 2010,
185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015; Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Die
Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2012, 649, 654; Wischott/ Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013,
780, 790; Gsödl/Keller/Petersen, Ubg 2016, 208, 212; Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200).
Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch für die Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/Wachter, a.a.O.,
§ 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16; Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-
Recht 2016, 60).


25 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.


26 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


27 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.
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28 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG
steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht
erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 2 ff. UmwG),
die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von Vermögen zur
Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte Umwandlungsfälle in die
Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung, horizontal auf eine
Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen wird, sondern
begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein herrschendes
Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


29 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugutekommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


30 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


31 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


32 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.


33 f) Nach diesen Grundsätzen ist Grunderwerbsteuer im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu erheben. Die
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt.


34 aa) An dem Umwandlungsvorgang sind --wie § 6a Satz 3 GrEStG voraussetzt-- ausschließlich die S-GmbH als
herrschendes Unternehmen und die Klägerin als abhängige Gesellschaft beteiligt. Unerheblich für die Anwendung des
§ 6a GrEStG ist der Umstand, dass das Abhängigkeitsverhältnis zwischen der Klägerin und der S-GmbH erst durch
den Umwandlungsvorgang begründet wurde.


35 bb) § 6a Satz 4 GrEStG schließt die Steuerbegünstigung nicht aus. Die S-GmbH war zwar vor dem
Umwandlungsvorgang nicht fünf Jahre zu mindestens 95 % an der Klägerin beteiligt. Dies ist jedoch unerheblich. Die
S-GmbH konnte aus Rechtsgründen vor dem Umwandlungsvorgang nicht an der Klägerin beteiligt sein, weil die
Klägerin erst aufgrund des Umwandlungsvorgangs entstanden ist. Die S-GmbH blieb nach übereinstimmendem
Vortrag aller Beteiligten nach dem Umwandlungsvorgang mehr als fünf Jahre zu 100 % an der Klägerin beteiligt.
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36 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 21.8.2019, II R 19/19 (II R 63/14)
ECLI:DE:BFH:2019:U.210819.IIR19.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


§ 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind. Das herrschende Unternehmen muss
nicht Unternehmer i.S. des UStG sein.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 09.07.2014 - 7 K 135/12 wird als
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 20.05.2010 wurde die GmbH auf die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin)
verschmolzen. Alleinige Gesellschafterin der beiden Gesellschaften war seit Jahrzehnten eine gemeinnützige Stiftung.
Die Verschmelzung wurde am 06.07.2010 in das Handelsregister eingetragen. Mit der Verschmelzung ging eine
Vielzahl von in verschiedenen Finanzamtsbezirken gelegenen Grundstücken aus dem Vermögen der GmbH auf die
Klägerin über.


2 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) stellte die Besteuerungsgrundlagen für die
Grunderwerbsteuer gemäß § 17 des Grunderwerbsteuergesetzes in der im Jahr 2010 geltenden Fassung (GrEStG)
gesondert fest. Die Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG gewährte das FA nicht, da die Stiftung keine Unternehmerin
i.S. des Umsatzsteuergesetzes (UStG) sei. Der Einspruch blieb erfolglos.


3 Das Finanzgericht (FG) gab der Klage statt. Seiner Ansicht nach folgt weder aus dem Gesetzeswortlaut noch aus der
Intention des Gesetzgebers eine Beschränkung des Anwendungsbereichs des § 6a GrEStG auf herrschende
Rechtsträger, die Unternehmen i.S. des UStG sind.


4 Das Urteil des FG ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2015, 1739 veröffentlicht.


5 Dagegen richtet sich die Revision des FA.


6 Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


7 Die Klägerin beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


8 Das Bundesministerium der Finanzen und das Niedersächsische Finanzministerium sind nach § 122 Abs. 2 Sätze 1
und 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) dem Verfahren beigetreten. Die Beigetretenen stellen keine Anträge.


9 Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 18.07.2017 - II R 63/14 im Hinblick auf das
Vorabentscheidungsersuchen vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) ausgesetzt. Das
Verfahren wird nach Ergehen des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) im Verfahren A-Brauerei
vom 19.12.2018 - C-374/17 (EU:C:2018:1024) fortgeführt.


Entscheidungsgründe


II.


10 Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Das FG hat zutreffend entschieden,
dass § 6a GrEStG nicht allein auf Unternehmen i.S. des UStG Anwendung findet. Die Verschmelzung der GmbH auf
die Klägerin unterliegt der Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG.
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11 1. Der durch die Verschmelzung bewirkte Übergang des Eigentums an den Grundstücken der GmbH auf die Klägerin
unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Es handelt sich um gesetzliche
Eigentumswechsel, bei denen kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen
war und es auch keiner Auflassung bedurfte.


12 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG sind erfüllt.


13 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG steuerbaren
Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) die
Steuer nicht erhoben. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung,
Abspaltung und Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer
setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder
mehrere von diesem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften beteiligt sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine
Gesellschaft, an deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren
vor dem Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar,
teils mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


14 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union dar (vgl. EUGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024). Die
Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die bei einem Rechtsträgerwechsel
anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des Systems der
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt unabhängig
davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine doppelte Besteuerung innerhalb des Konzerns
vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell einer im System angelegten, möglichen
übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines Konzerns entgegenwirkt.


15 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.


16 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des UStG beschränkt (Viskorf in Boruttau,
Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 84; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl., § 6a Rz 43;
Gottwald/Behrens, Grunderwerbsteuer, 5. Aufl., Rz 583.23; a.A. gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden
der Länder vom 19.06.2012, BStBl I 2012, 662, Tz. 2.2 Abs. 1 Satz 2; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz,
Kommentar, 11. Aufl., § 6a Rz 11). Vielmehr gilt die Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle
Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind.


17 aa) Dem Wortlaut des § 6a GrEStG lässt sich nicht entnehmen, dass der Begriff des herrschenden Unternehmens
nach umsatzsteuerrechtlichen Maßstäben zu bestimmen ist. § 6a GrEStG verweist nicht auf § 2 UStG und definiert
das herrschende Unternehmen auch nicht wie § 2 UStG (Behrens, Die Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2010, 845,
846, und Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2152; Schaflitzl/Götz, Der Betrieb 2011, 374).


18 bb) Aus der zur Auslegung des § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG vertretenen Auffassung, wonach herrschendes Unternehmen
i.S. dieser Vorschrift jeder Unternehmer im umsatzsteuerrechtlichen Sinne sein kann und diese Voraussetzung nicht
erfüllt ist, wenn die Anteile am erwerbenden Unternehmen zum Privatvermögen einer natürlichen Person gehören
(Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 20.03.1974 - II R 185/66, BFHE 113, 306, BStBl II 1974, 769; Hofmann,
a.a.O., § 1 Rz 176), können keine Rückschlüsse für die Auslegung desselben Begriffs in § 6a GrEStG gezogen
werden. Dem BFH-Urteil in BFHE 113, 306, BStBl II 1974, 769 lag die Fassung des § 1 Abs. 3 Nr. 1 des
Grunderwerbsteuergesetzes vom 29.03.1940 --GrEStG 1940-- (RGBl I 1940, 585) zugrunde. Von § 1 Abs. 3 Nr. 1
GrEStG 1940 wurden nur "Unternehmen i.S. des § 2 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes" erfasst. Auf eine
entsprechende gesetzliche Anknüpfung des Unternehmensbegriffs an das UStG in der seit dem 01.01.1983 geltenden
Neufassung des § 1 Abs. 3 GrEStG hat der Gesetzgeber jedoch ausdrücklich verzichtet (vgl. Gesetzesentwurf zum
Grunderwerbsteuergesetz, BTDrucks 9/251, S. 16).


19 cc) Aus der Definition des abhängigen Unternehmens in § 1 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. b GrEStG lässt sich ebenfalls nicht
herleiten, dass herrschendes Unternehmen i.S. des § 6a Satz 3 GrEStG nur Unternehmen i.S. des UStG sein können.
§ 1 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. b GrEStG definiert den Begriff des herrschenden Unternehmens nicht, sondern legt nur fest,
unter welchen Voraussetzungen eine juristische Person als abhängig i.S. des § 1 Abs. 3 GrEStG gilt. Danach gilt eine
juristische Person, die nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich und
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organisatorisch in ein Unternehmen eingegliedert ist, als abhängiges Unternehmen. Der Wortlaut des § 1 Abs. 4 Nr. 2
Buchst. b GrEStG knüpft an § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG an. Diese Anknüpfung rechtfertigt es, bei der Auslegung des § 1
Abs. 4 Nr. 2 Buchst. b GrEStG die für § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG geltenden Grundsätze heranzuziehen (vgl. Meßbacher-
Hönsch in Boruttau, a.a.O., § 1 Rz 1116).


20 § 6a Satz 4 GrEStG definiert die Abhängigkeit von Gesellschaften jedoch anders als § 1 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. b
GrEStG und gilt zudem nicht nur für juristische Personen, sondern auch für Personengesellschaften. Bei § 1 Abs. 3
GrEStG handelt es sich zudem um einen steuerbegründenden Tatbestand und bei § 6a GrEStG um eine
Steuerbegünstigung. Der Begriff des herrschenden Unternehmens in § 6a GrEStG ist daher nicht in Anlehnung an § 1
Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. Abs. 4 Nr. 2 Buchst. b GrEStG auszulegen.


21 dd) Schließlich lässt sich auch den Gesetzesmaterialien nicht entnehmen, dass der umsatzsteuerrechtliche
Unternehmensbegriff für die Begünstigung nach § 6a GrEStG maßgeblich sein soll. Ungeachtet des Umstandes, dass
sich in den Gesetzesmaterialien kein Hinweis darauf findet, dass nur Unternehmen i.S. des UStG in den
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG fallen sollen, ergibt sich dies auch nicht aus dem aus den Gesetzesmaterialien
ersichtlichen Ziel, Umstrukturierungen von Unternehmen zu erleichtern und Wachstumshemmnisse zu beseitigen (vgl.
Bericht des Finanzausschusses des Deutschen Bundestags, BTDrucks 17/147, S. 10). Dies betrifft Unternehmer im
umsatzsteuerrechtlichen Sinne und andere Unternehmen gleichermaßen.


22 ee) Nach diesen Grundsätzen sind Unternehmen i.S. des § 6a GrEStG nicht nur Unternehmen i.S. des UStG. § 6a
GrEStG ist seinem Wortlaut und seinem Zweck nach so auszulegen, dass die Vorschrift allen Rechtsträgern offen
steht, die die nachstehenden Voraussetzungen erfüllen. Eine weitere Eingrenzung vermag der Senat der Vorschrift
nicht zu entnehmen.


23 Das gilt zum einen für die Rechtsform des Unternehmens. Zwar spricht der Wortlaut der Vorschrift von einem
herrschenden "Unternehmen" und von diesem abhängigen "Gesellschaften". Daraus lässt sich aber z.B. nicht der
Schluss ziehen, dass auch das herrschende Unternehmen in einer bestimmten Rechtsform organisiert sein muss.
Herrschendes Unternehmen können folglich Einzelunternehmen, Personen- und Kapitalgesellschaften, sowie
natürliche und juristische Personen sein, die wirtschaftlich tätig sind (BFH-Beschluss in BFHE 257, 381, BStBl II 2017,
916, Rz 29; Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 85).


24 Aus dem Begriff "Unternehmen" lässt sich ebenso nicht herleiten, dass die Beteiligung an den abhängigen
Gesellschaften für die Anwendung des § 6a GrEStG im Betriebsvermögen gehalten werden muss. Eine solche
Anknüpfung an bilanzielle oder ertragsteuerrechtliche Begriffe ist der Grunderwerbsteuer als Verkehrsteuer fremd. So
entsteht die Grunderwerbsteuer aufgrund der in § 6a Satz 1 GrEStG geregelten Erwerbstatbestände unabhängig
davon, ob die jeweilige Beteiligung im Betriebs- oder Privatvermögen gehalten wird. Die Steuerbefreiung nach § 6a
GrEStG von der Vermögenszugehörigkeit abhängig zu machen, findet im Gesetz keinen Anhaltspunkt. § 6a GrEStG
ist folglich z.B. auch anwendbar, wenn die Beteiligung im Privatvermögen einer natürlichen Person gehalten wird
(Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 85; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 44; a.A. Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 11; gleich lautende
Erlasse in BStBl I 2012, 662, Tz. 2.2). Dementsprechend kann eine gemeinnützige Stiftung ebenfalls ein
herrschendes Unternehmen i.S. von § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG sein, wenn sie über Beteiligungen an
grundbesitzenden Gesellschaften verfügt.


25 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.


26 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


27 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.


28 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).
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29 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in BStBl
I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 nicht
nach § 6a GrEStG begünstigt.


30 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


31 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


32 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


33 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 105; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 70; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/Wachter, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der
Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/Tyarks, Betriebs-Berater --BB-- 2010, 87, 91; Schaflitzl/Stadler, Der Betrieb 2010,
185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015; Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Ubg
2012, 649, 654; Wischott/Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013, 780, 790; Gsödl/ Keller/Petersen, Ubg
2016, 208, 212; Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200). Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch
für die Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O.,
§ 6a Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/ Wachter, a.a.O., § 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a
Rz 16; Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-Recht 2016, 60).


34 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.


35 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


36 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.


37 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2a oder 3 GrEStG
steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer nicht
erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 2 ff. UmwG),
die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von Vermögen zur
Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte Umwandlungsfälle in die
Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung, horizontal auf eine
Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen wird, sondern
begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein herrschendes
Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
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Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


38 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugutekommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


39 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


40 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


41 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.


42 f) Nach diesen Grundsätzen ist Grunderwerbsteuer im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu erheben. Die
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt.


43 aa) Die an dem Umwandlungsvorgang beteiligte Klägerin und die auf sie verschmolzene GmbH sind Gesellschaften,
die von einem herrschenden Unternehmen, der gemeinnützigen Stiftung, abhängen. Die gemeinnützige Stiftung war
als Alleingesellschafterin seit mehr als fünf Jahren vor der Verschmelzung zu 100 % an der verschmolzenen
Gesellschaft und an der Klägerin beteiligt. Die Stiftung ist als Rechtsträgerin "herrschendes Unternehmen" i.S. des
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG.


44 bb) § 6a Satz 4 GrEStG steht der Steuerbegünstigung im Streitfall nicht entgegen. Die Beendigung des
Abhängigkeitsverhältnisses zwischen der gemeinnützigen Stiftung und der GmbH ist unerheblich, weil dies durch die
Verschmelzung bedingt ist. Mit der Verschmelzung ist die Beteiligung der Stiftung an der GmbH erloschen. Die
Beteiligung der Stiftung an der Klägerin besteht unverändert fort.


45 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 21.8.2019, II R 20/19 (II R 53/15)
ECLI:DE:BFH:2019:U.210819.IIR20.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


1. § 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind.
2. Die Vorschrift erfasst auch den Fall, dass eine abhängige Gesellschaft auf ein herrschendes Unternehmen verschmolzen
wird.
3. Die in § 6a Satz 4 GrEStG genannten Fristen müssen nur insoweit eingehalten werden, als sie aufgrund eines
begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten werden können.
4. Bei der Verschmelzung einer abhängigen Gesellschaft auf ein herrschendes Unternehmen muss das herrschende
Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor der Verschmelzung zu mindestens 95 % an der verschmolzenen abhängigen
Gesellschaft ununterbrochen beteiligt gewesen sein (Vorbehaltensfrist). Die Frist von fünf Jahren nach dem
Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist) muss in Bezug auf die verschmolzene abhängige Gesellschaft nicht eingehalten
werden, weil sie aufgrund der Verschmelzung nicht eingehalten werden kann.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 01.10.2015 - 15 K 3015/15 wird als
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) war seit 2004 alleinige Gesellschafterin der grundbesitzenden A-GmbH.
Durch Verschmelzungsvertrag vom 29.08.2013 übertrug die A-GmbH ihr Vermögen als Ganzes mit allen Rechten und
Pflichten auf ihre Alleingesellschafterin, die Klägerin, im Wege der Verschmelzung durch Aufnahme. Zum Vermögen
der A-GmbH gehörten inländische Grundstücke.


2 Am 27.12.2013 erließ der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) gegenüber der Klägerin unter dem
Vorbehalt der Nachprüfung einen Bescheid über die gesonderte Feststellung der Besteuerungsgrundlagen für die
Grunderwerbsteuer gemäß § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG), ohne eine
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG zu berücksichtigen.


3 Die nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhobene Klage hatte Erfolg. Nach Auffassung des Finanzgerichts (FG) ist
der Eigentumsübergang aufgrund der Verschmelzung zwar nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG steuerbar, jedoch gemäß
§ 6a GrEStG steuerfrei. Unerheblich sei, dass die Klägerin als Folge der Verschmelzung ohne abhängige
Gesellschaften, also nicht mehr als herrschendes Unternehmen fortbestehe.


4 Die Entscheidung ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2016, 669 veröffentlicht.


5 Dagegen richtet sich die Revision des FA. Es rügt die Anwendung des § 6a GrEStG. Umwandlungsvorgänge wie der
im Streitfall, bei dem der Konzernverbund endgültig beendet werde, seien vom Zweck der Norm nicht erfasst.


6 Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


7 Die Klägerin beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


8 Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Verfahren beigetreten. Es stellt keinen Antrag.


9 Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 18.07.2017 - II R 53/15 im Hinblick auf das
Vorabentscheidungsersuchen vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) ausgesetzt. Das
Verfahren wird nach Ergehen des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) im Verfahren A-Brauerei
vom 19.12.2018 - C-374/17 (EU:C:2018:1024) fortgeführt.


Entscheidungsgründe
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II.


10 Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das
FG hat zutreffend entschieden, dass die Verschmelzung der A-GmbH auf die Klägerin der Steuerbegünstigung nach
§ 6a GrEStG unterliegt.


11 1. Der durch die Verschmelzung bewirkte Übergang des Eigentums an den Grundstücken der A-GmbH auf die
Klägerin unterliegt nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG der Grunderwerbsteuer. Es handelt sich um gesetzliche
Eigentumswechsel, bei denen kein den Anspruch auf Übereignung begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen
war und es auch keiner Auflassung bedurfte.


12 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG in der für nach dem 06.06.2013 verwirklichte
Erwerbsvorgänge geltenden Fassung (vgl. § 23 Abs. 12 GrEStG) sind erfüllt.


13 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird u.a. für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1, Abs. 2,  2a, 3 oder Abs. 3a
GrEStG steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 des
Umwandlungsgesetzes (UmwG) die Steuer nicht erhoben. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1
Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung, Abspaltung und Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die
Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang
ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von diesem herrschenden Unternehmen
abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften beteiligt
sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine Gesellschaft, an deren Kapital oder
Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor dem Rechtsvorgang und fünf
Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar, teils mittelbar zu mindestens 95 %
ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


14 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union dar (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024). Die
Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die bei einem Rechtsträgerwechsel
anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des Systems der
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt unabhängig
davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine doppelte Besteuerung innerhalb des Konzerns
vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell einer im System angelegten, möglichen
übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines Konzerns entgegenwirkt.


15 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.


16 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des Umsatzsteuergesetzes beschränkt
(Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 25.11.2015 - II R 63/14, BFHE 251, 509, BStBl II 2016, 170, Rz 12 ff.,
m.w.N.). Vielmehr gilt die Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG,
die wirtschaftlich tätig sind (vgl. BFH-Beschluss in BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29).


17 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.


18 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


19 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.
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20 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).


21 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in
BStBl I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 nicht
nach § 6a GrEStG begünstigt.


22 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


23 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


24 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


25 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 105; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl.,
§ 6a Rz 70; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 11. Aufl., § 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/Wachter, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der
Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/Tyarks, Betriebs-Berater --BB-- 2010, 87, 91; Schaflitzl/ Stadler, Der Betrieb 2010,
185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015; Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Die
Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2012, 649, 654; Wischott/ Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013,
780, 790; Gsödl/Keller/Petersen, Ubg 2016, 208, 212; Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200).
Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch für die Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/Wachter, a.a.O.,
§ 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16; Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-
Recht 2016, 60).


26 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.


27 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


28 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.
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29 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1, Abs. 2, 2a, 3 oder
Abs. 3a GrEStG steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die
Steuer nicht erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die
Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte
Umwandlungsfälle in die Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung,
horizontal auf eine Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen
wird, sondern begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein
herrschendes Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


30 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugutekommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


31 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


32 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


33 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.


34 f) Nach diesen Grundsätzen ist Grunderwerbsteuer im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu erheben. Die
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt.


35 aa) An dem Umwandlungsvorgang sind --wie § 6a Satz 3 GrEStG voraussetzt-- ausschließlich die Klägerin als
herrschendes Unternehmen und die A-GmbH als abhängige Gesellschaft beteiligt. Der Anwendung des § 6a GrEStG
steht nicht entgegen, dass durch die Verschmelzung das Abhängigkeitsverhältnis zwischen der Klägerin und der
A-GmbH beendet wurde. Eine Einschränkung dahingehend, dass solche Umwandlungsvorgänge aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG herausfallen, lässt sich --wie ausgeführt-- weder dem Wortlaut noch dem
Zweck der Norm entnehmen.


36 bb) § 6a Satz 4 GrEStG schließt die Steuerbegünstigung nicht aus. Die Klägerin war vor dem Umwandlungsvorgang
fünf Jahre lang zu 100 % an der A-GmbH beteiligt. Unerheblich ist, dass die Klägerin nach dem
Umwandlungsvorgang nicht weitere Jahre an der A-GmbH beteiligt blieb. Sie konnte aus Rechtsgründen nicht weiter
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an der A-GmbH beteiligt bleiben, weil die A-GmbH aufgrund der Verschmelzung erloschen ist. Die Nichteinhaltung der
Nachbehaltensfrist beruht auf umwandlungsbedingten Gründen.


37 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 21.8.2019, II R 21/19 (II R 56/15)
ECLI:DE:BFH:2019:U.210819.IIR21.19.0


Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG


Leitsätze


1. § 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind.
2. Die Vorschrift erfasst auch den Fall, dass eine abhängige Gesellschaft durch Abspaltung aus einer anderen abhängigen
Gesellschaft neu entsteht.
3. Die in § 6a Satz 4 GrEStG genannten Fristen müssen nur insoweit eingehalten werden, als sie aufgrund eines
begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten werden können.
4. Bei der Abspaltung zur Neugründung muss das herrschende Unternehmen fünf Jahre nach der Abspaltung zu mindestens
95 % an der abgespaltenen abhängigen Gesellschaft beteiligt bleiben (Nachbehaltensfrist). Die Vorbehaltensfrist muss in
Bezug auf die neu gegründete, abhängige Gesellschaft nicht eingehalten werden, weil sie aufgrund der Abspaltung nicht
eingehalten werden kann.
5. Führt die Umwandlung zu einem fiktiven Grundstückserwerb i.S. des § 1 Abs. 3 Nr. 4 GrEStG, geht die Zuständigkeit für
die Feststellung der Besteuerungsgrundlagen nach § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GrEStG als speziellere Regelung für
Erwerbsvorgänge nach § 1 Abs. 2a, 3 und 3a GrEStG der Anwendung des § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GrEStG vor.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf vom 04.11.2015 - 7 K 1553/15 GE wird als
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.
Der Tenor des Urteils des Finanzgerichts Düsseldorf vom 04.11.2015 - 7 K 1553/15 GE wird nach § 107 Abs. 1 der
Finanzgerichtsordnung dahingehend berichtigt, dass nicht nur der Änderungsbescheid vom 07.09.2015, sondern zugleich der
angefochtene Bescheid vom 05.12.2014 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 22.04.2015 aufgehoben wird.


Tatbestand


I.


1 Bei der Klägerin und Revisionsbeklagten (Klägerin) handelt es sich um eine durch Abspaltung von der A-GmbH
neugegründete Kapitalgesellschaft mit Sitz in Österreich. Sie wurde am 23.07.2014 in das österreichische Firmenbuch
eingetragen. Sämtliche Anteile an der A-GmbH hielt seit mehr als fünf Jahren vor dem Abspaltungsvorgang die
ebenfalls in Österreich ansässige AG. Die Anteile an der Klägerin hält nach der Abspaltung ebenfalls zu 100 % die AG.
Die A-GmbH hielt 100 % der Anteile an einer in der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) ansässigen GmbH (B-
GmbH), die wiederum 100 % der Anteile an einer weiteren in Deutschland ansässigen GmbH (C-GmbH) hielt. Sowohl
die B-GmbH als auch die C-GmbH verfügen über Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte in verschiedenen
Gemeinden in Deutschland. Durch die Abspaltung sind die Anteile der A-GmbH an der B-GmbH auf die neugegründete
Klägerin übergegangen.


2 Am 04.08.2014 zeigte die Klägerin einen steuerbaren Vorgang der Abspaltung i.S. des § 1 Abs. 3 Nr. 3 des
Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) bei dem Beklagten und Revisionskläger (Finanzamt --FA--) an und beantragte
die Anwendung des § 6a GrEStG. Das FA stellte mit Bescheid vom 05.12.2014 die Besteuerungsgrundlagen für die
Grunderwerbsteuer gemäß § 17 Abs. 3, Abs. 3a GrEStG gesondert fest, ohne die Steuerbegünstigung nach § 6a
GrEStG zu berücksichtigen. Den dagegen eingelegten Einspruch wies das FA mit Einspruchsentscheidung vom
22.04.2015 als unbegründet zurück. Die Abspaltung nach österreichischem Recht entspreche zwar einer Abspaltung
nach deutschem Umwandlungsgesetz (UmwG). Die Klägerin erfülle jedoch nicht die nach § 6a Satz 4 GrEStG
erforderliche Vorbehaltensfrist.


3 Die Klage hatte Erfolg. Nach Ansicht des Finanzgerichts (FG) ist die AG als herrschendes Unternehmen zwar nicht an
der Abspaltung beteiligt gewesen. Ausreichend sei jedoch, dass daran ausschließlich von der AG abhängige
Gesellschaften beteiligt gewesen seien. Die Nichteinhaltung der Vorbehaltensfrist in Bezug auf die neu gegründete
Klägerin sei unerheblich. Aus dem Zweck des Gesetzes folge, dass bei einer Umwandlung durch Neugründung einer
Gesellschaft die Vorschrift einschränkend ausgelegt werden müsse. Das Urteil ist in Entscheidungen der
Finanzgerichte (EFG) 2016, 142 veröffentlicht.


Bundesfinanzhof https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau...


1 von 5 14.02.2020, 18:02TRIAL MODE − a valid license will remove this message. See the keywords property of this PDF for more information.







4 Dagegen richtet sich die Revision des FA. Es rügt die Anwendung des § 6a GrEStG. Umwandlungsvorgänge wie der
im Streitfall, bei dem die abhängige Gesellschaft durch den Umwandlungsvorgang neu entstehe, seien vom Zweck der
Norm nicht erfasst.


5 Das FA beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


6 Die Klägerin beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


7 Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Verfahren beigetreten. Es stellt keinen Antrag.


8 Der Senat hat das Verfahren mit Beschluss vom 18.07.2017 - II R 56/15 im Hinblick auf das
Vorabentscheidungsersuchen vom 30.05.2017 - II R 62/14 (BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916) ausgesetzt. Das
Verfahren wird nach Ergehen des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) im Verfahren A-Brauerei
vom 19.12.2018 - C-374/17 (EU:C:2018:1024) fortgeführt.


Entscheidungsgründe


II.


9 Der Tenor der Vorentscheidung ist wegen einer offenbaren Unrichtigkeit nach § 107 der Finanzgerichtsordnung (FGO)
dahingehend zu korrigieren, dass nicht nur der letzte Änderungsbescheid, sondern auch der angefochtene Bescheid
aufgehoben wird. Durch die Aufhebung allein des Änderungsbescheids vom 07.09.2015 würde der ursprüngliche
Bescheid aufleben. Dies war jedoch vom FG nicht beabsichtigt, wie den Entscheidungsgründen unzweifelhaft zu
entnehmen ist. Der Tenor ist danach offenbar unrichtig i.S. des § 107 FGO. Die Berichtigung des Tenors im
Revisionsverfahren ist möglich (vgl. z.B. Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 08.03.2017 - II R 31/15, BFHE 257,
353, BStBl II 2018, 205, Rz 9, m.w.N.).


III.


10 Die Revision ist unbegründet und war daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Das FG hat zutreffend entschieden,
dass der Grundstückserwerb durch die aufgrund der Abspaltung neu gegründete Klägerin der Steuerbegünstigung
nach § 6a GrEStG unterliegt.


11 1. Der durch die Abspaltung bewirkte unmittelbare und mittelbare Übergang sämtlicher Anteile an den
grundbesitzenden Gesellschaften B-GmbH und C-GmbH unterliegt nach § 1 Abs. 3 Nr. 4 GrEStG der
Grunderwerbsteuer. Durch die Abspaltung sind die zuvor in der Hand der A-GmbH unmittelbar und mittelbar
gehaltenen Anteile in Höhe von 100 % auf die Klägerin übergegangen, ohne dass ein den Anspruch auf Übereignung
der Anteile begründendes Rechtsgeschäft vorausgegangen war.


12 2. Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG i.d.F. für nach dem 06.06.2013 verwirklichte
Erwerbsvorgänge (vgl. § 23 Abs. 12 GrEStG) sind erfüllt.


13 a) Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird u.a. für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1, Abs. 2, 2a, 3 oder Abs. 3a
GrEStG steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die Steuer
nicht erhoben. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwG betrifft die Verschmelzung, § 1 Abs. 1 Nr. 2 UmwG die Aufspaltung, Abspaltung
und Ausgliederung und § 1 Abs. 1 Nr. 3 UmwG die Vermögensübertragung. Die Nichterhebung der Steuer setzt
voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und ein oder mehrere von
diesem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen
abhängige Gesellschaften beteiligt sind (§ 6a Satz 3 GrEStG). Im Sinne von Satz 3 abhängig ist eine Gesellschaft, an
deren Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor dem
Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar, teils
mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist (§ 6a Satz 4 GrEStG).


14 b) § 6a GrEStG verstößt nicht gegen Unionsrecht. Die Regelung stellt keine Beihilfe i.S. des Art. 107 Abs. 1 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union dar (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024). Die
Vorschrift wirkt zwar selektiv, weil sie bestimmte Gesellschaften im Hinblick auf die bei einem Rechtsträgerwechsel
anfallende Grunderwerbsteuer begünstigt; dies ist jedoch durch die Natur und den Aufbau des Systems der
Grunderwerbsteuer gerechtfertigt (vgl. EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 44 ff.). Dies gilt unabhängig
davon, ob durch die Anwendung des § 6a GrEStG im Einzelfall eine doppelte Besteuerung innerhalb des Konzerns
vermieden wird. Ausreichend ist vielmehr, dass die Vorschrift generell einer im System angelegten, möglichen
übermäßigen Besteuerung bei Umwandlungsvorgängen innerhalb eines Konzerns entgegenwirkt.


15 Der EuGH hat die Nichteinstufung des § 6a GrEStG als Beihilfe vor allem damit begründet, dass die Vermeidung einer
Doppelbesteuerung und damit einer übermäßigen Besteuerung es rechtfertigen kann, dass die Steuerbefreiung auf
Umwandlungsvorgänge zwischen Gesellschaften beschränkt wird, die während eines ununterbrochenen
Mindestzeitraums von fünf Jahren vor und fünf Jahren nach diesem Vorgang durch eine Beteiligung von mindestens
95 % miteinander verbunden sind (EuGH-Urteil A-Brauerei, EU:C:2018:1024, Rz 50; vgl. hierzu Schmid,
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2019, 75). Aus dieser Begründung ist jedoch nicht zu folgern, dass § 6a
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GrEStG nur im Falle einer Doppelbesteuerung keine verbotene Beihilfe, also unionsrechtskonform ist und im Falle
einer fehlenden Doppelbesteuerung dem Unionsrecht widerspricht. Eine solche Differenzierung ist in der Vorschrift
nicht angelegt. Deshalb ist nach der Entscheidung des EuGH die Steuerbefreiung zu gewähren, wenn die
Voraussetzungen des § 6a GrEStG erfüllt sind; insoweit bedarf es keiner Feststellung einer Doppelbesteuerung im
konkreten Einzelfall.


16 c) Der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ist nicht auf Unternehmen i.S. des Umsatzsteuergesetzes beschränkt
(BFH-Beschluss vom 25.11.2015 - II R 63/14, BFHE 251, 509, BStBl II 2016, 170, Rz 12 ff., m.w.N.). Vielmehr gilt die
Vorschrift mangels näherer gesetzlicher Eingrenzung für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich tätig sind
(vgl. BFH-Beschluss in BFHE 257, 381, BStBl II 2017, 916, Rz 29).


17 d) § 6a GrEStG setzt voraus, dass an dem Umwandlungsvorgang eine oder mehrere von einem herrschenden
Unternehmen abhängige Gesellschaften i.S. des § 6a Satz 3 i.V.m. Satz 4 GrEStG beteiligt sind.


18 aa) § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verlangen dem Wortlaut nach den Bestand des dort bestimmten
Abhängigkeitsverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren vor dem Umwandlungsvorgang
(Vorbehaltensfrist) und fünf Jahren nach dem Umwandlungsvorgang (Nachbehaltensfrist).


19 bb) Umwandlungsvorgänge, bei denen eine beteiligte Gesellschaft erlischt oder neu entsteht, fallen nach dem
Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG nicht in den Anwendungsbereich des § 6a GrEStG. Eine vor oder nach der
Umwandlung nicht existente Gesellschaft kann die in § 6a Satz 4 GrEStG bestimmten zeitlichen Voraussetzungen der
Abhängigkeit aus rechtlichen Gründen nicht erfüllen, mit der Folge, dass entgegen den Anforderungen des § 6a
Satz 3 GrEStG an dem Umwandlungsvorgang auch (mindestens) eine Gesellschaft beteiligt wäre, die mangels
Einhaltung der Nachbehaltensfrist (im Falle des Erlöschens) bzw. der Vorbehaltensfrist (im Falle der Neugründung)
nicht von dem herrschenden Unternehmen "abhängig" wäre.


20 Nach dem Wortlaut des § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG wären somit sämtliche Verschmelzungen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1
Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG), die Ausgliederung zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 3 Nr. 2,
§§ 124 ff. UmwG) sowie die Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG), wenn sie zur Auflösung des
übertragenden Rechtsträgers führt, nicht nach § 6a GrEStG begünstigt. § 6a GrEStG hätte einen sehr eng begrenzten
Anwendungsbereich. Begünstigungsfähig wären im Wesentlichen die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Aufnahme durch Übertragung des abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteils oder der
abgespaltenen oder ausgegliederten Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf einen bestehenden oder mehrere
bestehende Rechtsträger (§ 123 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 1 UmwG).


21 cc) Die Finanzverwaltung versucht, den Widerspruch zwischen § 6a Satz 1 GrEStG einerseits und den Sätzen 3 und
4 der Vorschrift andererseits mittels eines eigenen Verbundbegriffs zu lösen. Nach Tz. 2.1 Abs. 2 der Erlasse in BStBl
I 2012, 662 ist für den jeweiligen Umwandlungsvorgang ein entsprechender "Verbund" aus dem herrschenden
Unternehmen und der oder den am Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft(en) sowie den dieses
Beteiligungsverhältnis vermittelnden abhängigen Gesellschaften zu bestimmen. Umwandlungsvorgänge, durch die ein
solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Satz 1 der Erlasse in BStBl I 2012, 662,
nicht nach § 6a GrEStG begünstigt.


22 (1) Demgemäß sind nach Tz. 2.1 Abs. 3 Sätze 2 und 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 Abspaltungen oder
Ausgliederungen zur Neugründung aus einem herrschenden Unternehmen sowie die Verschmelzung der letzten am
Umwandlungsvorgang beteiligten abhängigen Gesellschaft auf das herrschende Unternehmen nicht begünstigt, da
durch diese Umwandlungsvorgänge der Verbund erst begründet oder beendet wird. Die in Tz. 5 Abs. 1 der gleich
lautenden Ländererlasse vom 01.12.2010 (BStBl I 2010, 1321) noch enthaltene Regelung, wonach die
Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen zulässig sein sollte, hat die Finanzverwaltung in den Erlassen in
BStBl I 2012, 662 nicht mehr aufgenommen, ohne dass dem eine Gesetzesänderung zugrunde lag.


23 (2) Begünstigt ist nach Auffassung der Finanzverwaltung die Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine andere
Tochtergesellschaft (vgl. Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 und Beispiel 1 zu Tz. 5 der Erlasse in BStBl I 2012, 662). In diesen Fällen
sei nur erforderlich, dass die Vorbehaltensfrist von fünf Jahren (Tz. 4 der Erlasse in BStBl I 2012, 662) eingehalten
war, die übernehmende abhängige Gesellschaft fünf Jahre fortbesteht und an ihr die Mindestbeteiligung von 95 %
bestehen bleibt. Dass die übertragende Gesellschaft bei der Umwandlung erlischt und somit nach dem
Umwandlungsvorgang nicht mehr die Anforderungen des § 6a Satz 4 GrEStG an eine abhängige Gesellschaft erfüllt,
ist nach Tz. 5 Abs. 1 Satz 3 der Erlasse in BStBl I 2012, 662 unschädlich.


24 dd) Die Literatur löst den inneren Widerspruch im Wortlaut des § 6a GrEStG durch eine teleologische Reduktion des
§ 6a Satz 4 GrEStG.


25 So soll im Falle der Verschmelzung nur die übernehmende Gesellschaft fünf Jahre fortbestehen müssen; die
Nachbehaltensfrist müsse in Bezug auf die verschmolzene Gesellschaft nicht eingehalten werden (vgl. Viskorf in
Boruttau, Grunderwerbsteuergesetz, 19. Aufl., § 6a Rz 105; Pahlke, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 6. Aufl.,
§ 6a Rz 70; Hofmann, Grunderwerbsteuergesetz, Kommentar, 11. Aufl., § 6a Rz 16; Heine in Wilms/Jochum,
Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 45; Lieber in Behrens/Wachter, Grunderwerbsteuergesetz, § 6a Rz 48; aus der
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Aufsatzliteratur vgl. z.B. Mensching/Tyarks, Betriebs-Berater --BB-- 2010, 87, 91; Schaflitzl/Stadler, Der Betrieb 2010,
185, 188; Behrens, Deutsches Steuerrecht 2012, 2149, 2015; Teiche, BB 2012, 2659, 2665; Jorde/Trinkaus, Die
Unternehmensbesteuerung --Ubg-- 2012, 649, 654; Wischott/ Schönweiß/Graesser, Neue Wirtschafts-Briefe 2013,
780, 790; Gsödl/Keller/Petersen, Ubg 2016, 208, 212; Wutzke, Zeitschrift für Immobilienrecht 2016, 197, 200).
Dasselbe gilt nach verbreiteter Ansicht auch für die Vorbehaltensfrist im Falle der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung (Viskorf in Boruttau, a.a.O., § 6a Rz 112; Pahlke, a.a.O., § 6a Rz 65; Lieber in Behrens/Wachter, a.a.O.,
§ 6a Rz 43; Hofmann, a.a.O., § 6a Rz 16; Jorde/Trinkaus, Ubg 2012, 649, 654; Behrens, Umsatz- und Verkehrsteuer-
Recht 2016, 60).


26 ee) Nach Ansicht des Senats ist § 6a Satz 4 GrEStG dahingehend auszulegen, dass die dort genannten Fristen nur
insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten
werden können.


27 (1) Bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen
muss in Fällen der Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten werden. Das gilt bei der Verschmelzung sowohl für die
Verschmelzung auf die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende Unternehmen.
Die Nachbehaltensfrist muss bei der Verschmelzung und die Vorbehaltensfrist bei der Abspaltung oder Ausgliederung
zur Neugründung nicht eingehalten werden, um die Steuerbegünstigung zu erlangen.


28 (2) Entsprechendes gilt, wenn mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften an dem
Umwandlungsvorgang beteiligt sind. In diesem Fall muss bei der Verschmelzung die Nachbehaltensfrist nur in Bezug
auf die aufnehmende Gesellschaft und die Vorbehaltensfrist in Bezug auf die beiden abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden. Bei der Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung muss die Vorbehaltensfrist nur in
Bezug auf die abgebende Gesellschaft und die Nachbehaltensfrist in Bezug auf beide abhängigen Gesellschaften
eingehalten werden.


29 (3) Eine solche (weite) Auslegung des § 6a GrEStG findet ihren Anknüpfungspunkt in der Systematik der Vorschrift.
Nach § 6a Satz 1 Halbsatz 1 GrEStG wird ausdrücklich für einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1, Abs. 2, 2a, 3 oder
Abs. 3a GrEStG steuerbaren Rechtsvorgang aufgrund einer Umwandlung i.S. des § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG die
Steuer nicht erhoben. Der Verweis auf § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG schließt die Verschmelzung (§ 1 Abs. 1 Nr. 1,
§§ 2 ff. UmwG), die Aufspaltung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 1 UmwG), die Abspaltung und die Ausgliederung von
Vermögen zur Neugründung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 123 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, §§ 124 ff. UmwG) sowie die
Vermögensübertragung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 174 ff. UmwG) ausdrücklich und ohne Vorbehalt auf bestimmte
Umwandlungsfälle in die Begünstigung ein. § 6a Satz 1 GrEStG differenziert nicht danach, in welcher Richtung,
horizontal auf eine Schwestergesellschaft oder vertikal auf die Muttergesellschaft, eine Gesellschaft verschmolzen
wird, sondern begünstigt alle dort genannten Umwandlungsvorgänge gleichermaßen, auch wenn nur ein
herrschendes Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft an dem Umwandlungsvorgang beteiligt sind. Hätte der
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nur auf solche Umwandlungsvorgänge beschränkt sein sollen, bei denen
bereits ein Verbund aus mehreren Unternehmen besteht und nach dem Umwandlungsvorgang auch weiter besteht,
hätte dies in § 6a Satz 1 GrEStG seinen Niederschlag finden müssen.


30 (4) Diese Auslegung entspricht auch dem Zweck des § 6a GrEStG. Der Gesetzgeber wollte mittels der
Steuerbegünstigung nach § 6a GrEStG Umstrukturierungen innerhalb von Konzernen erleichtern, damit Unternehmen
flexibel auf Veränderungen der Marktverhältnisse reagieren können (BTDrucks 17/147, 10). Das schließt auch solche
Umwandlungsvorgänge ein, durch die ein Konzern beendet oder neu begründet wird. Es ist kein sachlicher Grund
erkennbar, nur bestimmte Umwandlungsvorgänge, z.B. Verschmelzungen auf Schwestergesellschaften, zu
begünstigen, zumal die Begünstigungswirkungen des § 6a GrEStG nach der Vorstellung des Gesetzgebers allen
Begünstigungsadressaten möglichst gleichmäßig zugute kommen und die Erfassung aller Umwandlungsvorgänge
einer gleichmäßigen Wirkung der Begünstigung dienen sollten (BTDrucks 17/147, 10). Der Begünstigungszweck
würde verfehlt, schlösse man diejenigen Umwandlungsvorgänge, die in der Praxis sehr häufig vorkommen, nämlich
die vertikale Verschmelzung und die Abspaltung oder Ausgliederung zur Neugründung, von vornherein aus dem
Anwendungsbereich des § 6a GrEStG aus.


31 (5) Die Auslegung steht schließlich nicht im Widerspruch zu dem durch § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG verfolgten Zweck,
ungewollte Mitnahmeeffekte zu vermeiden (vgl. BTDrucks 17/147, 10). In Verschmelzungsfällen muss nach § 6a
Sätze 3 und 4 GrEStG die Vorbehaltensfrist gewahrt sein, d.h. das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis muss vor dem
Umwandlungsvorgang fünf Jahre Bestand gehabt haben. In den Fällen der Abspaltung oder Ausgliederung zur
Neugründung muss die Nachbehaltensfrist gewahrt bleiben, d.h. das durch den Umwandlungsvorgang begründete
Abhängigkeitsverhältnis muss nach dem Vorgang mindestens fünf Jahre bestehen. Kurzfristige Gestaltungen, wie sie
§ 6a Sätze 3 und 4 GrEStG in Anlehnung an §§ 5 und 6 GrEStG verhindern will (vgl. BTDrucks 17/147, 10), sind
folglich auch in Verschmelzungs-, Abspaltungs- oder Ausgliederungsfällen ausgeschlossen.


32 (6) Die gegenteilige Auffassung der Finanzverwaltung findet weder im Wortlaut oder in der Systematik des § 6a
GrEStG noch in den Gesetzesmaterialien eine Stütze. Die Vorstellung des "Verbundes" ist dort weder begrifflich noch
konzeptionell angelegt. Es ist kein gesetzesimmanenter sachlicher Grund dafür ersichtlich, z.B. die Verschmelzung
auf eine Schwestergesellschaft bei Erfüllen der Nachbehaltensfrist durch die aufnehmende Gesellschaft zu
begünstigen, die Abspaltung oder Ausgliederung auf eine neu gegründete Schwestergesellschaft bei Erfüllen der
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Vorbehaltensfrist durch die abgebende Gesellschaft hingegen nicht. Beide Umwandlungsvorgänge sind lediglich das
wirtschaftliche und rechtliche Spiegelbild des jeweils anderen Umwandlungsvorgangs und finden innerhalb des
Konzerns ohne Beteiligung Dritter statt. Dasselbe gilt für die (vertikale) Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf
die Muttergesellschaft oder einer Enkelgesellschaft auf die Tochtergesellschaft und --spiegelbildlich-- die Abspaltung
oder Ausgliederung auf solche Gesellschaften. Es ist kein Grund erkennbar, weshalb diese Umwandlungsvorgänge
nicht unter § 6a Sätze 3 und 4 GrEStG fallen sollten, wenn man --wie die Finanzverwaltung-- einzelne
Umwandlungsvorgänge auf der horizontalen Ebene zulässt.


33 e) Da § 6a GrEStG nicht darauf abstellt, dass der abgebende Rechtsträger das Grundstück innerhalb von fünf Jahren
vor dem Umwandlungsvorgang erworben hat und der übernehmende Rechtsträger das Grundstück fünf Jahre nach
dem Umwandlungsvorgang behält, stehen im engen zeitlichen Zusammenhang mit dem Umwandlungsvorgang
verwirklichte andere Erwerbsvorgänge der Anwendung des § 6a GrEStG nicht entgegen.


34 f) Nach diesen Grundsätzen ist Grunderwerbsteuer im Streitfall nach § 6a GrEStG nicht zu erheben. Die
Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung sind erfüllt.


35 aa) Die Umwandlung nach österreichischem Recht entspricht nach den unstreitigen Feststellungen des FA, die sich
das FG durch Bejahung des Anwendungsbereichs des § 6a GrEStG zu eigen gemacht hat, einer Umwandlung nach
§ 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 UmwG. An dem Umwandlungsvorgang sind --wie § 6a Satz 3 GrEStG voraussetzt-- die
Klägerin und die A-GmbH als von der AG abhängige Gesellschaften beteiligt. Unerheblich für die Anwendung des
§ 6a GrEStG ist der Umstand, dass das Abhängigkeitsverhältnis zwischen der Klägerin und der AG erst durch den
Umwandlungsvorgang begründet wurde. Eine Einschränkung dahingehend, dass solche Umwandlungsvorgänge aus
dem Anwendungsbereich des § 6a GrEStG herausfallen, lässt sich --wie ausgeführt-- weder dem Wortlaut noch dem
Zweck der Norm entnehmen.


36 bb) § 6a Satz 4 GrEStG schließt die Steuerbegünstigung nicht aus. Die AG war zwar vor dem Umwandlungsvorgang
nicht an der Klägerin beteiligt. Dies ist jedoch unerheblich, weil die Klägerin erst im Zuge des begünstigten
Umwandlungsvorgangs gegründet wurde und die Nichteinhaltung der Vorbehaltensfrist daher auf
umwandlungsbedingten Gründen beruht.


37 cc) Das FA, in dessen Bezirk sich die Geschäftsleitung der B-GmbH befindet, war für den Erlass des
Feststellungsbescheids zuständig.


38 Die Besteuerungsgrundlagen werden bei Grundstückserwerben durch Umwandlungen aufgrund eines Bundes- oder
Landesgesetzes durch das Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Geschäftsleitung des Erwerbers befindet (§ 17
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GrEStG), und in den Fällen des § 1 Abs. 2a, 3 und 3a durch das Finanzamt, in dessen Bezirk sich
die Geschäftsleitung der Gesellschaft befindet (§ 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GrEStG), gesondert festgestellt, wenn ein
außerhalb des Bezirks dieser Finanzämter liegendes Grundstück oder ein auf das Gebiet eines anderen Landes sich
erstreckender Teil eines im Bezirk dieser Finanzämter liegenden Grundstücks betroffen wird. Im Streitfall führt die
Umwandlung zu einem Erwerbsvorgang nach § 1 Abs. 3 GrEStG und damit zu einem fiktiven Grundstückserwerb
aufgrund einer Umwandlung. In diesem Fall geht § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GrEStG als speziellere Regelung für
Erwerbsvorgänge nach § 1 Abs. 2a, 3 und 3a GrEStG der Anwendung des § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 GrEStG vor. Für
den Erlass des Feststellungsbescheids ist in einem solchen Fall folglich das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk
sich die Geschäftsleitung der grundbesitzenden Gesellschaft befindet. Dies war im Streitfall die B-GmbH, deren
Anteile durch die Abspaltung auf die neugegründete Klägerin übergegangen sind.


39 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 9/20 vom 13.2.2020
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